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Unruhige Zeiten 

Siemens will sechs Mil¬ 
liarden Euro einsparen. 
Die IG Metall ruft zu 
massiver Gegenwehr 
auf. 
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Aufstand der „weißen Masse“ 

In Madrid wird die Zerschlagung 
des Gesundheitswesens geprobt. 
Seit der Vorlage des Sparplans 
stellen sich Ärzte und Kranken¬ 
schwestern quer. 
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Tagungen der DKP-Bezirke 

Wir führen die Berichter¬ 
stattung über die Bezirks¬ 
tagungen fort, aus Bayern 
sowie aus Ruhr- und Rhein¬ 
land-Westfalen. 
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US-Kongress beschließt faulen Kompromiss im Fiskalstreit 


Z um Jahreswechsel hat es sich so¬ 
gar bis zur Kanzlerin herum ge¬ 
sprochen. „Die Krise ist noch 
nicht überwunden 4 ,‘versprach uns Frau 
Merkel in ihrer altsilbernen Silvester- 
Anmache. Den Beleg zu dieser Welt¬ 
neuheit lieferte dann umgehend der 
US-Kongress. 

Seit Monaten kreißte das US- 
Machtzentrum, um eine Lösung des 
imposanten Haushaltsproblems der 
„einzigen Supermacht“ zu gebären. 
Heraus kam, zwei Tage nach Termin, 
kaum mehr als eine lächerliche Erhö¬ 
hung der Einkommenssteuer für die, 
die ohnehin Heerscharen von Steu- 
eroptimierern beschäftigen, und eine 
Vertagung um zwei Monate. 

Die USA haben ihr aktuelles Schul¬ 
denlimit von 16,4 Bio. Dollar erreicht. 
Spätestens Ende Februar dürfte dann, 
bei aller Finanzakrobatik, die Zah¬ 
lungsunfähigkeit nicht mehr zu ka¬ 
schieren sein. Die nächste Runde im 
US-Fiskalstreit ist schon eingeläutet. 
Kern des Problems ist der kreditfi¬ 
nanzierte Ausweg aus der Weltwirt¬ 
schaftskrise der 1970er Jahre. Die 
neoliberale Theorie, formuliert von 
Reagans Wunderkind Arthur Laf- 
fer, versprach Steuermehreinnahmen 
durch Steuersenkungen. Rainer Brü- 


derles Lieblingsthese. Leider klappte, 
trotz Reagans inbrünstiger Anrufung 
höherer Mächte, diese wunderbare 
Einnahmenvermehrung schon da¬ 
mals nicht. Was dagegen klappte, war 
die Entfesselung der Finanzindustrie 
und des Kalten Krieges. Beides auf 
Kredit. Seither steigen die Defizite 
und die Schulden. 

Dass es auch anders geht, bewiesen 
die Clinton-Jahre. Ab 1997 erzielte 
die US-Regierung deutliche Primär¬ 
überschüsse. Bis Bush jr., ganz im 
Geist Ronald Reagans, mit drastischen 
Steuersenkungen den alten Marsch in 
die Verschuldung ungerührt fortsetzte. 
Richtig Schwung in die Sache kam al¬ 
lerdings erst 2008, als die Blase platzte 
und die Rettungs- und Stimulus-Bil¬ 
lionen die Schulden auf immer neue 
Rekordmarken trieben. Und weiter 
treiben. Und Barack Obama gleich¬ 
zeitig Bushs Steuergeschenke an die 
Reichen weiter fortschrieb, obwohl er 
die Mehrheiten hatte sie zu kappen. 
Seither geht der Streit um die schlich¬ 
te Frage: „Wer zahlt?“ Diejenigen, bei 
denen die Profite der diversen kalten 
und heißen und der Wirtschaftskriege 
gelandet sind, haben klar abgewinkt. 
Sie haben, damit so etwas wie unter 
Clinton nicht noch einmal passiert, 


durch ihren Lobbyisten Grover Nor- 
quist („Getting the The Government’s 
Hands Off Our Money, Our Guns, Our 
Lives“) 96 Prozent der republikani¬ 
schen Kongressabgeordneten schwö¬ 
ren lassen, niemals und unter keinen 
Umständen einer Steuererhöhung zu¬ 
zustimmen. 

Bekanntlich lassen sich Unterfinanzie- 
rungen entweder durch höhere Ein¬ 
nahmen oder niedrigere Ausgaben 
oder eine Kombination aus beidem 
eliminieren. Aber mit der immer hart¬ 
leibigeren Verweigerung der Reichen, 
ihren Staat mitzufinanzieren, ist der 
Kampf gegen Defizite und Schulden 
zu einem Kampf gegen den in der Ne- 
wDeal/Bretton-Woods-Ära zugestan¬ 
denen „Sozialstaat“ geworden. So ist 
Schuldenabbau ein Synonym für Spa¬ 
ren und Sparen ein Synonym für Lohn¬ 
kürzungen und Sozialabbau geworden. 
Da der analoge Prozess gleichzeitig 
in fast allen kapitalistischen Zentren 
stattfindet, sind die Wirkungen auf die 
Weltkonjunktur derart deutlich vor¬ 
gezeichnet, dass es selbst die Bundes¬ 
kanzlerin bemerkt hat: „Und tatsäch¬ 
lich wird das wirtschaftliche Umfeld 
nächstes Jahr nicht einfacher, son¬ 
dern schwieriger.“ Auch wenn in Mer¬ 
kel-Europa nach wie vor die Phanta¬ 


sie kultiviert wird, alle könnten sich 
zu Exportweltmeistern sparen, be¬ 
schleicht doch manchen die bange 
Ahnung, dass die konjunkturtreiben¬ 
de Wirkung der weltgrößte Konsum¬ 
maschine auf absehbare Zeit durch 
nichts zu ersetzen ist. Und ihr Ausfall 
entsprechende Folgen haben könnte, 
die sich unangenehm zu jenen in der 
Euro-Peripherie hinzuaddieren wür¬ 
den. Trotz aller gefeierten Exporter¬ 
folge in die nachholende Industriali¬ 
sierung der Schwellenländer. 
Interessanterweise markiert der deut¬ 
sche Mainstream in den USA genau 
das als Problem, was er in der Euro- 
Peripherie als Königsweg aus der Krise 
feiert. Das „Fiscal Cliff“ unterscheidet 
sich in seiner prozyklisch-krisenver- 
stärkenden Wirkung allenfalls graduell 
von den aufgezwungenen Sanierungs¬ 
programmen der Euro-Krisenstaaten. 
Aber US-Schulden sind nicht Euro- 
Schulden. Und es gibt Sinnvolleres als 
Schuldenabbau in der Krise. Und was 
heißt hier Bigotterie, wenn es dem Ex¬ 
port nützt. Schließlich, wenn auch bei 
uns die Kurven nach unten laufen und 
die Arbeitslosigkeit nach oben, wissen 
wir schon, wer es war: Auf alle Fälle 
nicht die Kanzlerin und nicht ihre Eu¬ 
ropa-Politik. Klaus Wagener 


Da verdient er als emsiger Vortrags¬ 
reisender mit der Selbstvermarktung 
seiner, wie soll man da sagen, „Er¬ 
folgsgeschichte?“, deutlich mehr als 
seine ehemalige Chefin. Aber kaum 
hatte er, ganz selbstlos, eine Erhöhung 
ihres schmalen Kanzlerinnengehaltes 
gefordert, da bricht der Sturm der 
Entrüsteten los wie Donnerhall. Wa¬ 
rum das, um Himmels Willen? 
Nüchtern betrachtet ist Steinbrück in 
einer bemerkenswert unerfreulichen 
Lage. Gut, es wird nicht die erste Wahl 
sein, die er verliert. Er kennt das. Er 
hat sogar schon gegen Jürgen Rüttgers 
verloren. In NRW. Als Sozi verkleidet. 
Wer das schafft, was kann den noch 
schrecken? 

Nun kommt erschwerend dazu, dass 
der Herausforderer in den nächsten 
paar Monaten bis zur Wahl kaum 
mehr machen kann und wohl auch 
will, als die schönen Gute-Nacht-Ge- 


Knete-Peer 

Neues vom Merkel-Killer 

schichten nachzubeten, die uns die 
Krisen-Kanzlerin regelmäßig mit 
treuherzigem Augenaufschlag so 
unter die Weste drückt. Steinbrück 
wie Steinmeier und wie auch Gab¬ 
riel haben die Schrödersche Agen¬ 
da-Politik schließlich mit allen Fa¬ 
sern in sich aufgesogen. 

Steinbrücks nicht zu lösende Auf¬ 
gabe ist es daher, ein Haar in ei¬ 
ner Suppe zu finden, die er, wäre 
er der Koch, nach identischem Re¬ 
zept angerichtet hätte. (Was für 
die olivgrüne FDP-Auswechsel- 
bank natürlich ebenso gilt.) Dass 
er es damit allenfalls, wenn es für 
Schwarz-Gelb nicht noch einmal 
reichen sollte, zum Ersatz-Rösler 
bringen kann, dürfte selbst ihm ge¬ 
dämmert haben. 

Was bleibt in solcher Lage? Erge¬ 
benheitsadressen an die alte und 
neue Chefin? Mag sein, aber ge¬ 


schenkt. Das wirklich Schauerli¬ 
che an der Personalie Peer Stein¬ 
brück ist nicht der pampig-raff¬ 
gierige Parvenü, der ihm aus allen 
Knopflöchern quillt, es ist die Tat¬ 
sache, das die SPD hier eine „Al¬ 
ternative“ präsentiert, die den aso¬ 
zialen schwarz-gelben Crash-Kurs 
allenfalls von rechts kritisiert. Der 
das „Sparen“ noch nicht schnell 
und radikal genug vonstatten geht. 
Gegen das donnernde Schwei¬ 
gen über die fortgesetzte, euro¬ 
paweite Verelendungspolitik von 
Merkel und/oder Steinbrück ist 
die mediale Aufgeregtheit über 
die mittlerweile offen zelebrier¬ 
te Selbstbereicherungsmentalität 
des Berliner Personals allenfalls 
ein plumpes Ablenkungsmanöver. 

Guntram Hasselkamp 



Thema der Woche 


Die offene 

faschistische Diktatur 
entsteht 

Dieses Jahr jährt sich zum 80. Mal die 
Machtübertragung an den deutschen 
Faschismus. Es waren die Kräfte des 
Großkapitals, die dem Hitlerfaschis¬ 
mus letztlich zur Macht verholfen ha¬ 
ben. Wir erinnern zum Jahresauftakt 
2013 an wichtige Daten. 
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Mahnbrief 

Hiermit erteilt der Rüstungsexpor¬ 
teur Deutschland allen Staaten, die 
regelmäßig deutsche Rüstungsexporte 
verwenden und genießen, eine scharfe 
Abmahnung. 

Bedauerlicherweise wird immer häu¬ 
figer festgestellt, dass die durch deut¬ 
schen Rüstungsexport beim Gebrauch 
verursachten Schäden an so genann¬ 
tem Humankapital (Mensch) nicht so 
groß sind, dass dieses verloren geht. 
Im Gegenteil: es wird sogar registriert, 
dass das Humankapital gegen Kriegs- 
einsätze resistent wird und sich selbst 
ungenehmigt und in großer Anzahl 
nach Deutschland importiert. 

Die Staaten als Endverbraucher von 
deutschen Rüstungs exp orten werden 
somit dringend aufgefordert, bei der 
Anwendung von Rüstungs exp ortgü- 
tern daraufzu achten, die Sollzahlen 
des zu vernichtenden Humankapitals 
zu erfüllen und zu erhöhen. 

Das Verteidigungsministerium der 
Deutschen Wirtschaft 
(Aus: Werner Lutz, Deutscher 
Einheit (z) -Text) 


Auf zur 

Liebknecht- 

Luxemburg- 

Demonstration 

13. Januar 2013 
10 Uhr, Frankfurter Tor 
★ 

Liebknecht-Luxemburg- 
Lenin-Veranstaltung - 
Jahresauftakt der DKP 

12. Januar 2013 
Münzenberg-Saal im ND-Gebäu- 
de, Franz-Mehring-Platz i 
(nahe Ostbahnhof) 

Beginn: 19 Uhr (Einlass ab 18.30 
Uhr) 

(siehe Seite 8) 


Jugendpolitischer 
Ratschlag der DKP 

26. Januar 2013 

11.00 Uhr-17.00 Uhr 

Freizeitheim Linden 
Windheimstraße 4 
30451 Hannover 


Allen Leserinnen und 
Lesern der UZ ein ge¬ 
sundes und kämpferi¬ 
sches 2013! 

Die UZ-Redaktion 
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unsere zeit CE 


Castkolumne von Gebhard Hofner* 

Trickserei zu Lasten der 
Beschäftigten 


Kurz vor Weihnachten meldete die 
IG Metall eine besondere Besche¬ 
rung: Vielen in Leiharbeit Beschäf¬ 
tigten werden Zuschläge vorent¬ 
halten. Der Hintergrund: Seit No¬ 
vember gilt ein Tarifvertrag, der 
Leiharbeitern bei Einsatz in der 
Metall-, Elektro- sowie der Chemie- 
Industrie Branchen-Zuschläge zusi¬ 
chert. Damit soll die Forderung nach 
„Equal Pay“ also gleiche Entlohnung 
wie die Stammbelegschaft, wenigs¬ 
tens teilweise umgesetzt werden. 

Die Zuschläge betragen je nach Dau¬ 
er des Einsatzes in der Branche bis 
zu 50 Prozent auf das tarifliche Leih¬ 
arbeitsentgelt. Welch 4 Wunder, dass 
die Unternehmer der Leiharbeits¬ 
branche sich diese Zuschläge gerne 
sparen. Dass sie damit auch ihren 
Kunden, insbesondere den Groß¬ 
betrieben der genannten Branchen, 
auch diese Zuschläge ersparen, ist 
ein netter Nebeneffekt, eine Krähe 
hackt der anderen eben kein Auge 
aus. 

Was tun als Betroffener oder als Be¬ 
triebsrat? Den Betroffenen kann 
man zunächst nur raten, sich an den 
Betriebsrat im Entleiherbetrieb oder 
an die Gewerkschaft zu wenden, um 
den Anspruch zu prüfen und Mög¬ 
lichkeiten der Durchsetzung zu bera¬ 
ten. Bei Betriebsräten ist davor noch 
eine ganz andere Prüfung fällig: Wie 
steht der Betriebsrat zur Leiharbeit? 
Sieht er sie als Schutz der Stammbe¬ 
legschaft vor belastender Mehrar¬ 
beit, wenn der Laden brummt, und 
vor Entlassungen in der Krise? 
Schließlich werden Leiharbeiter oft 
in unbeliebten Schichten eingesetzt, 
und sie verlieren in der Krise als ers¬ 
te den Job. Oder verfolgt er politisch 
die Abschaffung prekärer Beschäf¬ 
tigung, weil sie durch Dumping und 
Spaltung eine Bedrohung für alle Be¬ 
schäftigten darstellt und für die Be¬ 
troffenen häufig nicht zum Lebens¬ 



unterhalt ausreicht? Solange für vie¬ 
le Gewerkschafter und Betriebsräte 
diese Frage nicht geklärt ist, wird die 
Unterstützung der Betroffenen zu¬ 
mindest widersprüchlich erfolgen. 
Meine Erfahrung zeigt mir, dass 
häufig die Entleihbetriebe den wirk¬ 
samsten Druck auf die Verleihbetrie¬ 
be ausüben können: Wird in Rah¬ 
menverträgen die Einhaltung der 
geltenden Tarifverträge vereinbart 
und auch kontrolliert, wird der Kon¬ 
flikt nicht mehr auf dem Rücken der 
einzelnen Betroffenen ausgetragen. 
Die meisten Unternehmen behaup¬ 
ten schließlich öffentlich, dass Leih¬ 
arbeit nicht aus Kostengründen ein¬ 
gesetzt werde. Dann aber kann man 
auch öffentlich die Konsequenz ein¬ 
fordern, dass nämlich Arbeit nicht 
„billig wie Dreck“ sein darf, und dass 
die angeblich so dringend benötigte 
und durch Leiharbeit geschaffene 
Flexibilität nicht zum Nulltarif zu 
kriegen ist. 

Mein Fazit: Auf Dauer kann die Spal¬ 
tung der Belegschaften in Stamm-, 
Leiharbeits- und Werkvertrags-Be¬ 
schäftigte nur durch die Abschaffung 
dieser prekären Beschäftigung an¬ 
gegangen werden, aber davor haben 
wir Betriebsräte und Gewerkschaf¬ 
ter auch noch ein paar Hausaufgaben 
zu machen! 

*Unser Autor ist Gesamtbetriebsratsvorsitzender 
bei Dematic 


Kräfte bündeln gegen die 
verschärfte Umverteilung 


Wieder ist ein Jahr zu Ende gegan¬ 
gen. Ein Jahr, in dem die Umvertei¬ 
lung von unten nach oben zur wei¬ 
teren Verarmung eines großen Teils 
von Beschäftigten führte. Besonders 
betroffen sind die „Prekärbeschäftig¬ 
ten“, die von ihrem Lohn nicht mehr 
menschenwürdig leben können. 

Das reicht den Herrschenden in un¬ 
serem Lande aber noch lange nicht. 
Weitere Maßnahmen sind vorbe¬ 
reitet. Sie sollen aber erst nach der 
Bundestagswahl das „Licht der Öf¬ 
fentlichkeit“ erblicken. Kapital und 
Kabinett setzen ihre Politik ohne 
wenn und aber fort, da es ja keine 
Alternativen gäbe. Sie gibt es, wenn 
man den Reichtum in unserem Lan¬ 
de endlich ordentlich besteuern wür¬ 
de. Das lehnt die Politik ab, weil es 
ihnen ihr Kapitalismuskonzept ver¬ 
bietet. Für sie steht der Profit im Vor¬ 
dergrund. 

Diese Politik erfordert verstärkten 
Widerstand. Jetzt sind die Gewerk¬ 
schaften gefordert. Sie müssen in 
den Tarifkämpfen stärker die Vertei¬ 
lungsfrage berücksichtigen. Die Ar¬ 
beitgeber werden nicht freiwillig die 
berechtigten Forderungen anerken¬ 
nen. Beispielsweise im öffentlichen 
Dienst haben sie schon ihr Konzept 
nach mehr Arbeit und einem margi¬ 
nalen Gehaltszuschlag deutlich ge¬ 
macht. Die FDP will den Niedrig¬ 
lohnsektor ausbauen. Jetzt muss auf 
eigene Kraft vertraut werden. 

Da sind nicht nur die Gewerkschaf¬ 
ten, sondern alle fortschrittlichen 
Kräfte gefordert, solidarisch zu han¬ 
deln. Das betrifft nicht nur den Öf¬ 
fentlichen Dienst, sondern alle Tarif¬ 
verhandlungen. Aus der Geschichte 


unseres Landes wissen wir, nur das 
gemeinsame Handeln, betriebliche 
Aktionen und Streiks, ist die Spra¬ 
che, die das Kapital versteht. 

2013 gibt es auch gesellschaftspoli¬ 
tische Herausforderungen, in denen 
die Gewerkschaften gefordert sind, 
Da ist die von ver.di mit initiierte 
Aktion „UmFairTeilen 4 , die massiv 
fortgesetzt werden soll. Ein weite¬ 
rer bundesweiter Aktionstag soll 
am 13. April mit vielen örtlichen 
Demonstrationen, Infoständen und 
persönlichen Gesprächen organisiert 
werden. 

Im Zusammenhang mit der Bundes¬ 
tagswahl soll die Aktion „Gerecht 
geht anders“ weitergeführt werden. 
Notwendig ist es, die Forderungen 
der Gewerkschaften jetzt in den 
Gremien, vor allen in Betriebsgrup¬ 
pen und Vertrauensleutekörpern zu 
erarbeiten und zu bündeln. Zu den 
gesellschaftspolitischen Aufgaben 
gehört auch der von ver.di mit ins 
Leben gerufene europäische Bür¬ 
gerentscheid „Wasser ist Menschen¬ 
recht“. 

Die begonnenen europäischen Ak¬ 
tionen am 14. November, die vom 
Europäischen Gewerkschaftsbund 
mit unterstützt wurden, dürfen erst 
der Anfang gewesen sein. Notwen¬ 
dig ist eine Verstärkung der inner¬ 
gewerkschaftlichen Diskussion über 
die Ursachen der Krise und die ge¬ 
werkschaftliche Gegenstrategie. Jetzt 
müssen alle Kräfte gegen die kapi¬ 
talistische Krisenpolitik gebündelt 
werden - denn Einigkeit und ge¬ 
meinsames Handeln sind Vorausset¬ 
zung für erfolgreiches Kämpfen. 

Christian Koberg 


Siemens vor unruhigen Zeiten 

Sechs Milliarden Euro sollen auf dem Rücken der Beschäftigten eingespart werden 


S üßer die Kassen nie klingeln. 
Das dachten sich in der Vorweih¬ 
nachtszeit auch der Siemens-Vor¬ 
standschef Peter Löscher und seine 
Kolleginnen im Konzernvorstand und 
versilberten große Aktienpakete des 
Unternehmens. Löscher machte dabei 
einen Schnitt von 3,26 Millionen Euro. 
Bei einem Jahreseinkommen von acht 
Millionen Euro ein saftiges Zubrot. 
Aber auch die anderen Vorstandsmit¬ 
glieder machten Reibach; bis auf eine 
Ausnahme erlösten sie sechsstellige 
Beträge. Ein kleines Obendrauf gab es 
noch zusätzlich wegen des gestiegenen 


Peter Löscher ist das zweitbeste Er¬ 
gebnis der Firmengeschichte nicht 
gut genug, denn im Vorjahr war der 
Gewinn noch bei 6,3 Milliarden Euro 
gelegen. Mit einer Kapitalrendite von 
24 Prozent hatte sich der Industrie¬ 
konzern in die Sphären des ehema¬ 
ligen Deutsch-Bankers Josef Acker¬ 
mann empor gehoben. Dazu kommt 
das Debakel mit den verspäteten 
ICE-Zügen für die Deutsche Bahn, 
die Probleme bei der Anbindung von 
Windparks auf hoher See, das uner¬ 
reichbar scheinende Ziel, bald einen 
Umsatz von hundert Milliarden Euro 


ökologische und soziale Nachhaltigkeit 
ist das Fundament für die erfolgrei¬ 
che Entwicklung des Unternehmens 44 
meint der Metaller. Deshalb werden, 
so Jürgen Kerner, die IG Metall und 
die Betriebsräte den „Renditewahn“ 
nicht mitmachen, sondern dafür wir¬ 
ken, dass der lange Atem für den Um¬ 
bau zum „grünen Konzern“ entwickelt 
werde. Kerner: „Die Energiewende ist 
weit mehr als die überfällige Abkehr 
von der unvertretbar gefährlichen 
Atomtechnik. Mit ihr verbindet die 
IG Metall eine nachhaltige ökologi¬ 
sche Modernisierung unserer Indust¬ 



Der Widerstand hat Tradition: Bei einem bundesweiten Aktionstag gegen den Personalabbau bei Siemens im April 2010 
beteiligten sich 3 500 Kolleginnen vor der Münchner Konzernzentrale. 


Aktienkurses. Denn im Unterschied 
zum ICE, den Siemens nicht terminge¬ 
recht auf die Gleise bringt, stimmte in 
diesem Fall das Timing. 

Am 8. Oktober hatte Peter Löscher 
ein unerwartet hartes Einsparpro¬ 
gramm angekündigt. Um satte sechs 
Milliarden Euro sollen die Kosten in 
dem Weltkonzern bis Ende 2014 re¬ 
duziert werden. Im Gegensatz zu den 
370 000 Mitarbeitern war dies für vie¬ 
le Anleger eine erfreuliche Nachricht. 
Der Kurs der Siemens-Aktie stieg um 
vier Prozent. Allein Löscher sackte 
dadurch um gut 120 000 Euro mehr 
ein, als ihm seine Aktien noch einen 
Monat zuvor eingebracht hätten. Die 
Weihnachtsgeschenke für die Familien 
waren damit wohl finanziert. 
Unruhigere Weihnachten dürften die¬ 
jenigen Siemensbeschäftigten ver¬ 
bracht haben, die mit dem Abbau ihrer 
Arbeitsplätze rechnen müssen; wie z.B. 
die Kolleginnen der Siemens Tochter 
Mechanik Center GmbH in Erlangen. 
Ihnen war im Dezember völlig überra¬ 
schend mitgeteilt worden, dass der Be¬ 
trieb geschlossen werden soll. Um auf 
ihr Schicksal aufmerksam zu machen, 
stürmte die Belegschaft am 13. De¬ 
zember die Bühne der Stadthalle Er¬ 
langen, in der gerade die Betriebsver¬ 
sammlung für den Siemenssektor In- 
dustry stattfand. Zwei Kolleginnen 
schilderten ihre Situation. Als eine 
der beiden Kolleginnen am Ende ihrer 
Rede die Tränen nicht mehr zurückhal¬ 
ten konnte, war auch dem Letzten im 
Saal klar geworden, was es für die Be¬ 
schäftigten der MEC bedeutet, kurz 
vor Weihnachten zu erfahren, dass der 
Betrieb geschlossen und ihre Arbeits¬ 
plätze vernichtet werden sollen. 
Siemens geht wieder einmal unruhigen 
Zeiten entgegen. 

Zwar zählt Siemens zu den fünf Kon¬ 
zernen mit Sitz in Deutschland, die 
unter die Top 100 der Weltwirtschaft 
aufgestiegen sind. Auch der Gewinn 
von 4,6 Milliarden Euro nach Steu¬ 
ern im Geschäftsjahr 2011/2012 kann 
sich sehen lassen. Doch Konzernchef 


zu erreichen. Für die Finanzinvesto¬ 
ren ist Siemens mit dem aktuellen 
Ergebnis aus der Champions League 
abgestiegen. Da besinnt sich Löscher 
wieder auf die Strategie, die er vor 
seinem Einstig bei Siemens im Zent¬ 
ralvorstand von General Electrics ge¬ 
lernt hat: Konzentration auf die Kern¬ 
geschäfte und dort eine führende 
Position in der internationalen Kon¬ 
kurrenz einnehmen. Wenn dies nicht 
der Fall ist, dann gilt der Leitspruch 
„Fix it, close it or seil it“. Mit dem Pro¬ 
gramm „Siemens 2014“ soll der Kon¬ 
zern wieder profitabler gemacht und 
quer durch das Unternehmen zwölf 
Prozent Marge erwirtschaftet werden. 
„Das erste Ziel ist nicht Stellenabbau. 
Aber es wird sich am Ende auf die Ar¬ 
beitsplätze auswirken“, sagte Löscher, 
als er das Sparprogramm verkündete. 

„Rettungsschirm für 
Arbeitsplätze“ 

„Sechs Milliarden Euro sollen in den 
nächsten beiden Jahren eingespart 
werden, auch auf dem Rücken der Be¬ 
schäftigten. Da muss es an allen Stand¬ 
orten in Deutschland von den Kolle¬ 
ginnen und Kollegen massive Gegen¬ 
wehr geben“, appelliert die IG Metall 
an die Siemens-Beschäftigten und 
fordert einen „Rettungsschirm für 
Arbeitsplätze“. Jürgen Kerner, Mit¬ 
glied im Vorstand der IG Metall und 
im Aufsichtsrat der Siemens AG kri¬ 
tisierte bei der Siemens-Betriebsräte¬ 
konferenz Ende November in Berlin: 
„Vollmundig wurde der Umbau zum 
grünen Konzern gepriesen. Es wurde 
über eine Umsatzstärke von 100 Mil¬ 
liarden Euro philosophiert und vieles 
mehr. Und jetzt? Jetzt schafft man es 
nicht, an der Energiewende zu partizi¬ 
pieren und die Energiewende in Auf¬ 
träge und Arbeit für Siemens zu gie¬ 
ßen. Nach Solar jetzt ja nun auch der 
Ausstieg aus der Wasseraufbereitung.“ 
Für die IG Metall ist Siemens einer 
der Schlüsselkonzerne für den ökolo¬ 
gischen Umbau der Produktionswei¬ 
se. „Die konsequente Ausrichtung auf 


riegesellschaft. Sie ist eine Chance für 
die gesamte Metall- und Elektroin¬ 
dustrie und weit darüber hinaus, wenn 
sie richtig angepackt wird. Es geht um 
neue Technologien und Produkte, die 
Maßstäbe setzen in Sachen C0 2 -Re- 
duzierung, Effizienz und Kreislauf¬ 
wirtschaft.“ Für Siemens heiße dies, so 
der IG Metaller, dass „renditeschwa¬ 
che Bereiche entwickelt werden, statt 
sie im Handumdrehen wieder zu ver¬ 
kaufen“, denn die Energiewende bie¬ 
te einem „integrierten Technologie- 
Konzern wie Siemens riesige Chan¬ 
cen“. Unter der Losung „Mensch vor 
Marge“ werde die Gewerkschaft den 
Widerstand entwickeln, für die Si¬ 
cherung der Arbeitsplätze und einen 
Umbau des Konzerns kämpfen. In 
den nächsten Monaten wird sich zei¬ 
gen, wie haltbar der zwischen IG Me¬ 
tall und Unternehmensleitung verein¬ 
barte Beschäftigungspakt ist, mit dem 
betriebsbedingte Kündigungen ausge¬ 
schlossen sind. 

Mit Demonstrationen, Betriebsver¬ 
sammlungen und Kundgebungen re¬ 
agierten die Siemens-Beschäftigten auf 
die Vorstandspläne: In Konstanz ver¬ 
sammelten sich die Beschäftigten vor 
dem Werkstor und protestierten gegen 
den geplanten Verkauf der „Postal Au¬ 
tomation“ (Post- und Paketsortierein¬ 
richtungen). Die Beschäftigten der 
hundertprozentigen Siemens-Tocher 
Mechanik Center Erlangen (MEC), 
lassen sich die geplante Schließung 
nicht bieten. Und auch bei Nokia- 
Siemens Networks (NSN) formiert 
sich neuer Widerstand. Aufgebrachte 
NSN-Beschäftigte demonstrieren in 
München gegen einen erneuten Groß¬ 
angriff der Firmenleitung. In Bruchsal 
demonstrierte die Belegschaft gegen 
die beabsichtigte Schließung des dor¬ 
tigen NSN-Betriebes. „Wir kämpfen 
aber auch und wehren uns bis zum 
letzten, weil wir uns zutiefst ungerecht 
und schäbig behandelt fühlen“, sagte 
der Bruchsaler Betriebsratsvorsitzen¬ 
de Ernst Färber. 

Im 
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Von wegen christlich 

„Rheinische Post“ in Düsseldorf entlässt erneut Personal 


Arbeitskampf geht weiter 

Kolleginnen beim Krankenhaus-Konzern Sana 
lassen sich nicht austricksen 


Die Rheinische Post (RP ), Sprachrohr 
der CDU mit konservativ-wirtschafts¬ 
neoliberaler Ausrichtung, bekommt 
zunehmend Druck von den Beschäf¬ 
tigten. Anlass sind ständige Neuor¬ 
ganisationen sowie Ausgliederungen 
und Kündigungen innerhalb des Me¬ 
dienkonzerns. Die Vereinte Dienst¬ 
leistungsgewerkschaft (ver.di) und die 
RP-Belegschaft befürchten nach dem 
Kauf der Saarbrücker Zeitung nicht 
nur dort Entlassungen, sondern auch 
wieder in Düsseldorf. Betroffen sind 
Anzeigenabteilung, Verlagsprodukti¬ 
on, Druckhaus und Redaktion. 

Auf einer Protestveranstaltung der 
Gewerkschaft Ende Dezember in der 
Düsseldorfer Innenstadt machten An¬ 
gestellte des Zeitungsriesen auf ihre 
Arbeitsplatzsituation aufmerksam. 
„Wir haben uns dazu entschlossen, 
weil wir anders nicht die Öffentlichkeit 
über die Gefährdung unserer Arbeits¬ 
plätze unterrichten können. Aber eine 
Verpflichtung gegenüber den Lesern 
für nötig halten“ so ein Beschäftigter, 


der aufgrund fehlender innerer Mei¬ 
nungsfreiheit im Konzern ungenannt 
bleiben will. 

Zahlreiche Diskussionen vor Ort 
während der Demonstration bestä¬ 
tigten, dass es richtig war, die Unru¬ 
he aus Redaktion, Anzeigenabteilung 
und „Rheinisch Bergischer Drucke¬ 
rei“ auf die Straße zu tragen. „Wo die 
Verleger kaufen oder verkaufen, sind 
die Jobs der Beschäftigten gefährdet. 
Muss das Personal für immer weniger 
Geld und zunehmende Arbeitsver¬ 
dichtung schuften“ erklärte ein ver.di 
Sprecher gegenüber unsere zeit. Dies 
bestätige sich auch bei der Westdeut¬ 
schen Zeitung (WZ) in Wuppertal. 
Seit der Übernahme der dortigen An¬ 
zeigenabteilung durch die RP und der 
anschließenden Ausgliederung nach 
Düsseldorf verloren in der Stadt an 
der Wupper fünfzig Kolleginnen und 
Kollegen ihren Arbeitsplatz. Kaum wa¬ 
ren diese Kündigungen ausgesprochen, 
schrumpfte die Anzeigenabteilung der 
RP in Düsseldorf noch einmal um rund 


dreißig Beschäftigte. Kündigungen gab 
es auch beim Lesermarkt im Vertrieb. 
Insgesamt sank die Mitarbeiterzahl 
der Rheinischen-Post-Gesellschaft 
von 2001 bis 2011 von 981 auf nur 
noch 525. Jetzt stehen erneut bei der 
Rheinisch Bergischen Druckerei drei¬ 
ßig Arbeiter und Angestellte vor der 
Entlassung, die über Sozialplan oder 
eine Transfergesellschaft den Konzern 
verlassen sollen. 

Um Maximalprofite nach dem Out- 
sourcing zu erreichen, würden Ziel¬ 
vorgaben von mehreren Millionen 
Euro bei den neugegründeten Gesell¬ 
schaften gesetzt, die nur noch durch 
Lohndumping und ungeheures Ar¬ 
beitstempo erreicht werden könnten. 
Hinzu komme der verstärkte Einsatz 
von Werkverträgen, mit allen daraus 
folgenden Nachteilen der prekären 
Beschäftigung, wie aus mehreren, ge¬ 
sicherten Quellen bekannt wurde. 

Zur „Rheinischen Post Mediengrup¬ 
pe“, gehören zahlreiche Medien in Po¬ 
len, in den Niederlanden, der Tschechi¬ 
schen und Slowakischen Republik. Be¬ 
schäftigt sind nach eigenen Angaben 
insgesamt etwa 4 700 Mitarbeiter. Die 
RP machte 2011 über 400 Mio. Euro 
Profit. 

Erwirtschaftet wurden diese durch die 
Herstellung von 376 Millionen Zeitun¬ 
gen und 650 Millionen Beilagen. Die 
RP-Auflage beträgt etwa 340 000. Der 
Anteil von „Fremddrucksachen“ in 
den Druckereien stieg von sechs Pro¬ 
zent vor elf Jahren auf 50 Prozent im 
Jahr 2011. Neben dem Printmedien¬ 
bereich ist die „Mediengruppe“ ganz 
oder teilweise Eigentümer von Fern¬ 
seh- und Rundfunksendern, wie Center 
TV und Antenne Düsseldorf. Im ihrem 
Besitz befinden sich zahlreiche Immo¬ 
bilien, zum Beispiel die Shadowarca- 
den in der nordrhein-westfälischen 
Landeshauptstadt. 

Herbert Schedlbauer 


Auch bei der dritten Runde der Tarif¬ 
verhandlungen zwischen ver.di und 
Sana ließen sich die Gewerkschafts¬ 
vertreter kurz vor Weihnachten nicht 
über der Tisch ziehen. 

Schon für den Januar kündigte die 
Gewerkschaft daher weitere Arbeits¬ 
kampfmaßnahmen an. Betroffen sind 
rund 1 000 Kolleginnen und Kollegen 
in den Düsseldorfer Krankenhäusern 
Gerresheim und Benrath sowie in den 
Senioreneinrichtungen in diesen Stadt¬ 
bezirken. 

Sana hatte mit Unterstützung von 
CDU und FDP vor fünf Jahren 51 
Prozent der städtischen Einrichtungen 
übernommen, war dann vor einem Jahr 


aus dem Arbeitgeberverband ausgetre¬ 
ten. Nun will sie die Früchte in einem 
Haustarifvertrag einfahren: Eine um 
300 Euro geringere Bezahlung wurde 
in der ersten Tarifrunde „angeboten“ 
wobei die Beschäftigten in den Senio¬ 
reneinrichtungen weniger bekommen 
sollten als die in den Krankenhäusern. 
Statt einer Lohnerhöhung von 2,8 Pro¬ 
zent wie im öffentlichen Dienst bietet 
Sana nur zwei Prozent an. 


Die nächste Verhandlungsrunde be¬ 
ginnt am 5. Februar. Die DKP-Grup- 
pen Düsseldorf-Mitte, Gerresheim und 
Benrath-Wersten zeigten sich schon 
beim letzten Warnstreik solidarisch mit 
den Kolleginnen und Kollegen. 

Auf Nachfrage der DKP bestätigte der 
Düsseldorfer Stadtdirektor Abrahams, 
„dass Sana unter Verweis auf die Re¬ 
solution des Stadtrates schriftlich dazu 
aufgefordert wurde, die städtische Re¬ 
solution über die Rückkehr zur Voll¬ 
mitgliedschaft in dem Arbeitgeber¬ 
verband in die Tagesordnungen der 
nächsten Sitzungen des Aufsichtsrates 
sowie der Gesellschafterversammlung 
der Sana Klinken Düsseldorf GmbH 


aufzunehmen und darüber zu beraten. 
Dem Anliegen ist das Unternehmen 
nachgekommen.“ 

Die DKP hat erneut nachgefragt, wie 
denn nun die Sana-Gremien dem An¬ 
liegen nachgekommen sind. Wie der 
Sana-Vorstand mit den Forderungen 
der Kolleginnen und Kollegen letztlich 
umgehen wird, hängt prägend von der 
Kampfbereitschaft der Belegschaften 
ab. Uwe Koopmann 




Streik 


Weit über 200 Beschäftigte von „Del¬ 
phi Automotive Systems“ in Langen¬ 
lonsheim protestierten am 12. Dezem¬ 
ber zunächst vor ihrem Werk, dann vor 
der regionalen BMW-Vertretung und 
abschließend auf dem Kornmarkt in 
Bad Kreuznach gegen die für Ende 
2013 geplante Schließung der Produk¬ 
tionsstätte. 

Sie waren in den Streik getreten, weil 
sie Tage zuvor per Aushang am schwar¬ 
zen Brett erfahren hatten, dass ab 2014 
nur noch die Entwicklungsabteilung 
mit ca. 70 Beschäftigten bleiben soll. 
Nach Berechnungen des Betriebsrats 
wären inklusive betroffener Dienst¬ 
leister im Werk ca. 350 Menschen und 
deren Familien direkt von der Schlie¬ 
ßung betroffen. Darunter sind auch 
ca. 50 Menschen mit Handicap, die in 
einer Bad Kreuznacher Behinderten¬ 
werkstatt dem Automobilzulieferer 
zuarbeiten. 

Einen ersten Erfolg konnte der IG 
Metall-Bevollmächtigte Edgar Brak- 
huis bereits während der Kundgebung 
bekannt machen: Die Geschäftslei¬ 
tung erklärte sich unter dem Druck 
der Proteste bereit, mit der Gewerk¬ 
schaft zu verhandeln. Einen Termin vor 
Weihnachten, der den im Hintergrund 
tätigen „Abwicklungsstrategen“ vor¬ 
schwebe, lehne man aber ab. 

Delphi stellt elektrische Bauteile, z.B. 
Schalter, für Autos her. BMW ist ein 
Hauptabnehmer. Der Betrieb hatte 
vor fünf Jahren noch 900 Beschäftig¬ 
te. Vor zwei Jahren waren es noch 500, 
als sich Betriebsrat, Gewerkschaft und 
Belegschaft gegen die Verlagerung ei¬ 
nes Teils der Produktion nach Mexi¬ 
ko wehrten. Entlassungen konnten 
damals abgewehrt werden. Viele Be¬ 
schäftigte verließen aber „freiwillig“ 
den Betrieb, z.B. mit Abfindungen, 
ein endgültiges aus in den nächsten 
Jahren befürchtend. Derzeit sind we¬ 


bei „Delphi Automotive Systems 


Kolleginnen kämpfen gegen die Schließung des Werkes in Langenlonsheim 


u 



niger als 300 in der Produktion tätig. 
Der Mexikodeal erwies sich übrigens 
als Desaster für den US-amerikani¬ 
schen Konzern. Nach massiven Kun¬ 
denbeschwerden wegen mangelnder 
Qualität wurden die dort produzier¬ 
ten Schalten vor ihrer Auslieferung in 
Langenlonsheim nochmals überprüft 
und ca. 50 Prozent nachgearbeitet oder 
aussortiert. 

Offensichtlich gibt es in Langen¬ 
lonsheim derzeit keine wirtschaftlichen 
Probleme, die Zahlen sind schwarz und 
die Auftragsbücher voll. So voll, dass 
die Manager in den nächsten Wochen 
Samstags- und Sonntagsarbeit woll¬ 
ten. Diese zu verhindern wird ein He¬ 
bel sein, mit dem die Gewerkschaft 
gegen die Schließung kämpfen will. 


Das „Just-in-time“-System hätten die 
Gewerkschaften nicht gewollt, so Uwe 
Zabel vom IGM-Bezirk, es mache jetzt 
aber seine Erfinder druckempfindlich. 
Sollte die Schließung nicht zu verhin¬ 
dern sein, müsse es dem Unternehmen 
„richtig weh tun“. Gefordert werden 
drei Monatsgehältern pro Beschäf¬ 
tigungsjahr als Abfindung. Die IGM 
will auch Regelungen für Leiharbeiter 
durchsetzen, die bei Werksschließun¬ 
gen bis dato zumeist leer ausgingen. 
Ein Organisationsgrad von 90 Prozent 
lässt ein einheitliches Handeln der Be¬ 
legschaft erwarten. 

Bereits vor zwei Jahren wiesen Be¬ 
triebsrat und Gewerkschaft darauf 
hin, es sei unwahrscheinlich, dass eine 
Entwicklungsabteilung ohne Produkti¬ 


on vor Ort längerfristig Bestand haben 
werde. Diese Illusion ist unter deren 70 
Beschäftigten dennoch verbreitet, was 
viele vom Protest fernhielt. Dafür ka¬ 
men aber 40 Kolleginnen und Kollegen 
mit einem Bus von Delphi in Illheim 
bei Strasbourg zur Demonstration an 
die Nahe. 

Ein zweiter Bus von dort startete am 
selben Tag nach Villepinte bei Paris, wo 
ein weiteres Werk des Konzerns platt 
gemacht werden soll. In Illheim wollen 
die Manager 103 von 140 Arbeitsplät¬ 
zen vernichten. Kein Standort schreibe 
rote Zahlen, es gehe um eine „Profit¬ 
optimierung“ - so ein Gewerkschafter 
im Gespräch - vor dem Hintergrund 
der sich abzeichnenden Krise der Au¬ 
tomobilindustrie in Europa. 


Dass auf dem Kornmarkt fast 400 
Menschen demonstrierten, war auch 
Ausdruck der Solidarität aus ande¬ 
ren Betrieben und Branchen, wie z.B. 
der örtlichen Niederlassung von KHS 
(Getränkeabfüllanlagen) und dem 
Automobilzulieferer Conti-Teves aus 
Rheinböllen. Telekom-Beschäftigte 
waren mit ihren ver.di-Fahnen dabei, 
auch die von DGB und IG BAU wur¬ 
den geschwenkt. Mit Ansprachen pro¬ 
testierten u. a. auch der regionale SPD- 
Landtagsabgeordnete und der CDU- 
Bürgermeister von Langenlonsheim 
gegen die beabsichtigte Schließung. 
Systemkritik war von ihnen nicht zu 
erwarten gewesen, sie hoben darauf 
ab, dass ja noch schwarze Zahlen ge¬ 
schrieben würden. 

Dabei wirft die Krise deutliche Schat¬ 
ten auf die Region. Im Michelin-Rei- 
fenwerk Bad Kreuznach wird kurz¬ 
gearbeitet. Beim noch ausgelasteten 
Automobilzulieferer Hay behauptet 
die Geschäftsleitung, andere Betrie¬ 
be in der Branche hätten nur halb so 
hohe Personalkosten, weshalb man 
in Rheinböllen und Bad Sobernheim 
den Rotstift ansetzen müsse. Nach 
Überzeugung der DKP Bad Kreuz¬ 
nach drängen sich immer mehr die 
Forderungen nach einer Konversion 
von zumindest Teilen der Automo¬ 
bilindustrie und einer massiven Ar¬ 
beitszeitverkürzung in der gesamten 
Branche auf. Aber nicht in Form von 
Kurzarbeit, die Beschäftigte, Beitrags¬ 
zahler und Staat bezahlen müssen, 
sondern mit vollem Lohnausgleich 
zu Lasten der Profite. Dazu werde es 
nicht ausreichen, wenn zumeist nur 
die direkt betroffenen Belegschaf¬ 
ten kämpften. Es sei eine strategi¬ 
sche Aufgabe der Gewerkschaften, 
hier Motor gesamtgesellschaftlicher 
Kämpfe zu werden. 

Volker Metzroth 
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Resi-Huber-Platz 

Stadt München benennt Platz nach der engagierten Antifaschistin und Kommunistin 



„Während der Verfassungsschutz im 
Fall der rechtsradikalen Mörder von 
der NSU versagte, werden engagierte 
Nazi-Gegner intensiv beobachtet und 
öffentlich unter denVerdacht mangeln¬ 
der Verfassungstreue gestellt. Das stellt 
die Legitimation dieser Behörde zu 
Recht in Frage und führt zu der Über¬ 
legung, wer besser und mutiger die Ver¬ 
fassung schützt. Es sind, davon bin ich 
überzeugt, engagierte Demokratlnnen 
und Nazigegnerinnen, wie Resi Huber 
eine war“. Mit diesen Worten schloss 
Florian von Brunn von der Initiative 
Historische Lernorte Sendling seine 
„Gedanken über politischen Mut am 
Beispiel Resi Hubers“ anläßlich der 
Platzbenennung an der Brudermühl- 
und Impierstraße im Münchner Stadt¬ 
teil Sendling. 

250 Münchnerlnnen waren zu dieser 
Platzeinweihung gekommen. Die Ini¬ 
tiative zum Resi-Huber-Platz geht auf 
einen Antrag des Bezirksausschus¬ 
ses Sendling zurück. Einstimmig hat¬ 
te dann der Kommunalausschuss des 
Münchner Stadtrats beschlossen, „den 
Platz an der Impler-, Brudermühl- und 
Thalkirchner Straße nach der Münch¬ 
ner Antifaschistin Resi Huber zu be¬ 
nennen“. 

Friedbert Mühldorf er, Vorsitzender der 
VVN-BdA in München sagte in seinem 
Grußwort: 

„Es ist ja leider noch nicht selbstver¬ 
ständlich, dass eine Frau wie Resi Hu¬ 
ber, die sich seit den Nachkriegsjahren 
in der Kommunistischen Partei enga¬ 
giert und viele Jahre dem Kreisvor¬ 
stand der VVN angehört hat, auf diese 
schöne Weise gewürdigt wird. Noch viel 
zu oft werden Feindbilder aus den Zei¬ 
ten des Kalten Krieges benützt, statt 
vorurteilsfrei das Wollen und Handeln 
des einzelnen Menschen in den Vorder¬ 
grund zu stellen. 

Sich genauer mit dem Wollen und Han¬ 
deln zu beschäftigen, lohnt sich gerade 
bei Resi Huber. Wer sie kennenlernen 
durfte, als Zeitzeugin über die Nazi¬ 
zeit, als Mitstreiterin gegen Rüstung 
und Krieg, als Zornige und Wütende 
bei Protesten gegen Neonazis, wird 
sich beim Vorbeigehen hier an ihrem 
Namensschild gerne erinnern an diese 
mutige Frau. Wer sie noch nicht kennt, 
mag diesen Platz nutzen als Ansporn, 
sich mit Resi Hubers Leben zu beschäf¬ 
tigen“. 


Helene Sinzinger-Brütting, von der 
Hüttengemeinschaft Otto-Huber-Hüt- 
te am Ammersee zeichnete in sehr per¬ 
sönlichen Worten die Lebenslinien von 
Resi Huber nach. Sie hob Resis frie¬ 
denspolitisches und Engagement als 
Zeitzeugin hervor. Sie erinnerte auch 
daran, dass Resi die Initiative zur Re¬ 
cherche und Aufzeichnung der Schick¬ 
sale der 60 Münchner Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten ergriff, die im 
antifaschistischen Widerstandskampf 
ihr Leben ließen: „Du gibst den Men¬ 
schen ein Gesicht und eine Geschich¬ 
te. „Die wieder gefundene Liste“ (Titel 
der Broschüre - F.S.) ist ein Zeitdoku¬ 
ment gegen das Vergessen des Münch¬ 
ner Arbeiterwiderstandes. Sie findet 
wissenschaftliche Anerkennung“. 

Wer war Resi Huber? 

Die meisten kannten sie als die „gute 
Fee“ der Otto-Huber-Hütte am Am¬ 
mersee. Jener Baracke, die ehemalige 
KZ-Häftlinge nach ihrer Befreiung 
dort aufgestellt haben, an dem Platz wo 
sie vor der Nazi-Tyrannei ihre Sommer- 


Wochenenden verbrachten. Resi hat 
entscheidend dazu beigetragen, dass 
der Platz und die Hütte zu einer anti¬ 
faschistischen Gedenk- und vor allem 
Begegnungsstätte wurden. Politische 
und gewerkschaftliche Jugendgruppen, 
aber auch Parteigruppen, die Vereini¬ 
gung der Verfolgten des Naziregimes- 
Bund der Antifaschisten (VVN-BdA), 
Attac sowie das Ökumenische Büro, 
die einer Solidaritätsbrigade den Na¬ 
men Resi Huber gaben,... und Einzel¬ 
personen trafen sich hier zu Seminaren 
und Erfahrungsaustausch und erfuhren 
durch Resi und andere Mitglieder der 
Hüttengemeinschaft die Geschich¬ 
te der Hütte, des Naziterrors und des 
antifaschistischen Kampfes, z.B. der 
Münchner Widerstandsgruppen Ol- 
schewski/Binder und Hartwimmer, die 
bundesweit vernetzt waren, aber durch 
Spitzel verraten wurden; die meisten 
Mitkämpfer wurden von den Nazis 
hingerichtet. 

Resis Gabe, anschaulich zu erzählen, 
machten sie zur begehrten Zeitzeugin 
in Schulen, Universitäten, Jugendgrup¬ 


ICH KANN DEN VERBRECHERN 
DES KRIEGES NICHT VERZEIHEN; 

EIN VERGESSENDER VERBRECHEN 
IST MIR NICHT MÖGLICH; 

DIE TRAUER ÜBER DEN 
MASSENMORD AN DER JUGEND, 

AN ALTEN MENSCHEN UND KINDERN, 
DIE TRAUER ÜBER DEN TOD 
MEINES BRUDERS UND VATERS 
SOWIE VIELER FREUNDE 
IST KEINE ÜBERWUNDENE TRAUER: 

(Aus Resi Hubers Rede auf dem Rotkreuz¬ 
platz zum 40. Jahrestag des Beginns des 
2. Weltkrieges) 


pen, aber auch im Hörfunk und in dem 
Film „Stärker als die Angst - Frauen 
im Widerstand gegen Hitler“. Dort er¬ 
zählte sie, wie sie als junges Mädchen 
in Dachau die Machtergreifung der 
Nazis erlebte, vom Dachauer Aufstand 
gegen die Nazis wenige Tage vor dem 
Ende des Krieges, wo sie mit Dachau¬ 
er Frauen Straßensperren der SS ge¬ 
gen die vorrückenden Us-Truppen ab¬ 
räumte und Zivilkleidung für die Häft¬ 
linge beschaffte. Vor allem aber über 
ihre Arbeit, die sie als Zivilangestellte 
zwei Jahre lang in der Plantage der SS 
neben dem KZ Dachau machen muss¬ 
te. Gewissermaßen über Nacht gerät 
sie in das Räderwerk der Vernich¬ 
tungsmaschinerie der Nazis. Und sie 
ergreift spontan Partei für die Gepei¬ 
nigten und Unterdrückten, riskiert ihr 
Leben, um den Gefangenen zu helfen. 
Sie schmuggelt Briefe der Häftlinge 
an ihre Angehörigen hinaus, beschafft 
Lebensmittel für die Hungrigen, sogar 
Messwein für die inhaftierten Pfarrer. 
Und sie macht dies, weil ihr Gerech¬ 
tigkeitssinn, ihr Menschbleiben-wol¬ 
len ihr diese Entscheidungen abver¬ 
langen und sie den Mut dazu hat. „Ich 
hab doch nicht einfach wegschauen 
können“, sagte sie einmal zu mir. Resi 
hat nie weggeschaut, hat immer Partei 
ergriffen und Zivilcourage bewiesen. 
Den ersten Schritt zur kommunisti¬ 
schen Partei machte sie bereits vor 
Kriegsende, in Gesprächen mit den 
kommunistischen Häftlingen in der 
Plantage. Anfangs mehr gefühlsmä¬ 
ßig. Sie wollte zu denen gehören, die 
die Welt zu Frieden und Gerechtigkeit 
verändern wollten. Und die trotz bit¬ 
terster Gefangenschaft diesen uner¬ 


schütterlichen Optimismus ausstrahl¬ 
ten. In die KPD trat sie dann am 1. Mai 
1946 ein. Sie bleibt Kommunistin bis an 
ihr Lebensende. Auch in der Illegali¬ 
tät nach dem KPD-Verbot. Von den er¬ 
neuten Kommunistenverfolgungen zur 
Zeit des Kalten Krieges ist sie selbst 
betroffen, als die Aktion „Frohe Ferien 
für alle Kinder“, in der sie sich stark en¬ 
gagiert hatte, als „verfassungswidrige“ 
und „kommunistische Hilfsorganisati¬ 
on“ verboten wird. Bei dieser Ferien¬ 
aktion wurde Kindern aus Familien mit 
geringem Einkommen die Möglichkeit 
geboten, in Kinder-Ferienlagern in der 
DDR und auch hierzulande kosten¬ 
günstig mit anderen ihre Freizeit zu 
verbringen. 

1968 gehört sie zu den ersten, die der 
neukonstituierten DKP beitreten. Resi 
ist aktiv in ihrer Gruppe, arbeitet viele 
Jahre im Kreisvorstand der DKP mit, 
ist bis zuletzt im Kreisvorstand der 
VVN-BdA tätig und kämpft mit der 
Sendlinger Friedensinitiative gegen 
die geplante NATO- Raketenstationie¬ 
rung in der BRD. Der Kampf für Frie¬ 
den war Resis Herzensanliegen, die al¬ 
les übergreifende Lebenslinie. Als sie 
ihre Tochter Gabi in einer Bomben¬ 
nacht 1944 zur Welt bringt schwört sie 
sich. „Ich werd alles tun, was ich kann 
in meinem Leben, dass nicht wieder 
ein Krieg kommt. Meine Lebensaufga¬ 
be ist es, gegen den Krieg zu kämpfen“. 
Ein Vermächtnis, dem sie bis zum Ende 
treu blieb. Resi fehlte wohl auf keiner 
Friedens- und Antikriegsdemonstrati¬ 
on. Bis zum bitteren Ende. Ihre letzten 
Manifestationen richteten sich gegen 
den Krieg der NATO gegen Jugoslawi¬ 
en im März 1999. Das sei ihre schmerz¬ 
lichste Niederlage im Friedenskampf, 
sagte sie zu mir bei einer Mahnwache 
am Marienplatz: Ein erneuter Krieg in 
Europa und erstmals auch wieder von 
deutschem Boden aus. Das hat ihr auch 
die letzte Kraft geraubt. Ein Jahr spä¬ 
ter starb Resi. 

Fred Schmid 

Resis Lebensgeschichte ist aufgezeichnet in 
der Broschüre Das Wild-Reserl und die „KZ- 
Plantage“, Herausgeber: Freundeskreis der 
Otto-Huber-Hütte, Schutzgebühr 5.00 Euro + 
Versand, 

Bestellmöglichkeit: Fred Schmid, Mainzerstr. 
21,80804 München 


Der Hund(t) hat gebellt 

Warum Merkel Kanzlerin bleiben soll 


S pieglein, Spieglein an der Wand, 
wer ist der beste Sachwalter für 
den Unternehmerstand? Alljähr¬ 
lich im Dezember befragt das Allens- 
bacher Meinungsforschungsinstitut 
mit einer ähnlichen Fragestellung die 
Unternehmer zur Lage ab. Da das In¬ 
stitut den Unionsparteien nahe steht, 
kommen die Antworten zahlreich, frei¬ 
mütig, ungeschminkt. 

Zunächst wurde am 18. Dezember 
2012 vom Institut das „Capital-Elite- 
Panel“ vorgestellt. Mehr als drei Vier¬ 
tel der befragten Geschäftsführer und 
Vorstände sprachen sich dafür aus, dass 
Angela Merkel auch nach der Bundes¬ 
tagswahl die Bundesregierung weiter 
führen soll. „86 Prozent der Befragten 
stufen Angela Merkel als starke Kanz¬ 
lerin ein“, fasste Allensbach-Chefin Re¬ 
nate Köcher das Ergebnis zusammen. 
Parteiübergreifend wird vor allem ihre 
Führungsrolle in der Euro-Krise ge¬ 
lobt. Im Vergleich zum Herausforde¬ 
rer Steinreich wird ihr Durchsetzungs¬ 
fähigkeit und Geschick in Verhand¬ 
lungen attestiert. 80 Prozent sind der 
Auffassung, dass sie „Deutschland gut 
durch die Krise steuert“. Kritik üben 
die Manager hingegen bei der Energie¬ 
wende, 90 Prozent der Befragten sehen 
darin kein überzeugendes Konzept. 
Ein ähnliches Bild zeigte eine Umfrage 
des Instituts Forsa, die im „Handels¬ 
blatt“ veröffentlicht wurde. Hier ga¬ 
ben 700 Führungskräfte von deutschen 
Konzernen und mittelständischen 
Unternehmen Auskunft. „Die große 


Mehrheit der Führungskräfte möchte 
in der Tat Merkel als Kanzlerin auch 
nach dem Jahr 2013 behalten“, kom¬ 
mentierte Forsa-Chef Güllner. Stein¬ 
reich werde hingegen wenig Prokura 
in der SPD zugetraut. 

Bemerkenswert sind drei weitere Er¬ 
kenntnisse, die sich aus der Allensba- 
cher Umfrage ergaben. Erstens halten 
immerhin 60 Prozent den Merkel-Kon¬ 
kurrenten Steinreich „für den bestmög¬ 
lichen Kanzlerkandidaten der SPD“, 
aber nur 18 Prozent wünschen ihn sich 
als Kanzler. Allensbach klärt auf: das 
liege wohl daran, dass nur sieben Pro¬ 
zent unterstellen, dass Steinreich die 
Politik der SPD bestimme. Zweitens 
machen sich die Manager so ihre ei¬ 
genen Gedanken über die Koalitions¬ 
frage. Viele rechnen mit einer großen 
Koalition, aber ziehen sogar eine Re¬ 
gierungskoalition der Union mit den 
Grünen ins Kalkül. Fast die Hälfte der 
Befragten meinte, dass auch das funk¬ 
tionieren könnte. Drittens schließlich 
machen sich die Manager Gedanken 
über die ihnen eigentlich nahestehen¬ 
de FDP. Nur ein Drittel wünscht sich 
eine Fortsetzung der schwarz-gelben 
Koalition, aber 64 Prozent wünschen, 
dass die FDP wieder in den Bundestag 
einzieht - ein Wert, der in den letzten 
Monaten im Anstieg ist. „Die Grund¬ 
haltung zur FDP ändert sich“, schließt 
Frau Köcher daraus. 

Zwei Tage nach den Veröffentlichun¬ 
gen in „Capital“ und „Handelsblatt“ 
bringt die „Frankfurter Allgemeine 


Zeitung“ eine Analyse der Frau Kö¬ 
cher, deren Überschrift lautet: „Wenig 
Sympathien für Schwarz-Grün“. Diese 
Analyse beruht auf verschiedenen Um¬ 
fragen der Bürgerinnen und Bürgern, 
beruht also nicht auf von Managern ab¬ 
gefragten Meinungen. 

Frau Köcher greift damit die von Ma¬ 
nagern erwogene Koalitionsvariante 
auf und regt die Unionsparteien, die 
Grünen und die Öffentlichkeit zum 
Nachdenken an. Sie geht dabei von 
der unsicheren Perspektive der Re¬ 
gierungskoalition aus - die FDP lie¬ 
ge in der Wählergunst derzeit knapp 
unter fünf Prozent -, weshalb zurzeit 
die Chancen die schwarz-gelbe Forma¬ 
tion fortsetzen zu können, gering sei¬ 
en. Originalton Köcher: „Legt man die 
derzeitigen Wählersympathien zugrun¬ 
de, könnte die Wahl rein rechnerisch 
zu einer großen Koalition, zu einem 
schwarz-grünen Bündnis oder einer 
rot-grünen Koalition führen. Rot-Grün 
ist zurzeit näher an einer Mehrheit als 
Schwarz-Gelb. Schon ein Zugewinn 
von zwei Prozent könnte ein rot-grünes 
Bündnis ermöglichen. Gerechnet wird 
zurzeit in erster Linie mit einer Neu¬ 
auflage der großen Koalition. Beson¬ 
dere Phantasien entfachen jedoch Spe¬ 
kulationen über eine Annäherung von 
Union und Grünen. Die Hindernisse 
für ein solches Bündnis scheinen vie¬ 
len Kommentatoren geringer denn je, 
weil mit der im Konsens beschlossenen 
Energiewende einer der größten Streit¬ 
punkte beseitigt ist.“ 


Frau Köcher untersuchte Meinungs¬ 
verschiedenheiten und unterschiedli¬ 
che Profile der beiden Parteien. So at¬ 
testieren 73 Prozent der Bürgerinnen 
und Bürger den Unionsparteien, „dass 
sie sich besonders für die Stärkung der 
Wirtschaft einsetzen; 68 Prozent sehen 
die CDU als Anwalt der europäischen 
Integration; 61 Prozent als Verfechter 
christlicher Werte; 60 Prozent assoziie¬ 
ren sie mit innerer Sicherheit und kon¬ 
sequenter Verbrechensbekämpfung“. 
Völlig anders sei das Profil, das die Bür¬ 
gerinnen und Bürger mit den Grünen 
verbinden. „Sie sind in den Augen der 
überwältigenden Mehrheit nach wie 
vor die Umweltpartei und der Anwalt 
erneuerbarer Energien. 81 Prozent 
schreiben den Grünen die Förderung 
regenerativer Energien zu, 79 Prozent 
Engagement für Umweltschutz. Dar¬ 
über hinaus assoziieren die Bürger sie 
vor allem mit Toleranz gegenüber an¬ 
deren Kulturen, Engagement für die 
Gleichberechtigung von Frauen, mit 
einer modernen Familienpolitik, Min¬ 
destlöhnen, sozialer Gerechtigkeit und 
Einsatz für Chancengleichheit.“ 

Gegen Ende ihres Beitrages will Frau 
Köcher offensichtlich die Aufgeregt¬ 
heiten in den gegenwärtigen Diskus¬ 
sionen beschwichtigen und stellt fest, 
dass auch die Anhänger von Unions¬ 
parteien und Grünen „weitaus mehr 
verbindet als trennt. In vielen politi¬ 
schen Fragen urteilen sie nur graduell 
unterschiedlich. Das gilt für die Ener¬ 
giepolitik ebenso wie für Umwelt¬ 
schutz, wirtschaftliche Fragen oder die 
Europapolitik.“ 

Heute könnten sich nur ein Fünftel 
der Bürgerinnen und Bürger vorstel¬ 


len, dass eine schwarz-grüne Koaliti¬ 
on gut Zusammenarbeiten könnte, sagt 
Frau Köcher. 

CDU-Generalsekretär Gröhe, der die 
Diskussion derzeit für völlig überflüs¬ 
sig hält, ließ aufhorchen, in dem er von 
sich gab: „Neue Koalitionsoptionen 
brauchen ein gesellschaftliches Klima.“ 
Von „dramatischen Unterschieden“ 
zwischen Unionsparteien und Grünen 
sprach die Bundesgeschäftsführerin 
der Grünen, Steffi Lemke. 

Aber Vorsicht ist mit den Schwüren 
bürgerlicher Politikerinnen und Poli¬ 
tiker geboten. „Nichts ist unmöglich“ 
kennen wir nicht nur als Werbespruch 
aus der Autobranche, das lehren auch 
die Koalitionsschiebereien an Wahla¬ 
benden. 

Für die Manager und Unternehmer wie 
auch für Arbeitgeber-Präsident Hundt 
ist die Frage „Wer wird Deutschlands 
nächster Bundeskanzler?“ eh längst 
geklärt. Die Distanz zum SPD-Kanz- 
lerkandidaten, einst als Pragmatiker 
in diesen Kreisen hoch gelobt, nimmt 
zu. Zu Weihnachten lederte Hundt so 
nebenbei auch die Steuerpläne der 
SPD ab. „Die Steuererhöhungsplä¬ 
ne der SPD und die Einführung einer 
Vermögensteuer treffen vor allem den 
Mittelstand und gefährden deshalb die 
wirtschaftlichen und sozialen Erfolge 
in unserem Land.“ Diese Vorhaben ge¬ 
fährdeten die „wirtschaftliche Dyna¬ 
mik“ und den „Arbeitsmarkt“. Sein Ur¬ 
teil: „Ich kann bisher nicht erkennen“, 
so Hundt, „dass er die Fehlentwicklun¬ 
gen in seiner Partei korrigiert.“ 

RolfPriemer 








m 


unsere zeit 


Innenpolitik 


Freitag, 4. Januar 2013 5 


„Eine Grenze wird 
überschritten“ 

Neo-Faschisten vor Politikerwohnungen 



Neofaschisten in Dortmund mit dem Transparent „Kein Frohes Fest der 
Antideutschen Pest“ 


Pünktlich zu Weihnachten haben Neo- 
Faschisten in Essen und Dortmund ver¬ 
sucht durch Aktionen öffentliche Auf¬ 
merksamkeit zu erringen. 

In Essen-Kray versucht die NPD, aus¬ 
gehend von ihrer neuen Landeszentra¬ 
le in der Marienstraße 66a, sich auch 
im Stadtteil zu etablieren. Deswegen 
startete sie am 23.12. eine Verteil- und 
Infoaktion mit dem Slogan „Hier ist 
Deutschland“. 

In Dortmund hatte am gleichen Tag 
die Partei „Die Rechte“ zu Demons¬ 
trationen vor den Häusern von Dort¬ 
munder Politikern aufgerufen. Bei teils 
strömendem Regen fanden sich nach 
Polizeiangaben 95 Rechte an den drei 
Demonstrations-Standorten ein: Dem 
Wohnhaus von NRW-Arbeitsminister 
Guntram Schneider (SPD), vom Dort¬ 
munder Oberbürgermeister Ullrich 
Sierau (SPD) und der stellvertreten¬ 
den Grünen-Landesvorsitzenden Da¬ 
niela Schneckenburger. 

Während der Widerstand in Essen al¬ 
lerdings sehr gering ausüel, trat in 
Dortmund das „Huckarder Bündnis 
gegen Rechts“ den Aufmärschen von 
Neo-Nazis vor den Politiker-Wohnun¬ 
gen mit einer eigenen Kundgebung 
entgegen. Etwa 250 Menschen hörten 


auf dem Huckarder Marktplatz wie 
Willi Hofmeister vom Friedensforum 
an ihn gerichtete anonyme Drohbrie¬ 
fe aus den vergangenen Jahren ver¬ 
las und erklärte: „Der Weg, den diese 
Bande einschlägt, ist nicht neu. Neu 
ist, dass Personen direkt angesprochen 
werden und nicht anonym: Mit dieser 
Aufmarsch-Aktion wird eine Grenze 
überschritten.“ 

Ähnlich äußerte sich auch Dortmunds 
Oberbürgermeister Sierau: „Es wird 
versucht Demokratinnen und Demo¬ 
kraten mit undemokratischen Mitteln 
mundtot zu machen.“ Er bedauerte, 
dass die Neo-Nazis lediglich die pro¬ 
minentesten ihrer regionalen Gegner 
aufgezählt haben und nicht auch all die 
anderen. „Dann hätten sie festgestellt, 
wie viele das sind - und wie wenig sie 
selber.“ 

Auch für das Jahr 2013 ist viel zu tun im 
Antifaschistischen-Widerstand - nicht 
nur im Dortmunder Stadtteil Huckar¬ 
de, wo die Partei „Die Rechte“ einen 
ständigen Treffpunkt einrichten will, 
auch in Essen und den vielen anderen 
Städten, in denen Neo-Faschisten unter 
verschiedensten Namen versuchen Fuß 
zu fassen. Kein Fußbreit den Faschis¬ 
ten! MHad 


Nato-Zentrum Kalkar 
wird ausgebaut 

Hannelore Kraft lehnt Schließung ab 


I n einem Brief der Staatskanzlei in 
Düsseldorf an das Ostermarschko¬ 
mitee Ruhr hat die Landesregierung 
zu Erkennen gegeben, dass sie nichts 
gegen die Erweiterungsentscheidung 
am Luftwaffenstandort Kalkar/Uedem 
unternehmen will. 

Um die schnellen Eingreiftruppen 
der Luft- und Weltraumstreitkräfte 
der NATO weltweit vom Niederrhein 
aus in Marsch setzen zu können, wur¬ 
de die Zahl der Soldaten und Offiziere 
in Kalkar und Uedem im Rahmen der 
Bundeswehrreform um 400 verdoppelt. 
Sie sollen zusätzlich zu den vorhande¬ 
nen Mannschaften auch ferngesteuerte 
Flugelemente kontrollieren und steu¬ 
ern und Tod und Verderben weltweit 
verbreiten. Das hat die Friedensbewe¬ 
gung in einem Brief des Ostermarsch¬ 
komitees Ruhr der Nordrhein-Westfä¬ 
lischen Ministerpräsidentin Hannelore 
Kraft (SPD) mitgeteilt und sie um ein 
Einschreiten gegen die Maßnahme des 
Bundesverteidigungsministers gebeten. 
Während im ganzen Land Bundes¬ 
wehrstandorte reduziert wurden, hat 
man allein in Kalkar und Uedem er¬ 
heblich aufgestockt. Geplant sind auch 
Einsätze von Drohnen. Dazu die Frie¬ 
densbewegung: „Drohnen sind als Tö¬ 
tungsgeräte ohne Gerichtsurteil grund¬ 
gesetzwidrig. Von Kalkar/Uedem aus 
sollen die Einsätze, selbst auch ato¬ 
marer Raketen, Bomberflugzeuge und 
Drohnen gesteuert werden. Wir bitten 
Sie dringend, sehr geehrte Frau Minis¬ 
terpräsidentin, Ihre Zustimmung zum 


Ausbau von Kalkar/Uedem zurückzu¬ 
ziehen.“ 

Jetzt hat Hannelore Kraft der Frie¬ 
densbewegung geantwortet. Obgleich 
sie alles mögliche in Bewegung ge¬ 
setzt hat, damit NRW im Rahmen der 
Bundeswehrreform nicht als Standort 
verkleinert wird, streitet sie nun ab, in 
Kalkar/Uedem mit ihrer Intervention 
Erfolg gehabt zu haben, wo es sogar 
zu der Aufstockung kam. Sie habe sich 
lediglich „für einen Erhalt der Stand¬ 
orte und der damit verbundenen Ar¬ 
beitsplätze in den Regionen eingesetzt“, 
ließ Hannelore Kraft mitteilen. „Da¬ 
bei hat die Landesregierung erkennen 
müssen, dass sich die Entscheidungen 
im Rahmen der Bundeswehrstruktur¬ 
reform der Einflussnahme durch das 
Land entziehen. Dies gilt auch für die 
Erweiterungsentscheidung am Luft¬ 
waffenstandort Kalkar/Uedem.“ 

Zur aggressiven Aufgabenerweiterung 
in Kalkar und Uedem äußert sich die 
Ministerpräsidentin nicht. Die Frie¬ 
densbewegung hatte geschrieben: „Der 
Krieg beginnt hier - und hier muss er 
gestoppt werden“. Ganz in diesem 
Sinne unterschrieben bisher den Os¬ 
termarsch-Brief an Hannelore Kraft 
auch der Bundesausschuss Friedens¬ 
ratschlag, die VVN-Bund der Antifa¬ 
schisten NRW und Persönlichkeiten 
der Friedensbewegung wie Willi Hoff¬ 
meister, Prof. Dr. Arno Klönne und Dr. 
Peter Strutynski. 

Die militärischen Einrichtungen am 
Niederrhein sind der Entscheidungsge¬ 


walt deutscher Parlamentarier entzo¬ 
gen. Dagegen und insbesondere gegen 
das „Combined Air Operations Cen¬ 
tre“ (CAOC) in Kalkar/Uedem richtet 
sich der Protest der Antikriegs- und 
Friedensgruppen an Rhein und Ruhr. 
Die Friedensgruppen befürchten, dass 
auch von Kalkar aus Luftoperationen 
der NATO - wie zuletzt in Libyen - ge¬ 
steuert werden können. Denn 2011 war 
die Schwestereinrichtung von Kalkar/ 
Uedem bei Bologna in Italien Teil der 
Steuerzentrale für die NATO-Luftan- 
griffe gegen Libyen. 

Sie befürchten, dass Kalkar einen Platz 
im System des geplanten Raketenab¬ 
wehrschirms und der geplanten Moder¬ 
nisierung der in Deutschland gelagerten 
Atomwaffen einnehmen wird. Wörtlich 
hieß es in dem Brief an Kraft: „Die staa- 
tenübergreifende Besetzung von Ein¬ 
richtungen wie in Kalkar bedeutet in 
der Praxis auch, dass unter Umgehung 
des Bundestages deutsche Soldaten an 
Kriegseinsätzen beteiligt würden.“ 
Weiter: „Jeder Punkt Eurasiens nördlich 
der Alpen könnte dann mit von dort aus 
gesteuerten Bomben, Raketen, Marsch¬ 
flugkörpern und Drohnen erreichbar 
sein. Es ist klar, dass besonders Russ¬ 
land - das das größte Territorium nörd¬ 
lich des 47. Breitengrads besitzt - sich 
bedroht fühlen muss. Es wird, so wurde 
schon angekündigt, dieser Entwicklung 
nicht tatenlos Zusehen. Und das bedeu¬ 
tet: Unser NRW wird zur Zielscheibe 
von Raketen, Bomben und Drohnen.“ 

U.S. 


Noch mehr Probleme - 
noch mehr Aufgaben 

Friedenspolitisches Programm für 2013 verabschiedet 


Athener Finanzkrise schlägt 
bis NRW durch 

Ein neuer Lehrer für vier Schulen in NRW 


Elena Colmsee vom Vorstand der Lan¬ 
desschülerinnenvertretung N ordrhein- 
Westfalen (LSV-NRW) sowie Schullei¬ 
tung und Schüler, Lehrer- und Eltern¬ 
vertreter waren sich einig: Die aktuelle 
finanzielle Situation des griechischen 
Staates bedeutet für die griechischen 
Schulen in NRW eine bildungspoliti- 
sche Katastrophe. Die Lehrerversor¬ 
gung ist inzwischen so schlecht, dass 
befürchtet werden muss, dass Schüler 
nicht mehr ausreichend auf die zentra¬ 
len Abitur-Prüfungen vorbereitet wer¬ 
den können. 

So gab es nach heftigen Protesten zwar 
die Zusage auf Neueinstellungen. Ge¬ 
sichert ist aber nur ein Lehrer für den 
naturwissenschaftlichen Bereich. Die¬ 
ser eine Lehrer aber soll in Düsseldorf 
und in Wuppertal unterrichten, jeweils 
gleichzeitig an den dortigen Gymnasi¬ 
en und an der Schulform Lyzeum, das 
der Oberstufe an den deutschen Gym¬ 
nasien entspricht. Mit einer solchen 
„Verbesserung“ der Unterrichtsver¬ 
sorgung, da waren sich alle einig, lassen 
sich die Defizite nicht aufholen. 

Bei der Beratung wurde über Alterna¬ 
tiven gesprochen: Ein Wechsel in die 
Oberstufe einer deutschen Gesamt¬ 
schule oder eines deutschen Gymnasi¬ 
ums bedeutet wegen der unterschied¬ 
lichen Lehrpläne, dass die Schüler we¬ 
nigstens ein Jahr freiwillig wiederholen 
müssen, um den Anschluss zu bekom¬ 
men. Ein Wechsel an eine Schule in der 
griechischen Heimat ohne Familie birgt 
weitere Unsicherheiten, da das sozia¬ 
le Umfeld nicht garantiert ist. In Grie¬ 
chenland wurden mehrfach die Löhne 
und die Renten gekürzt, so dass die Ju¬ 
gendlichen kaum bei Verwandten un¬ 
terzubringen sind. Dies wären auch nur 
unzulässige Ersatzlösungen, denn der 


Staat ist Schulträger und verantwort¬ 
lich für die umfassende schulische Aus¬ 
bildung. 

Die LSV wird angesichts dieses katas¬ 
trophalen Hintergrundes drei Wege 
beschreiten: Die Öffentlichkeit in 
Griechenland soll erfahren, wie es um 
die griechischen Schulen in NRW be¬ 
stellt ist. Dazu wurde vereinbart, Zei¬ 
tungen in Athen und in anderen Städ¬ 
ten anzuschreiben. Die Landesregie¬ 
rung in Düsseldorf soll prüfen, wie sie 
initiativ werden kann, auch wenn sie 
auf den ersten Blick nicht zuständig ist. 
Dazu werden Gespräche im Ministeri¬ 
um angestrebt. Und schließlich handelt 
es sich um ein Problem in den Bezie¬ 
hungen zwischen Berlin und Athen. 
Deshalb soll auch der Außenminister 
eingeschaltet werden: So wie die Ber¬ 
liner Regierung darauf besteht, dass 
das Athener Parlament „Sparmaßnah¬ 
men“ beschließt, so soll sie auch garan¬ 
tieren, dass die Kinder des Landes ord¬ 
nungsgemäß in finanziell hinreichend 
ausgestatteten Schulen unterrichtet 
werden. 

Elena Colmsee: „In Deutschland dür¬ 
fen Schüler und verbeamtete Lehrer 
nicht streiken. Aber wir haben volles 
Verständnis dafür, dass unsere griechi¬ 
schen Mitbürger, die wirklich mit dem 
Rücken an der Wand stehen, sich mit 
allen Mitteln wehren müssen. Sonst, so 
haben wir den Eindruck, ändert sich 
hier gar nichts wirklich.“ Zwischen al¬ 
len Beteiligten wurde vereinbart, dass 
sie sich mit neuen Informationen je¬ 
weils auf den aktuellen Stand bringen. 
Die griechischen Schüler wurden als 
Zeichen der Solidarität in die nächste 
Vorstandssitzung der LSV eingeladen, 
um die nächsten Schritte im kommen¬ 
den Jahr zu vereinbaren. -nn 


D ie Anforderungen an die Frie¬ 
densbewegung sind größer, ihre 
momentane Mobilisierungs¬ 
kraft aber kleiner geworden. Vor die¬ 
sem Hintergrund verabschiedete der 
Bundesausschuss Friedensratschlag, 
ein politisches Bündnis zahlreicher 
Basisinitiativen und Aktivist/innen 
der deutschen Friedensbewegung sei¬ 
ne „Friedenspolitischen Schwerpunk¬ 
te 2013“ Die meisten der 15 themati¬ 
schen Schwerpunkte, mit denen sich 
nach Auffassung des Bündnisses im 
kommenden Jahr befasst werden sollte, 
befanden sich bereits im Aktionspro¬ 
gramm 2012 - sie haben sich aber kei¬ 
neswegs erledigt, sondern in der Regel 
sogar noch verschärft. 

In dem 4-seitigen Papier werden die 
bedrohlichen Tendenzen der Welt¬ 
entwicklung benannt. Dazu gehören 
„Kriege, Gewalt, Umweltzerstörung 
und Raubbau an den natürlichen Res¬ 
sourcen“ sowie „wachsende Armut, 
Hunger und massiver Abbau sozia¬ 
ler und demokratischer Rechte“. Der 
Krieg habe wieder Einzug in die inter¬ 
nationalen Beziehungen gehalten und 
stelle den Fortschritt des Völkerrechts 
und der UNO-Charta mit ihrem strik¬ 
ten Gewaltverbot zunehmend in Frage. 
Auch die Bundeswehr werde zu einer 
„globalen Interventionsarmee“ trans¬ 
formiert, um mit neuen Waffen (z.B. 
Kampfdrohnen) die Kriegführung der 
NATO effektiver zu machen. 

Auf der anderen Seite werden aber 
auch hoffnungsvolle Entwicklungen 
ausgemacht: Die Revolten des „arabi¬ 
schen Frühlings“, die Massenproteste 
in Griechenland, Spanien oder Portu¬ 
gal gegen das EU-Diktat, der selbst¬ 
bewusste Aufbruch zahlreicher latein¬ 
amerikanischer Länder sowie die unter 
dem Sammelbegriff „occupy“ gehan¬ 
delten Aktionen gegen die Diktatur 
der Finanzmärkte zeigen, dass Wider¬ 
stand nötig und möglich ist. 

Die Agenda der Friedensbewegung 
beginnt - nun schon zum elften Mal - 


mit der Forderung nach der soforti¬ 
gen Beendigung des Kriegseinsat¬ 
zes in Afghanistan. Der versproche¬ 
ne Truppenabzug Ende 2014 sei eine 
„Mogelpackung“, denn die NATO 
habe schon längst beschlossen, auch 
über diesen Zeitpunkt hinaus in Af¬ 
ghanistan zu bleiben. Insofern sei 
auch die von der Bundesregierung 
angekündigte Reduzierung der deut¬ 
schen Truppen auf 3.300 Soldaten bis 
Februar 2014 „eher ein Wahlkampf¬ 
manöver denn eine Trendumkehr“, 
heißt es in dem Papier. 

Zugleich wird vor neuen Kriegsaben¬ 
teuern gewarnt. Jede weitere Sankti¬ 
on gegen Syrien ermutige nur die be¬ 
waffnete Opposition gegen die As- 
sad-Regierung und verschärfe den 
Bürgerkrieg. Ebenso heize die unter 
Bundeswehr-Beteiligung erfolgende 
Entsendung von Patriot-Raketen und 
fliegenden AWACS-Kommandoplatt- 
formen in die Türkei den Bürgerkrieg 
weiter an und erhöhe das Risiko eines 
Flächenbrands in der ganzen Nahost- 
Region. Dem Westen wird vorgewor¬ 
fen, die UN-Initiativen von Kofi Annan 
und Brahimi, die auf Verhandlungen 
zwischen allen Konfliktparteien setz¬ 
ten, von Anfang an für aussichtslos ge¬ 
halten und einseitig die Rebellen unter¬ 
stützt zu haben. 

Auch gegenüber Iran vertritt der Bun¬ 
desausschuss Friedensratschlag den 
Standpunkt strikter Neutralität und 
der Einhaltung völkerrechtlicher Nor¬ 
men. Wenn es dem Westen wirklich da¬ 
rum geht, die iranische „Bombe“ (für 
deren Bau es bisher keine belastbaren 
Beweise gibt) zu verhindern, dann soll¬ 
te das von der UNO beschlossene Vor¬ 
haben einer atomwaffenfreien Zone im 
Nahen und Mittleren Osten vorange¬ 
trieben werden. Das aber schließt eine 
Debatte über die existierenden israeli¬ 
schen Atomwaffen ein. Sanktionen ge¬ 
gen Teheran und die militärische Ein¬ 
kreisung Irans lehnt die Friedensbewe- 
gung ab. 


Von den übrigen Schwerpunkten des 
Aktionsprogramm sollen hier nur der 
Kampf der Friedensbewegung gegen 
die Atomwaffen, gegen die Produk¬ 
tion von Kampfdrohnen sowie gegen 
den Export von Rüstungsgütern in 
Länder wie Saudi-Arabien, Indonesi¬ 
en, Katar, die Vereinigten Arabischen 
Emirate usw. genannt werden. Waffen¬ 
exporte werden von großen Teilen der 
Bevölkerung außerordentlich kritisch 
gesehen; die Friedensbewegung wird 
ihre Aktivitäten auf diesem Feld vor 
allem an den Rüstungsstandorten ge¬ 
nauso verstärken wie ihre Kampagne 
gegen die zunehmende Einflussnah¬ 
me der Bundeswehr auf Schulen und 
Hochschulen. 

Der Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag ist davon überzeugt, dass es ge¬ 
lingen kann, wieder mehr Menschen 
für den aktiven Kampf gegen Krieg, 
Intervention und Gewalt zu gewinnen. 
Hierzu bedarf es der Verbreitung einer 
Vision von einer Welt ohne Atomwaf¬ 
fen, einem entmilitarisierten Europa 
der Aufklärung und der Völkerver¬ 
ständigung und einer Bundesrepublik, 
von deren Boden nicht weiter Krieg 
ausgeht. 

Das Jahr 2013 - das Jahr der Bun¬ 
destagswahl - muss von außerparla¬ 
mentarischen Aktionen geprägt sein. 
„In einem Klima erhöhter politischer 
Aufmerksamkeit“, so heißt es im Pro¬ 
gramm, gelte es, „über den Zusammen¬ 
hang von Krisen und Kriegspolitik zu 
informieren und alternative Wege der 
Gewaltlosigkeit und Solidarität zu ent¬ 
wickeln“. Während die Verantwortli¬ 
chen der Weltpolitik heute scheinbar 
davon ausgehen, dass Kriege wieder 
zum normalen Mittel der Politik gehö¬ 
ren, ist die Friedensbewegung davon 
überzeugt, dass eine Welt ohne Krieg 
möglich ist. Dafür wird sie sich mit al¬ 
len Mitteln einsetzen. 

Für den Bundes aus schuss Friedensrat¬ 
schlag: Peter Strutynski 
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Aufstand der Ärzte und Krankenschwestern 

ln Madrid wird die Zerschlagung des spanischen Gesundheitswesens geprobt 



I n der Provinz Madrid hat der Abbau 
des spanischen Gesundheitssystems 
begonnen: Die von der Volkspartei 
gestellte die Regionalregierung (Par- 
tido Populär, PP) hat einen Plan zur 
Privatisierung von sechs großen Kran¬ 
kenhäuser und 27 Gesundheitszentren 
vorgelegt. Auch alle Dienstleistungen 
für die öffentlichen Krankenhäuser 
werden von privaten Unternehmen ge¬ 
stellt: Küche, Hausmeisterei, Wäsche¬ 
rei, Lager, usw. 533 Millionen Euro sol¬ 
len so eingespart werden. 

Der Krankenhaus „La Princesa“ mit 
einer Belegschaft von rund 3 000 Mit¬ 
arbeitern wird in ein spezialisiertes 
Zentrum zur Betreuung über 75-Jäh¬ 
riger verwandelt, was bedeutet, dass 
mehrere Bereiche geschlossen und 
viele Mitarbeiter entlassen werden. 
Am 1. Januar wurde das „Institut für 
Kardiologie“ geschlossen und 60 Ärzte 
wurden entlassen. Der Betriebsrats Vor¬ 
sitzende Jose Antonio Rivero erklärt 
auf der Webseite der „ Plattform gegen 
die Privatisierung des Gesundheitswe¬ 
sens in Madrid“, viele der Betroffenen 
seien über 60 Jahre alt und hätten bis 
zu 14 Jahre dort gearbeitet. Es ist das 
erste von 33 Krankenhäusern in der 
Kommune, das geschlossen wird. Seit 
dem 19. Dezember werden die Kran¬ 
kenzimmer nicht mehr beheizt und seit 
dem 1. Januar sind Strom und Wasser 
abgestellt. Nach Gewerkschaftsanga¬ 
ben wurden in den letzten Jahren fünf 
Millionen Euro in die Renovierung des 
Krankenhauses investiert und noch vor 
kurzem wurden sehr teure Geräte an¬ 
geschafft. 

Aber die Regionalregierung hat nicht 
mit der „weißen Masse“ gerechnet: Seit 
der Vorlage des Sparplans stellt sich 
das Gesundheitspersonal quer. Täglich 
ist Madrid voll von den weißen Kitteln 
der Ärzte und Krankenschwestern, die 
skandieren „Wir wollen Patienten und 
nicht Kunden“. Es ist schon die fünfte 


Woche der unbefristeten Streiks. Mehr 
als 30 000 für November und Dezem¬ 
ber geplante Sprechstunden und 6 000 
Operationen wurden bereits verscho¬ 
ben. 

Nur dringende Operationen werden 
von einem Notdienst garantiert. Wäh¬ 
rend das Gesundheitsministerium be¬ 
hauptet, der Streik werde nur von 
20 Prozent der Beschäftigten unter¬ 
stützt, spricht die Vereinigung der Fach¬ 
ärzte AFEM von einer Beteiligung von 
70 Prozent. 

Der Präsident der Kommune von Ma¬ 
drid, Ignacio Gonzalez (Volkspartei), 
sagt, die Regierung müsse das Streik¬ 
recht „einschränken“: „Es ist jetzt Zeit, 
die Zuständigen sollten dies tun, weil 
die Gewerkschaften des öffentlichen 
Sektors dieses Recht in unkooperati¬ 
ver und unfairer Weise missbrauchen,. 
„ Allerdings hat die Regierung bis zur 
dritten Woche keinen Kontakt zur 
AFEM, dem Aufrufer zum Streik, auf¬ 
genommen. 


Fünfzehn große Krankenhäuser sind in 
Madrid seit dem 26. November besetzt. 
In Schlafsäcken und Zelten auf den 
Fluren schlafen Ärzte, Krankenschwes¬ 
tern und Hilfspersonal. Transparente 
an den Wänden sagen „Eure Gesund¬ 
heit wird verkauft“ oder „Krankenhaus 
zu verkaufen“. Ein Arzt und eine Kran¬ 
kenschwester im Krankenhaus „Tejo“ 
haben einen Hungerstreik begonnen, 
und Angestellte des Hospital del He- 
nares verbrachten den Heiligabend in 
Zelten im Krankenhaus. 

Der Madrider Privatisierungsplan ist 
der Test für die Privatisierung auf allen 
Ebenen des staatlichen Gesundheits¬ 
wesens. Der nächste geplante Schritt ist 
die Zuzahlung für einen Krankenhaus¬ 
aufenthalt, insbesondere für die Mahl¬ 
zeiten, was Vertreter der PP wiederholt 
als „Hotelkosten“ bezeichnet haben. 
Allen Arbeitnehmern des öffentli¬ 
chen Gesundheitswesens wurde das 
Gehalt gekürzt und die Arbeitszeit 
um 2,5 Stunden wöchentlich erhöht. 


In Katalonien haben 
Ärzte das Kranken¬ 
haus von „Sant Pau“ 
in Barcelona und 
den „Parc Tauli“ in 
Sabadell besetzt. In 
Andalusien gab es 
im November einen 
zweiwöchigen Streik. 
Unter den schon lan¬ 
desweit umgesetzten 
Sparplänen im Ge¬ 
sundheitswesen ist 
der Ausschluss von 
Einwanderern ohne 
Papiere aus dem Ge¬ 
sundheitssystem be¬ 
sonders bemerkens¬ 
wert. Sie werden jetzt 
nur noch im Notfall 
behandelt. Die Not¬ 
aufnahmen erleben 
den größten Zustrom 
seit 10 Jahren. „Die Notaufnahme ist 
nach der Schließung einiger Dienste 
zur Ausweichmöglichkeit geworden. 
Eigentlich ist sie für Unerwartetes wie 
einen Unfall gedacht, nun kommen Pa¬ 
tienten, deren Zustand sich verschlim¬ 
mert hat, weil sie nicht behandelt wur¬ 
den“, sagte Thomas Toranzo, Präsident 
der Spanischen Gesellschaft für Not¬ 
aufnahmen (Shemesh) der Tageszei¬ 
tung „El Pafs“. 

Die Liste der Kürzungen ist endlos. 
In Las Palmas de Gran Canaria ist die 
Station für Kinder-Herzchirurgie im 
Krankenhaus für Mütter und Kinder 
geschlossen worden, die einzige auf 
den Inseln. Von nun an müssen die 
Kinder, die am Herzen operiert wer¬ 
den müssen, zum Festland gebracht 
werden. 

Sowohl in Madrid wie in Katalonien 
gibt es eine neue Gebühr: Ein Euro 
pro Verschreibung von Medikamen¬ 
ten an bedürftige Patienten. Die Re¬ 
gierung erklärt, der maximale Betrag 


sei 6 Euro pro Monat, aber diese Pati¬ 
enten müssen vorausbezahlen und der 
Mehrbetrag wird ihnen am Jahresende 
mit der Steuererklärung erstattet. Für 
manche Patienten mit geringem Ein¬ 
kommen sowie schwer Erkrankte ist 
das eine Katastrophe. 

Viele Bürger weigern sich den Euro 
pro Rezept zu zahlen. Apotheken sind 
durch ihren Ethikkodex verpflichtet, 
die Medikamente abzugeben, auch 
wenn der Patient nicht bezahlt. Doch 
viele Apotheker können manche Me¬ 
dikamente sowieso nicht mehr anbie¬ 
ten. Die Gemeinden bezahlen ihre 
Schulden nicht. In Valencia sind zwei 
von drei Apotheken geschlossen, weil 
die Regionalregierung ihnen insgesamt 
450 Mio. Euro schuldet. Die Labors be¬ 
liefern sie nicht mehr. 

Eine Zuzahlung ist für die Fahrt mit 
dem Krankenwagen eingeführt. Fünf 
Euro für die Nutzung im Nicht-Notfall- 
Transport, auch bei chronischen Er¬ 
krankungen wie zum Beispiel bei Dia¬ 
lysepatienten, die regelmäßige Fahrten 
erfordern. Rentner sind davon nicht 
ausgenommen. 

Die „Iaioflautas“ von Madrid, eine 
Gruppe von Rentneraktivisten, be¬ 
setzten Anfang Dezember das Ge¬ 
sundheitsministerium in Madrid und 
verlasen ein Manifest: „Die nackte 
und totale Macht versucht alles Ge¬ 
meinsame, Kollektive oder Öffentli¬ 
che zu liquidieren. Ein gesellschaftli¬ 
ches Bedürfnis wie das Bedürfnis nach 
Gesundheit wird einer Minderheit aus¬ 
geliefert und zum Geschäft. Wir sollen 
zahlen und den Mund halten.“ Die 
Rentner trügen die Hauptlast, denn 
„sie verbrauchen die meisten Medika¬ 
mente und die meisten haben weniger 
als 1 000 Euro pro Monat. In den letz¬ 
ten Monaten hängen von diesen klei¬ 
nen Renten ganze Familien ab, die ihr 
Einkommen verloren haben.“ 

Carmela Negrete 


Abgekartetes Spiel 

Parlamentsneuwahlen in Italien 


Nach der seit Wochen schwelenden 
Regierungskrise ist der seit dem Sturz 
Berlusconis im November 2011 am¬ 
tierende Übergangspremier, der Wirt¬ 
schaftsprofessor Mario Monti, am 
21. Dezember zurückgetreten. Die Kri¬ 
se hatte Berlusconi ausgelöst, dessen 
Volksfreiheitspartei (PdL) Monti im 
Parlament die Unterstützung entzog. 
Staatspräsident Napolitano löste einen 
Tag später beide Kammern des Parla¬ 
ments auf und schrieb für 24725. Fe¬ 
bruar Neuwahlen aus. 

Das Mitte-Links-Bündnis aus der so¬ 
zialdemokratisch orientierten Demo¬ 
kratischen Partei (DP), der Linkspar¬ 
tei Umwelt und Freiheit (SEL) und 
der Partei der Kommunisten (PdCI) 
tritt mit dem DP-Vorsitzenden Luigi 
Bersani als Spitzenkandidat zur Wahl 


an. Die zweite KP, die Rifondazione 
Comunista (PRC), bildet zusammen 
mit der Wertepartei (IdV) ein zweites 
Mitte Links-Bündnis. Das rechte Lager 
ist heillos zerstritten. 

So kam man in Berlin und Brüssel 
frühzeitig auf die Idee, den früheren 
EU-Kommissionskommissar Monti 
aufzufordern, als Spitzenkandidat ge¬ 
gen Mitte-Links anzutreten. Als trei¬ 
bende Kraft agierte die deutsche Kanz¬ 
lerin, die offen forderte, Monti müsse 
auch nach den Wahlen im Amt bleiben. 
Er wird als zuverlässigster Garant der 
Durchsetzung des EU-Sparkurses und 
der weiteren Abwälzung der Krisen¬ 
lasten auf die arbeitenden Menschen 
gesehen. In Fortsetzung des Sozialab¬ 
baus unter Berlusconi, der bereits ein 
Sparpaket von rund 100 Mrd. Euro 


verabschiedete, hat Monti bis 2014 be¬ 
reits weitere 26 Mrd. Euro an Einspa¬ 
rungen vor allem bei Sozialleistungen 
angekündigt. Er hält ebenso am ge¬ 
werkschaftsfeindlichen Kurs fest. Die 
Staatsverschuldung, bei seinem Amts¬ 
antritt bei 118 Prozent des BIP, ist auf 
120 Prozent gestiegen und hat zwei Bil¬ 
lionen Euro überschritten. 

Es gibt bisher kaum Beispiele für eine 
derart offene Regie führender Kapi¬ 
talkreise wie zu den bevorstehenden 
Wahlen in Italien. Zunächst lancierte 
die Nachrichtenagentur ANSA, dass 
Monti zur Wiederwahl auf einer eige¬ 
nen Liste kandidieren werde. Als Sena¬ 
tor auf Lebenszeit müsste er dazu die¬ 
ses Amt niederlegen, weshalb er post¬ 
wendend erklärte, er werde sich nicht 
direkt bewerben, aber den Parteien 
nach der Wahl zur Verfügung stehen. 
Als Voraussetzung einer neuen Amts¬ 
zeit nannte Monti die volle Unter¬ 
stützung seiner rigiden, in Reformen 
verkleideten Sparpolitik und wandte 


sich gegen das Festhalten am Kündi¬ 
gungsschutz der größten und der DP 
nahestehenden Gewerkschaft CGIL. 
Wohlwollend nahm er die angekün¬ 
digte Unterstützung seitens führender 
Repräsentanten des Kapitals entgegen, 
darunter des Fiat-Erben und Ferrari- 
Chefs Cordero di Montezemolo, des 
Präsidenten des Fiat-Auto-Konzerns, 
Sergio Marchione (der der CGIL in 
allen Fiat-Betrieben jede Tätigkeit 
verboten hat), und der Stahlunterneh¬ 
merin und vorherigen Präsidentin des 
Industriellenverbandes Confindustria, 
Emma Marcegaglia. Die Genannten 
sind bereits als Mitglieder einer künf¬ 
tigen Regierung Monti im Gespräch. 
Mitarbeit boten ferner der frühere 
Führer der AN-Faschisten Gianfranco 
Fini an, der mit Unterstützung Mon- 
tezemolos mit seinen vorherigen AN- 
Anhängern im Januar 2011 eine neue 
Partei Zukunft und Freiheit (FeL) 
gründete, und der Vorsitzende der Uni¬ 
on Demokratischer Christen (UDC), 


Pierferdinando Casini, wie Fini ein 
langjähriger Koalitionspartner Berlus¬ 
conis. Dass Monti gleichzeitig jede Ko¬ 
operation mit Berlusconi zurück wies 
bestätigt ein weiteres Mal, dass dieser, 
der mit seiner PdL ebenfalls zur Wahl 
antreten will, vom Kapital abgeschrie¬ 
ben ist. 

Obwohl offiziell kein Spitzenkandidat, 
agiert Monti inzwischen wie der Chef 
des Wahlbündnisses und führte be¬ 
reits am 27. Dezember Gespräche mit 
den vorgesehenen Koalitionspartnern. 
Gespräche Montis mit Luigi Bersani 
ließen Beobachter vermuten, dass der 
Premier bereits an die Zeit denkt, da 
Mitte-Links gewinnen könnte oder 
eine Große Koalition gebildet werden 
müsste. In Rom war davon die Rede, 
in einem solchen Fall könnte Bersa¬ 
ni Regierungschef werden und Monti 
bei der im Mai anstehenden Neuwahl 
des Staatspräsidenten für das höchste 
Staatsamt kandidieren. 

Gerhard Feldbauer 


Gemeinsames Oppositionsbündnis? 

Die KP Chiles könnte die Früchte ihrer konsequenten Politik ernten 


In Chile hat sich Mitte Dezember eine 
interessante Debatte hinsichtlich der 
Wahlen in genau einem Jahr ergeben. 
Der Vorsitzende und Abgeordnete 
der Kommunistischen Partei (PCCh), 
Guillermo Teillier, und der Senator 
und Vorsitzende der Christdemokra¬ 
tischen Partei (DC), Ignacio Walker, 
trafen sich zu einem Meinungsaus¬ 
tausch. Dabei ging es um das Ausloten 
der Gemeinsamkeiten, aus denen sich 
„ein Programm für eine Oppositions¬ 
regierung“, so KP-Präsident Teillier, er¬ 
geben könnte. Dafür muss es dazu al¬ 
lerdings zu einer KP-Teilnahme an den 
Vorwahlen Ende Juni kommen sowie 
eine parlamentarische Zusammenar¬ 
beit und eine programmatische Agen¬ 
da zur gesellschaftlichen Entwicklung 
vereinbart werden. 

Der Haken dabei: die Christdemokra¬ 
tische Partei gehört zur „Concertaci¬ 


ön“ einem der beiden Parteienblöcke 
des „binominalen Wahlsystems“, die 
seit der Umsetzung der faschistischen 
Verfassung befugt sind Regierungen zu 
stellen. Der Rechtsblock aus RN und 
UDI, der im Moment mit Präsident Se¬ 
bastian Pinera (RN) über den Staats¬ 
präsidenten verfügt und der „Links¬ 
block“ aus vier Parteien. Zwei davon 
können als mitte-links bezeichnet wer¬ 
den, die beiden anderen sind faktisch 
wirtschaftsliberal. 

Dass nun ein Gespräch mit dem stärks¬ 
ten Part der Concertaciön, der DC, ei¬ 
nen aus Sicht der KP so erstaunlichen 
Verlauf nimmt, hat eine Vorgeschich¬ 
te. Zunächst haben verschiedene Con- 
certaciön-Führer den Aufruf der KP, 
in Präsidentschaftsstichwahlen deren 
Kandidaten zu wählen, gegen das - 
nie eingelöste - Versprechen erhalten 
die erwähnte undemokratische Wahl¬ 


gesetzgebung zu ändern. Selbst als es 
nach der Wahl Michelle Bachelets ab 
2006 sowohl im Abgeordnetenhaus wie 
im Senat eigene Mehrheiten für die 
Concertaciön gab, wurde der Wahlpa¬ 
ragraph der Verfassung nicht angetas¬ 
tet. Dann aber kam es anlässlich der 
2009er Wahlen zu einer Absprache, 
sodass drei Kommunisten, darunter 
Genosse Teillier, in das Parlament ein¬ 
ziehen konnten. Aber nicht nur nach 
links zeigte sich die Concertaciön an¬ 
gesichts ihres Machtverlustes offener, 
sondern sie verlor gleichzeitig an eine 
aus ihr selbst gewachsene Konkurrenz: 
Miguel Enriquez-Ominami spaltete die 
Concertaciön-Wählerschaft mit satten 
20 Prozent bei der Präsidentschafts¬ 
wahl 2009. Nach der Niederlage von 
Ex-Präsident Frei in der Stichwahl ge¬ 
gen Pinera war die Concertaciön dann 
endgültig im Sinkflug. 


Bei den Kommunalwahlen im Okto¬ 
ber 2012 gab es schließlich eine wei¬ 
tere Neuerung: die beiden Concer- 
taciön-Parteien PRSD (Radikalsozi¬ 
aldemokraten) und PPD (Partei für 
die Demokratie) machten landeswei¬ 
te, gemeinsame Kandidaturen mit der 
KP; nicht mehr in Absprache mit der 
Concertaciön, sondern in Konkurrenz 
zu ihr. Die stärksten Zugewinne bei 
diesen Wahlen machten die Kommu¬ 
nisten - Rechte und der Concertaciön- 
Rest aus DC und Sozialistischer Partei 
waren die Verlierer. 

Nicht nur die Christdemokraten haben 
sich gegenüber der erneuerten Stärke 
der KP als lernfähig gezeigt; auch die 
Sozialistische Partei setzt auf Annähe¬ 
rung: die ehemalige Staatspräsidentin 
Michelle Bachelet hat zur 100-Jahr- 
Feier der Kommunistischen Partei ei¬ 
nen Glückwunsch geschrieben. Nicht 


ganz uneigennützig - denn es geht das 
Gerücht, sie wolle 2013 wieder für die 
Concertaciön kandidieren. Oder eben 
für das Bündnis, was sich daraus oder 
stattdessen ergeben sollte. 

Bei Kommunalwahlen gilt nicht das bi- 
nominale Wahlsystem; jedoch zu den 
Parlamentswahlen 2013 muss eine Re¬ 
gelung getroffen werden. Die Debatte 
zwischen PCCh und DC tut dabei das 
ihre; aber auch die „Renovaciön Naci- 
onal“ von Präsident Pinera hat sich im 
Gegensatz zum stramm rechten Koali¬ 
tionspartner UDI offen für eine Neu¬ 
erung gezeigt. Dafür geht es zunächst 
um eine damit verbundene Vergröße¬ 
rung des Parlaments. 

Die KP Chiles indes ist der Losung ih¬ 
res 24. Parteitags vom Dezember 2010 
einen Schritt näher gekommen: „Ein¬ 
heit und Kampf für eine Regierung 
neuen Typs“. Immer in den gesellschaft¬ 
lichen Protestaktionen aktiv gewesen 
zu sein ohne dabei die Identität als KP 
preiszugeben, zeitigt jedenfalls politi¬ 
sche Erfolge. Günter Pohl 
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Bitteres Erwachen der Anti-Putin-Opposition 

Zahl der Demonstranten schmilzt - Putin sitzt fest im Sattel 


N ach den gefälschten Parlaments¬ 
wahlen 2011 versammelten sich 
im Dezember 2011 und im Ja¬ 
nuar 2012 in Moskau nach unabhän¬ 
gigen Quellen jeweils mehr als 40 000 
Menschen zum Protest gegen das Pu¬ 
tin-Regime. Seitdem hat die Zahl der 
Protestierenden kontinuierlich abge¬ 
nommen. Am 15. Dezember 2012 bei 
dem als „Freiheitsmarsch“ bezeichne- 
ten Jubiläumsprotest waren es nach 
Polizeiangaben gerade noch 700 und 
nach unabhängigen Quellen höchstens 
1 000, davon rund 200 Journalisten. Die 
Massenproteste, die ohnehin auf Mos¬ 
kau, Petersburg und einige andere gro¬ 
ße Städte beschränkt blieben und die 
Weiten Russlands kaum erreicht hat¬ 
ten, haben sich offenbar totgelaufen. 
Zu dieser Einschätzung kommen in¬ 
zwischen viele seriöse Beobachter. So 
stellt z.B. der Politologe Alexej Muchin 
vom Zentrum für Politische Informati¬ 
onen in Moskau in einer von ihm An¬ 
fang Dezember vorgestellten Untersu¬ 
chung ohne Umschweife fest, dass die 
Turbulenzen vorbei seien, Putin fest 
im Sattel sitze und dies mit politischen 
Mitteln erreicht habe ohne Panzer nach 
Moskau zu holen. 

In der Tat: Obwohl Putin im Vergleich 
zu den Spitzenwerten während seiner 
zweiten Amtsperiode an Zustimmung 
verloren hat, geht er aus allen Mei¬ 
nungsumfragen nach wie vor als der 
mit großem Abstand populärste Politi¬ 
ker Russlands hervor. Zudem kann er 
der uneingeschränkten Unterstützung 
der Sicherheitsapparate sicher sein. 
Im Unterschied zur Zeit vor einem 
Jahr wagt darum heute kein Politiker, 
Journalist oder Politologe, der ernst ge- 


Zwischen dem 18. und 31. Dezember 
1972 flogen Maschinen der US-Luft- 
waffe Einsätze gegen Hanoi und die 
benachbarte Hafenstadt Haiphong. 
Die Bombardements gingen Tag und 
Nacht, rund um die Uhr - 24 Stunden. 
Am Weihnachtstag wurde pietätvoll 
eine kleine Pause eingelegt. Am folgen¬ 
den Tag nahmen die B52 Bomberflot¬ 
ten das Bombardement aber verstärkt 
wieder auf. 

Die Buchhalter des Schreckens im Pen¬ 
tagon registrierten: ca. 1000 Einsätze 
mit 193 Flugzeugen, rund 100 000 ab¬ 
geworfene Bomben, 21 000 Tonnen 
Sprengstoff. Es war einer der Höhe¬ 
punkte in der an Verbrechen wahr¬ 
lich nicht armen Geschichte der US- 
Aggression gegen das vietnamesische 
Volk und Hanoi stand in der traurigen 
Liste der zerbombten Städte zwischen 
Coventry, Rotterdam und Dresden. 

Bilanz des Schreckens 

2 368 Zivilisten wurden getötet, 1 355 
verletzt. Das größte Krankenhaus 
Nord-Vietnams, das Bach Mai Hospi¬ 
tal, wurde durch Bomben schwer ge¬ 
troffen. 

Bomben-Schutzlöcher in Hanoi Das 
Hauptgebäude stürzte ein. Patienten, 
Schwestern und Ärzte wurden unter 
seinen Trümmern begraben. Allein bei 
einem Angriff in der Nacht vom 25.12. 
auf 26.12.1972 wurden 287 Menschen 
getötet als die KhamThien Straße, eine 
der am dichtesten besiedelten Straßen 
Hanois, mit Sprengbomben dem Erd¬ 
boden gleich gemacht würde. 5 480 
Häuser, 100 Fabriken, Schulen und 
Bahnhöfe wurden zerstört. 

Jeder der in der Stadt wohnte war be¬ 
troffen. Hätten die Behörden nicht vor¬ 
sorglich einen großen Teil der Bevölke¬ 
rung Hanois, vor allem die Kinder, eva¬ 
kuiert, wäre die Zahl der Opfer noch 
viel höher gewesen. 

Mit den Dauerbombardements wollte 
Henry Kissinger, zu dieser Zeit Sicher¬ 
heitsberater von Präsident Nixon, die 
Regierung der DRV (Demokratische 
Republik Vietnam = Nord Vietnam) an 
den Verhandlungstisch „zurückzwin¬ 
gen“. Ein zynischer Aspekt - hatten 
doch die Verhandlungen zwischen den 
USA, der DRV und der PRR (Proviso- 


nommen werden will, mehr die Progno¬ 
se, dass Putin während der laufenden 
Amtsperiode als Staatsoberhaupt ab¬ 
gelöst werden könnte. 

Was sind die Gründe dafür? Fließen 
in Russland heute Milch und Honig? 
Gibt es keine politischen, wirtschaftli¬ 
chen und sozialen Probleme? Herrscht 
eitel Freude und Zufriedenheit? Kei¬ 
neswegs! 

Die Probleme sind die alten geblieben, 
neue sind hinzu gekommen. Zuguns¬ 
ten der Kreml-Partei „Einiges Russ¬ 
land“ wurde auch bei den jüngsten 
Wahlen in einigen Regionen und Kom¬ 
munen manipuliert. Auf dem Hinter¬ 
grund der tiefen Krisen im Euroraum, 
mit dem Russland wirtschaftlich eng 
verbunden ist, der Abhängigkeit Russ¬ 
lands von seinen Rohstoffexporten, 
insbesondere von den Unwägbarkei¬ 
ten des Ölpreises und der nach wie 
vor kaum vorankommenden Moder¬ 
nisierung der Wirtschaft wachsen die 
ökonomischen Unsicherheiten. Und 
auf dem Feld der Sozialpolitik, nicht 
zuletzt in der kommunalen Wohnungs¬ 
wirtschaft mit ihren steigenden Tari¬ 
fen, die vor allem Rentner und Nied¬ 
riglöhner besonders schwer belasten, 
entsteht Sprengstoff. 

Die wesentlichen Ursachen dafür, dass 
die Oppositionsbewegung den Wind in 
den Segeln verloren hat, liegen unserer 
Meinung vor allem in Folgendem: 
Erstens. Die Protestbewegung hat nur 
ein einziges Anliegen verbunden, das 
in ihrer zentralen Losung seinen Aus¬ 
druck fand: „Russland ohne Putin“. 
Dieses Ziel war angesichts der gege¬ 
benen Kräfteverhältnisse von Anfang 
an unrealistisch. Das haben auch die 


Bomben-Schutzlöcher in Hanoi 

rische Revolutionäre Regierung = Re¬ 
gierung in den befreiten Gebieten des 
Südens) bereits im Oktober 1972 ein 
unterschriftsreifes 9-Punkte-Abkom- 
men ergeben, in dem die Bedingun¬ 
gen zur Beendigung des Krieges fest¬ 
geschrieben worden waren. Die USA 
wollten aber nachkarten (wie man dies 
heute nennt). 


Präsidentenwahlen bestätigt. Mussten 
doch selbst keineswegs Putin freund¬ 
lich gesonnene westliche Politologen 
eingestehen, dass die für ihn bei den 
Präsidentenwahlen angegebenen Er¬ 
gebnisse zwar überhöht sein moch¬ 
ten aber außer Zweifel steht, dass die 
Mehrheit der an den Wahlen teilge¬ 
nommenen Wählerinnen und Wähler 
ihre Stimme für Putin abgegeben hat. 
Nachdem inzwischen für jeden, auch 
für jeden Oppositionellen der in der 
Lage ist, die russische Realität nüch¬ 
tern zu beurteilen, klar sein dürfte, dass 
Putin in überschaubarer Zeit nicht aus 
dem Präsidentenamt zu verdrängen ist, 
zerbröckelt die Protestbewegung. 
Zweitens. Mit der Ausrichtung des 
Protestes auf die Forderung „Russ¬ 
land ohne Putin“ hängt auch die einge¬ 
schränkte soziale Basis der Bewegung 
zusammen. Die breiten Massen im 
Land, die Arbeiter, Bauern, Rentnerin- 
nen und Rentner wurden kaum erfasst. 
Sie haben andere Sorgen, vor allem auf 
sozialem Gebiet. Die Teilnehmer ka¬ 
men insbesondere aus den großstäd¬ 
tischen Mittelschichten. Für sie ist die 
soziale Frage weitgehend gelöst. Ihnen 
geht es vor allem um demokratische 
Mitwirkungsmöglichkeiten. Nachdem 
klar ist, dass Putin fest im Sattel sitzt 
und zugleich einige kleine Zugeständ¬ 
nisse von den Machthabern gemacht 
wurden wie die erleichterte Zulassung 
von Parteien und deren Möglichkei¬ 
ten an Wahlen teilzunehmen oder die 
erneute Wahl der Gouverneure, sind 
viele dieser Kräfte zwar darüber ent¬ 
täuscht, nicht mehr erreicht zu haben, 
sehen aber im Augenblick keine Mög¬ 
lichkeiten mehr durchzusetzen. Pro- 


Sturm der Entrüstung 

Die Weihnachtsbombardements waren 
allerdings trotz des enormen Militär¬ 
einsatzes der USA der letzte Wende¬ 
punkt für die Niederlage. 

Der Widerstandswille der Menschen 
in Vietnam war ungebrochen und viele 
Flugzeuge wurden abgeschossen. Über 
30 B52-Bomber kehrten nicht in ihre 


test um des Protestes Willen ist nicht 
ihr Anliegen. 

Drittens. Die Anti-Putin-Opposition 
hat ein politisches Spektrum zusam¬ 
mengebracht, das über die Losung 
„Russland ohne Putin“ hinaus nicht 
zueinander passt. Es reicht von Oligar¬ 
chen die das Volkseigentum ausgeraubt 
haben, über Politiker, die an der Seite 
Jelzins Russland in den Abgrund gesto¬ 
ßen haben und bürgerliche Liberale bis 
zu Anarchisten und sich als Sozialisten 
und Kommunisten verstehende Kräf¬ 
te. Hier dürfte auch der wesentliche 
Grund dafür liegen, dass diese Oppo¬ 
sition und ihre Sprecher außerstande 
sind der Politik des Putin-Regimes ein 
konstruktives Programm entgegen zu 
stellen. 

Viertens. Der Anti-Putin-Opposition 
fehlen politische Köpfe, die in der Lage 
sind die sich verändernden Realitäten 
wahrzunehmen, strategisch zu denken 
und taktisch zu reagieren. So hatte der 
Koordinationsrat, das Leitungsgremi¬ 
um der Proteste vor der Jubiläumsak¬ 
tion am 15. Dezember offenbar die Ver¬ 
änderungen, die sich seit dem damali¬ 
gen ersten Massenprotest vollzogen 
hatten nicht zur Kenntnis genommen 
oder nicht nehmen wollen. Wie wäre 
sonst die gewaltige Diskrepanz zwi¬ 
schen der Anmeldung von 50 000 De¬ 
monstranten und den dann tatsächlich 
erschienenen maximal 1 000 Teilneh¬ 
mern zu erklären? Die Folgen sind Ent¬ 
täuschung bei den Teilnehmern, Frus¬ 
tration im Koordinierungsrat, dem Lei¬ 
tungsgremium der Protestbewegung, 
und fehlende Antworten darauf, wie 
es mit den Protesten weitergehen soll. 

Willi Gerns 


Stellungen zurück. Gleichzeitig schwoll 
in Europa und den USA die Protest¬ 
bewegung gegen den Vietnam-Krieg 
nochmals zu einem Sturm gegen den 
Vietnam-Krieg an. 

Vor vielen Kirchen in Deutschland, 
Holland, Italien, Australien und der 
USA wurden Flugblätter an die Be¬ 
sucher der Christmetten und Weih¬ 
nachtsgottesdienste verteilt und man¬ 
cher Pfarrer predigte gegen den Krieg. 
In Rotterdam und anderen Häfen wei¬ 
gerten sich Seeleute, US-Schiffe zu be- 
oder entladen. 

Und am 20.01.1973 fanden sich unter 
dem Motto „Frieden und Unabhängig¬ 
keit für Vietnam - JETZT“ junge und 
alte Menschen der unterschiedlichsten 
Weltanschauungen zur größten De¬ 
monstration gegen den Vietnam-Krieg 
zusammen. 

Auch viele Regierungen gingen auf 
Distanz und überreichten den US- 
Botschaftern Protestnoten. Die USA 
mussten einlenken und Unterzeichne¬ 
ten schließlich am 27. 01.1973 das „Pa¬ 
riser Abkommen“ über die Beendigung 
des Krieges und die Wiederherstellung 
des Friedens in Vietnam. 

Es war der Start für den Rückzug des 
US-Militärs aus Vietnam. 

Stefan Kühner 


Erleichterung 

Neue Regierung in Rumänien 

In Rumänien wurde nach den Parla¬ 
mentswahlen von Anfang Dezember 
schnell, noch vor den Feiertagen, eine 
neue Regierung gebildet. Damit ist aber 
die Krise nicht vorbei, die das Land im 
vergangenen Jahr im Zustand der Insta¬ 
bilität gehalten hat. Die Regierung hat 
mit 67 Prozent der Sitze eine komfor¬ 
table Mehrheit im Parlament. Aber da¬ 
mit sind die Widersprüche nicht besei¬ 
tigt, mit denen das Land konfrontiert ist. 
Das Regierungsprogramm der sozial¬ 
demokratisch-liberalen Allianz (USL) 
enthält keine Aussagen, die nicht den 
Forderungen des IWF und der EU ent¬ 
sprechen. Die Regierung und die sie tra¬ 
genden Parteien versprechen Besserung 
der ökonomischen und politischen Ver¬ 
hältnisse, setzen aber Aspirin ein, um 
Krebs zu bekämpfen. 

Es wird sich in der Wirtschaft nichts bes¬ 
sern, solange die Wirtschafts- und Sozi¬ 
alpolitik der jetzigen Regierung auf der 
Grundlage der Vorgaben des IWF und 
der EU konzipiert und realisiert wird. 
Und Mitte Januar kommt schon die 
nächste Troika-Delegation, um der Re¬ 
gierung die Marschzahl für die nächste 
Zeit zu geben. Solange Regierung und 
Staat nicht die Hebel und Instrumente 
zur Gesundung in eigener Hand haben, 
solange sie diese nicht entsprechend den 
Interessen der Bevölkerung einsetzen, 
wird es keine Heilung der Krankheiten 
dieser Gesellschaft geben. 

Auch diese Regierung baut auf Investi¬ 
tionen des ausländischen Kapitals. Sie 
ist damit konfrontiert, dass die großen 
Banken, die wirksam in die Stabilisie¬ 
rungsprozesse eingreifen könnten, aus¬ 
ländische Banken sind oder von gro¬ 
ßen ausländischen Banken beherrscht 
werden. Deren Interesse besteht darin, 
Profit zu erzielen, und insofern streben 
sie nach einer Stabilisierung der Wirt¬ 
schaft. Ihre Aufgabe sehen sie nicht da¬ 
rin, die Gesundung der Volkswirtschaft 
des Landes zu fördern. 

Bedeutende Teile der Bevölkerung hoff¬ 
ten, dass, nachdem die USA und die EU 
im Sommer 2012 Rumänien gezwungen 
hatten, die Ergebnisse des Referendums 
über den Rücktritt des Staatspräsiden¬ 
ten für ungültig zu erklären, die jetzige 
Regierung eine Art Wiederherstellung 
der nationalen Würde anstreben würde. 
Aber trotz eindeutigen Wahlausgangs 
stattete der US-Botschafter, Mark Git- 
tenstein, danach den Führungspersön¬ 
lichkeiten einen inoffiziellen Besuch ab. 
Zum Inhalt gab es keine Mitteilungen. 
Doch schon am nächsten Tag gab es ein 
Treffen zwischen den Wahlsiegern und 
dem Präsidenten, von dem die Öffent¬ 
lichkeit nur durch Indiskretion erfuhr. 
Zu seinen Gesprächen erklärte Gitten- 
stein laut Presse: „Der Regierungskoa¬ 
lition kommt das Verdienst zu, zugesagt 
zu haben, dass sie die Bedingungen des 
Finanzierungsvertrages mit dem IWF 
und die von der EU definierten Kriteri¬ 
en für die Verbesserung des Rechtssys¬ 
tems und die Bekämpfung der Korrup¬ 
tion respektieren werde.“ 

Danach haben Premier Ponta und 
Staatspräsident Basescu eine Art Ko- 
habitationsabkommen unterzeichnet, 
das die Kompetenzen des Premiers 
stutzt und dem Präsidenten die Sicher¬ 
heit gibt, seine Ziele weiter verfolgen zu 
können. Beide haben darin vereinbart, 
dass sie keine politischen Streitigkei¬ 
ten zu Themen führen werden, die die 
Verpflichtungen Rumäniens gegenüber 
internationalen Institutionen (also EU 
und NATO) betreffen. Faktisch stimm¬ 
te Victor Ponta zu, sich in Fragen der 
Außenpolitik sowie der Kritik am Prä¬ 
sidenten „zurückzuhalten“. Es ist nicht 
anzunehmen, dass ein Ministerpräsi¬ 
dent, dessen Koalition bei den Wahlen 
zwei Drittel der Parlamentssitze gewon¬ 
nen hat, sich derart einschränken lässt. 
Das weitgehend von den USA durch¬ 
gedrückte „Kohabitationsabkommen“ 
wurde von Präsident Basescu beim Gip¬ 
feltreffen der EU-Staats- und Regie¬ 
rungschefs an Martin Schultz, Manuel 
Barroso, Frangois Hollande und andere 
Granden der EU persönlich übergeben, 
um so seine Ergebenheit zu demonstrie¬ 
ren. Es ist schwer vorstellbar, dass un¬ 
ter solchen Bedingungen der politische 
Kampf in Rumänien versachlicht wer¬ 
den kann. Anton Latzo 


Das B 52 -Wrack in meinem Garten 


In einem Beitrag der Viet Nam News im Dezember 2002 er¬ 
innert sich der vietnamesische Maler Le Thanh an die Tage 
im Dezember vor 30 Jahren. Seit 30 Jahren liegt im Garten 
seines Hauses in Ngoc Ha (einem Stadtteil von Hanoi) das 
Wrack eines abgeschossenen B52-Bombers. 

„Ich lebe hier in meinem Haus in Hanoi seit über 30 Jah¬ 
ren. Im Dezember 1972 arbeitete ich für das vietnamesi¬ 
sche Filmstudio an einem Zeichentrickfilm. Meine Familie 
war bereits evakuiert worden, aber ich gehörte der Selbst¬ 
verteidigungstruppe des Studios an.“ sagt Thanh. „Ich hatte 
Bereitschaftsdienst im Studio, als ich hörte, dass in Ngoc 
Ha ein Flugzeug abgestürzt sei. Ich eilte so schnell es ging 
nach Hause und sah schon von weitem das Feuer. Es war 
mein Haus, mein Garten, die Bäume in meinem Garten - 
alles brannte. Völlig verschiedene Gefühle erfüllten mich 
damals.“ erzählt er weiter „Traurigkeit wegen der verbrann¬ 
ten Bücher in meinem Haus aber auch Stolz darüber, dass 
wir dieses riesige Flugzeug abgeschossen hatten. Es war wie 
eine Siegesahnung.“ 


Nach der Rückkehr aus den Luftschutzbunkern machten sich 
die meisten Menschen daran die Reste der Zerstörung und 
des Krieges wegzuräumen und neu aufzubauen. Le Thanh 
beschloss aber, ein Teil des Wracks in seinem Garten liegen 
zu lassen. Einerseits weil er ein Sammler ist und manche 
Ding nicht wegwerfen mag, andererseits aber auch weil er 
das Wrack als eindrucksvolles Symbol und als Erinnerung an 
den Sieg betrachtete. 

Auch noch viele Jahre nach seinem Ende beschäftigt sich 
Thanh mit dem Krieg. Er schrieb Drehbücher für Kinderfil¬ 
me und das Bild der Mutter und ihrem Kind ist ein immer 
wiederkehrendes Motiv seiner Bilder. 

„Ich werde das Wrack meinen Kindern hinterlassen, damit 
sie es weiter erhalten“ sagt Thanh am Ende des Interviews. 
Aber, so fügt er hinzu „ich würde ihm Lebewohl sagen, wenn 
die Oberen unserer Stadt es im Museum ausstellen wollen. 
Es ist schließlich nicht mein Eigentum, sondern gehört der 
ganzen Nation.“ 

Aus einem Artikel in Vietnam News vom Dezember 2002 


Bombenterror über Hanoi 


Vor 40 Jahren: Die Weihnachtsbombardements 1972 
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Gastkolummne von Volker Metzroth 


Sechs Stunden sind genug! 


„Sechs Stunden sind genug für die 
Arbeit. Die anderen Stunden sagen 
zum Menschen: LEBE!“ 

Was wie die Kurzfassung des Antrags 
„Arbeitszeit verkürzen!“ des Partei¬ 
vorstandes der DKP an den 20. Par¬ 
teitag klingt, schrieb der griechische 
Schriftsteller Lukian schon vor fast 
2 000 Jahren nieder. Wobei er sicher 
wenig von steigender Produktivität 
und nichts von Überproduktionskri¬ 
sen wusste, wohl aber von den Be¬ 
dürfnissen arbeitender Menschen. 
Das Bedürfnis der Kapitalisten hin¬ 
gegen, den Arbeitstag immer weiter 
auszudehnen, erklärte Karl Marx aus 
den Gesetzmäßigkeiten des Kapita¬ 
lismus heraus und charakterisierte 
die Praxis dabei u.a. so: „Jede Schran¬ 
ke von Sitte und Natur, Alter und Ge¬ 
schlecht, Tag und Nacht, wurde zer¬ 
trümmert.“ Mit endlosen Kämpfen 
setzte die Arbeiterbewegung Verbes¬ 
serungen durch, deren Glanzlichter 
die 35-Stunden-Woche, der 8-Stun- 
den-Tag und die 5-Tage-Woche wa¬ 
ren, auch das freie Wochenende in 
vielen Branchen und sechs Wochen 
Urlaub. Endlos waren und sind diese 
Kämpfe aber nicht nur weil sie seit 
über 150 Jahren geführt werden, son¬ 
dern auch wegen der ständigen Ver¬ 
suche des Kapitals, die Uhr wieder 
zurück zu drehen. 

Längst arbeiten Vollzeitbeschäftigte 
im Schnitt wieder über 41 Stunden 
in der Woche. Das ohne zunehmende 
nicht erfasste Überzeiten an Handy, 
Laptop etc. nach Feierabend, am Wo¬ 
chenende und im Urlaub. Das reicht 
der Bourgeoisie aber nicht. 

Zur Erinnerung: Bei der fordisti- 
schen Fließbandarbeit wurden zu¬ 
nächst ca. 45 Sekunden pro Minute 
ausgenutzt, die japanische Autoin¬ 
dustrie steigerte das auf 57 Sekun¬ 
den. Da war und ist noch nicht mal 
mehr Zeit zum Schneuzen in den Ja¬ 
ckenärmel, geschweige ins Taschen¬ 
tuch. Wie Unternehmer „Leerlauf¬ 
zeiten“ im nichtindustriellen Bereich 
zu beseitigen gedenken, schildert 
eine aktuelle Pressemitteilung des 
DGB zu den gescheiterten Verhand¬ 
lungen über eine neue EU-Arbeits¬ 
zeitrichtlinie und warnt mit Beispie¬ 
len. So könnte die Zeit zwischen der 
Einlieferung und Versorgung zweier 
Patienten in einer Notfallambulanz 
plötzlich „Freizeit“ sein oder die im 
Fachgeschäft zwischen der Bedie¬ 
nung zweier Kunden. Zwei Absich¬ 
ten werden erkennbar: Zum einen 
die Ausdehnung der täglichen ge¬ 
setzlichen Höchstarbeitszeit über 
zehn Stunden, da in „erheblichem 
Umfang Arbeitsbereitschaft oder Be¬ 
reitschaftsdienst“ (§ 7 Arbeitszeitge¬ 
setz) anfalle. Ähnliche Versuche sind 
vielfältig, z.B. die Nichtanrechnung 
von Fahrtzeiten von Beifahrern bei 
Arbeiten mit wechselnden Einsatzor¬ 
ten. Zum anderen sollen solche Zei¬ 
ten wie auch die für innerbetriebliche 
Wege, notwendige Arbeitsübergaben 
etc. überhaupt nicht mehr zu bezah¬ 
len sein. 

Zu den subjektiven Hindernissen im 
Kampf um Arbeitszeitverkürzungen 
gehört die Resignation vieler Be¬ 
schäftigter gerade wegen überlan¬ 
ger Arbeitstage und krank 
machender Belastung. Des¬ 
halb ist auch unser Einsatz 
als Gewerkschafter gefragt, 
insbesondere bezüglich der 
Einhaltung von Gesetzen 
und Tarifverträgen. Eben¬ 
so in der Kommunalpolitik, 
wenn sich bürgerliche Politi¬ 
ker mal wieder für „Mitter¬ 
nachtsshopping“ und ver¬ 
kaufsoffene Sonntage vor 
den Karren ruinöser Kon¬ 
kurrenz im Einzelhandel 
spannen lassen. Oder wenn 
Medien darüber jubeln, dass 
Weihnachtspakete am Sonn¬ 
tag vorm 24. 12. zugestellt 
werden mit dem zynischen 
Verweis darauf, Kranken¬ 
schwestern und Feuerwehr¬ 
leute müssten ja sonntags 



ebenfalls arbeiten. Der Kampf um 
die Verkürzung der Arbeitszeit wird 
gerade in der Krise in vielen Berei¬ 
chen mit der Abwehr weiterer Ver¬ 
schlechterungen beginnen bzw. fort¬ 
geführt müssen. 

Fehlende Arbeitsplätze, auch für jun¬ 
ge Menschen nach der Ausbildung, 
krank machende Arbeitsbedingun¬ 
gen, immer weniger Zeit für Familie, 
Freunde und gesellschaftliches Enga¬ 
gement, weniger gemeinsame Freizeit 
und ein die Frauen diskriminierendes 
überkommenes Normalarbeitsver¬ 
hältnis mit dem Mann als Voll- und 
der Frau als Hinzuverdiener sind mit 
die Folgen gesellschaftlich unnötig 
langer Arbeitszeiten. Mitte der sieb¬ 
ziger Jahre lag der Anteil der Arbeits¬ 
einkommen am Volkseinkommen bei 
knapp 75 Prozent, heute knapp über 
60 Prozent. Eine 30-Stunden-Woche 
bei vollem Lohn- und Personalaus¬ 
gleich würde in etwa wieder dieses 
Verteilungsverhältnis herstellen, da¬ 
bei aber in keiner Weise die kapita¬ 
listische Ausbeutung der Arbeitskraft 
als Quelle des Reichtums der Millio¬ 
näre und Milliardäre abschaffen. 

Je näher die Bundestagswahl kommt, 
umso mehr tönen Kapital und Kabi¬ 
nett, „uns“ ginge es ja gut, „wir“ seien 
besser als andere durch die Krise ge¬ 
kommen. Die ökonomischen Fakten 
sprechen eine andere Sprache, der¬ 
zeit vor allem in der Automobilbran¬ 
che, und nicht nur bei Opel und Ford. 
Nach den Erfahrungen 2008 und da¬ 
nach erschallt wieder der Ruf nach 
Kurzarbeit. Den sollten wir aufgrei¬ 
fen und darauf hinweisen, dass Kurz¬ 
arbeit im Kern nichts anderes ist als 
Arbeitszeitverkürzung, aber zu Las¬ 
ten der Beschäftigten, der Beitrags¬ 
und der Steuerzahler. Der Antrag des 
Parteivorstands gibt die richtige Ori¬ 
entierung: 

„Mit einer radikalen Arbeitszeitver¬ 
kürzung bei vollem Lohn- und Per¬ 
sonalausgleich kann die Massenar¬ 
beitslosigkeit und soziale Verelen¬ 
dung großer Teile der Bevölkerung 
aktiv beendet, bzw. verhindert wer¬ 
den. Diese kann nicht allein Sache 
von Tarifpolitik sein, sondern muss 
zudem Gegenstand eines gesell¬ 
schaftlichen Kampfes um gesetzli¬ 
che und tarifvertragliche Regelun¬ 
gen sein. Die Überzeugung der Men¬ 
schen in Betrieben, Gewerkschaften 
und sozialen Bewegungen für dieses 
Ziel zu kämpfen ist die Vorausset¬ 
zung für einen Erfolg.“ 




Kraft tanken für den Widerstand 

Peter Schenzer und Dirk Wilke auf der LLL-Veranstaltung der DKP 


Am Sonnabend, den 12.1.2013 findet 
um 19 Uhr im Münzenbergsaal, Franz- 
Mehring-Platz 1, der Jahresauftakt 
2013 der DKP statt. 

Auf dieser Veranstaltung werden, ne¬ 
ben Redebeiträgen z.B. auch von Maite 
Mola von der Kommunistischen Partei 
Spanien (PCE) und stellvertretenden 
Vorsitzenden der Europäischen Lin¬ 
ken, Peter Schenzer und Dirk Wilke aus 
Hamburg das Kulturprogramm dieser 
Veranstaltung gestalten. Bekannt wur¬ 
den beide Musiker in den letzten Jah¬ 
ren durch ihre Auftritte mit der Gruppe 
„Rotdorn“. Seit 2012 treten Peter und 
Dirk gemeinsam erfolgreich mit einem 
eigenen Programm auf. Bei antifaschis¬ 


tischen, antimilitaristischen sowie ge¬ 
werkschaftlichen Aktionen als auch bei 
anderen linken Veranstaltungen und 
Festen: sie sind ein wichtiger Bestand¬ 
teil des Widerstands in unserem Land. 
Widerstandskultur ist es, wozu sie bei¬ 
tragen, und doch ist dieser Begriff nicht 
umfassend genug. Denn ihr kultureller 
Beitrag kann nicht getrennt werden 
von Peter und Dirk als Personen und 
Genossen, die sich ebenso auch ohne 
ihre Lieder und Instrumente aktiv poli¬ 
tisch betätigen und für Veränderungen 
der Gesellschaft eintreten. 

Über ihre Kultur sagen sie: 

„,Unsere 4 Lieder sind die Lieder der 
internationalen Arbeiter_innenbewe- 


gung, der antifaschistischen Partisa¬ 
nen und Widerstandskämpfer_innen, 
der Friedensbewegung sowie Lieder 
gegen die (neo-) koloniale Unterdrü¬ 
ckung als auch - im Geiste von Woody 
Guthrie, Victor Jara und Phil Ochs - die 
vielen Folksongs der ,kleinen Leute 4 , 
die früher und auch heute keine Stim¬ 
me hatten bzw. haben, um gehört zu 
werden, da sie unter unmenschlichen 
gesellschaftlichen Bedingungen litten 
und leiden.“ Nutzen wir den Jahresauf¬ 
takt mit Redebeiträgen und Kultur, um 
Kraft für die Kämpfe und den Wider¬ 
stand 2013 zu tanken. B. J. 


Liebknecht-Luxemburg-Lenin- 
Veranstaltung der DKP 

i2.Januar 2013 

im Münzenberg-Saal, Franz-Mehring-Platz 1,10 243 Berlin 

(nahe Ostbahnhof) 

Beginn: 19 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr) 

Eröffnung durch Rainer Perschewski, Landesvorsitzender der DKP Berlin 

Es sprechen: Bettina Jürgensen, Vorsitzende der DKP, und Maite Mola, Sekretärin für Internationa¬ 
le Beziehungen der Kommunistischen Partei Spaniens, Vize-Vorsitzende der Europäischen Linken 

Kulturprogramm mit Peter Schenzer und Dirk Wilke 


Karten: 7 Euro (ermäßigt)/10 Euro 


Altersarmut gar nicht so schlimm? 


Die Berater des Wirtschaftsministers 
sehen in der Altersarmut derzeit kein 
großes Problem, das auf der Prioritä¬ 
tenliste ganz oben stehe. Gewerkschaf¬ 
ten, Sozialverbände und Kirchen woll¬ 
ten das hingegen so nicht unwiderspro¬ 
chen stehen lassen. Für sie ist Armut in 
Deutschland ein reales Problem und sie 
warnen, die Einkommensarmut im Al¬ 
ter werde bald dramatisch zunehmen. 
Ihre gegensätzlichen Gutachten leg¬ 
ten sie jetzt fast zeitgleich vor. Axel 
Börsch-Supan vom Max-Planck-Ins- 
titut für Sozialrecht und Sozialpolitik 
rechnete vor: „2,6 Prozent der über 
65-Jährigen beziehen Grundsicherung 
im Alter und sind von daher ,arm 4 
laut Definition. Das sind dreimal we¬ 
niger als in der Gesamtbevölkerung.“ 
Um nicht ganz lächerlich dazu stehen, 
räumte der Herr Experte vorsorglich 
ein, dass für die von Altersarmut Be¬ 
troffenen das Problem natürlich groß 
sei. Aber bei den jetzigen Rentnern 
könne noch längst nicht von einem 
Massenphänomen die Rede sein. 


Börsch-Supan ist „Kenner“ der Mate¬ 
rie. Er ist einer der „wissenschaftlich“ 
daherkommenden Lobbyisten der pri¬ 
vaten Altersvorsorge. Im Verbund mit 
Bernd Raffelhüschen und Bert Rürup 
war er einer der heftigsten professora¬ 
len Marktschreier für die Zerstörung 
der gesetzlichen Rente. Selbstverständ¬ 
lich ist er auch ein starker Verfechter 
der Rente mit 67. 

Nach den Worten von Achim Wam¬ 
bach, Vorsitzender des wissenschaftli¬ 
chen Ministeriumsbeirates, ist die Lage 
in Alleinerziehenden-Haushalten und 
bei Jugendlichen, vor allem wenn die¬ 
se einen Migrationshintergrund ha¬ 
ben, viel dramatischer. Nach Ansicht 
des Beirates hilft weder die Einfüh¬ 
rung von Mindestlöhnen noch die von 
Bundesarbeitsministerin Ursula von 
der Leyen (CDU) bzw. von der SPD 
beispielsweise auf favorisierte Zu¬ 
schuss- oder Garantierente. Um eine 
Monatsrente in Höhe von 850 Euro zu 
kommen, müsste der Mindestlohn im 
Westen bei 14,40 Euro pro Stunde und 


im Osten bei 16,20 Euro liegen, so die 
beiden Auftrags- Experten. 

Parallel zu dieser Ablenkungsveranstal¬ 
tung legte die Nationale Armutskon¬ 
ferenz quasi ihren Schattenbericht vor. 
Die aus Kirchen, Verbänden, Betroffe- 
neninitiativen und Gewerkschaften be¬ 
stehende Vereinigung stellte fest, dass 
in dem Gutachten des Ministeriums¬ 
beirates der entscheidende Hinweis 
auf die in den kommenden Jahren „dra¬ 
matische Zunahme der Einkommens¬ 
armut im Alter“ fehle. Der Anstieg 
sei einerseits Folge des Strukturwan¬ 
dels im Beschäftigungssystem und der 
Auswirkungen auf Erwerbs- bzw. Bei¬ 
tragsbiographien. Andererseits sei er 
Ergebnis der Rentenpolitik dieser und 
der vergangenen Bundesregierungen. 
Armut ist also gewollt, systemisch und 
daher veränderbar. Wie sagte doch 
Börsch-Supan treffend: „Es ist keines¬ 
wegs ausgemacht, dass die Zukunft 
schwarz ist“. Es liegt an uns. 

Manfred Dietenberger 


Karikatur: Bernd Bücking 
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Bild i: Im SA-Keller: verhaftete Kommunisten. 

Bild 2: Hitler mit Industriellen (rechts neben ihm Albert Vogler, Generaldirektor 
der Vereinigten Stahlwerke). 

Bild 3: Das besetzte Gewerkschaftshaus in Leipzig. 

Bild 4: Im Inneren des Reichtstags nach dem Brand. 

Bild 5: Im KZ Dachau, dem ersten Konzentrationslager. 

Bild 6: Bücherverbrennung auf dem Berliner Opernplatz. 




D ieses Jahr jährt sich zum 80. Mal 
die Machtübertragung an den 
deutschen Faschismus. Es waren 
die Kräfte des Großkapitals, die dem 
Hitlerfaschismus letztlich zur Macht 
verholten haben. Es entstand die „offe¬ 
ne, terroristische Diktatur der reaktio¬ 


närsten, chauvinistischsten, am meisten 
imperialistischen Elemente des Finanz¬ 
kapitals“ (Dimitroff). 

Brutale Unterdrückung des Wider¬ 
standes im eigenen Land, Aufrüstung, 
Krieg und Mord an Millionen waren 
die Folge. 


Zu den ersten Opfern gehörten Mit¬ 
glieder der KPD, der SPD, Gewerk¬ 
schafter und andere Antifaschistinnen 
und Antifaschisten. 

Wir erinnern zum Jahresauftakt 2013 
an wichtige Daten. 


Chronik wichtiger Ereignisse von Dezember 1932 bis Juli 1933: 


3. Dezember 1932 


1933: 

4. Januar 

7. Januar 

21. Januar 

22. Januar 

25. Januar 

27. Januar 

28. Januar 

29. Januar 

30. Januar 


1. Februar 

2. Februar 

3. Februar 

7. Februar 

17. Februar 
20. Februar 

27. Februar 

28. Februar 


3. März 
5. März 

9. März 
20. März 

23. März 

24. März 

28. März 
31. März 
2. Mai 

10. Mai 

22. Juni 


Reichswehrminister Kurt von Schleicher Reichskanzler- Ernst Thälmann charakterisierte das Schlei¬ 
cher-Kabinett als „Platzhalterkabinett“ einer „Hitlerregierung“ 


Geheime Verhandlung zwischen Hitler und Papen im Haus des Bankiers Schröder in Köln über die 
Bildung einer faschistischen Koalitionsregierung 

Treffen der „Führer der Wirtschaft“ mit Hitler, Heß und Göring 

Aufruf des ZK der KPD an die Arbeiter „Formiert euch zur Antifaschistischen Aktion!“ 

Verhandlung zwischen Papen, Staatsekretär Meißner, Oskar von Hindenburg (Sohn des Reichspräsi¬ 
denten) und Hitler, Göring und Wilhelm Frick 

Massendemonstration der KPD in Berlin - über 130 000 Demonstranten 

Treffen zwischen Hitler und Hugenberg (pro-faschistischer Medienmogul, der die Hälfte der deut¬ 
schen Presse kontrollierte) 

Rücktritt des Kabinetts Schleicher 

„Die Rote Fahne“ erscheint unter der Überschrift „Alarm! Alarm!“ - KPD und RGO (Revolutionäre 
Gewerkschafts-Opposition) erneuern nochmals eindringlich ihr Einheitsfrontangebot 

Reichspräsident Hindenburg beauftragt Hitler mit der Regierungsbildung, Hitler wird Reichskanzler. 
Die KPD ruft zum Generalstreik auf, der Parteivorstand der SPD lehnt ab - der reichsweite General¬ 
streik kommt trotz zahlreicher Streiks in verschiedenen Städten nicht zustande 

Reichspräsident Hindenburg löst den Reichstag auf 

Die Sitze der Reichs- und der Bezirksleitungen der KPD werden von der Polizei besetzt - der Terror 
gegen die Arbeiterbewegung beginnt 

Hitler verkündet vor führenden Reichs wehr-Vertretern die„Eroberung neuen Lebensraumes im Osten 
und dessen rücksichtslose Germanisierung“ als Ziel seiner Politik 

Illegale KPD-Tagung in Ziegenhals unter der Leitung Thälmanns: Beginn des organisierten Wider¬ 
standes gegen das faschistische Regime 

Schießerlass Görings zum rücksichtslosen Vorgehen gegen Kommunisten und Antifaschisten 

Geheimtreffen Hitlers mit 25 Industriellen, der NSDAP wird ein Wahlfonds von drei Millionen Reichs¬ 
mark zur Verfügung gestellt 

Reichstagsbrand - Eröffnung eines Terrorfeldzugs gegen KPD, SPD, Gewerkschaften und alle antifa¬ 
schistischen Kräfte 

Notverordnung „Zum Schutze von Volk und Staat“: Die Weimarer Verfassung wird aufgehoben und 
mir ihr die persönliche Freiheit, Pressefreiheit, Versammlungsrecht u.v.m.- antifaschistische Betäti¬ 
gung wird unter Todesstrafe gesetzt, die KPD wird verboten 

Ernst Thälmann wird verhaftet 

Neuwahlen des Reichstags: Die KPD erringt trotz Illegalität, ungeheuren Terrors und zahlloser Ver¬ 
haftungen fast fünf Millionen Stimmen (12,3 Prozent), die SPD kommt auf 18,3 Prozent, die NSDAP 
(mit 43,9 Prozent) erhält nicht die notwendige Zweidrittelmehrheit für die Annahme des Ermäch¬ 
tigungsgesetzes 

Die Reichstagsmandate der KPD werden annulliert, Abgeordnete verhaftet (auf diese Weise wird die 
Zweidrittelmehrheit für die NSDAP gesichert) 

Errichtung des KZ Dachau in der Nähe von München für die Inhaftierung politisch missliebiger Per¬ 
sonen, besonders für Kommunistinnen und Antifaschistinnen 

Das Ermächtigungsgesetz wird mit den Stimmen der NSDAP und aller bürgerlichen Parteien bis auf 
die SPD angenommen 

Das Präsidium des Reichsverbandes der Deutschen Industrie übermittelt Hitler eine Dankadresse für 
die Sicherung der Wirtschaft vor „Störungen“ und „Politischen Schwankungen“ 

Konferenz der katholischen Bischöfe in Fulda: Loyalitätsbekundung für die Naziregierung 
Gleichschaltung der Länder mit dem Reich, als Reichsstatthalter werden Gauleiter der NSDAP ernannt 

Schlag gegen die Gewerkschaften: Gewerkschaftshäuser werden besetzt, das Vermögen der Gewerk¬ 
schaften beschlagnahmt und führende Funktionäre in „Schutzhaft“ genommen. 

Erste Bücherverbrennungen: In vielen Städten werden Werke sozialistischer, pazifistischer, jüdischer 
und liberaler Autoren ins Feuer geworfen 

Verbot der SPD 


Bis zum 14. Juli Alle Parteien außer der NSDAP sind verboten oder haben sich selbst aufgelöst. Das „Gesetz gegen die 
Neubildung von Parteien“ begründet den Einparteienstaat: Neugründung und Fortbestand (anderer) 
politischer Parteien wird unter Strafe gestellt 

15. Juli Hitler beruft den Generalrat der deutschen Wirtschaft dem 17 Angehörige des Großkapitals angehö¬ 
ren (u.a. Flick, Bosch, Krupp, Siemens,Thyssen) 


Diese Daten bilden nur einen Ausschnitt der vielen Schritte der „Ablösung der einen Staatsform der Klassenherrschaft der 
Bourgeoisie - der bürgerlichen Demokratie - durch eine andere Form - durch die offene terroristische Diktatur“ (Dimitroff). 
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Theorie und Geschichte/ Das politische Buch 


unsere zeit m 


Die ganze Klasse im Visier 

Zwei Buchempfehlungen von Lothar Geisler 


E s gibt Bücher, die kann, ja die sollte man pa¬ 
rallel lesen, weil sie ein Thema aus unter¬ 
schiedlicher Perspektive betrachten. Und es 
gibt Bücher, die möchte man Freunden, Gewerk¬ 
schaftskollegen, Genossen ans Herz legen - bevor 
man sie ganz gelesen und verarbeitet hat - weil 
sie den eigenen Blick auch auf hiesige Verhältnis¬ 
se verändern. Im Verlag Andre Thiele sind zwei 
solcher Bücher erschienen: „Prolls“ von Owen 
Jones und „Auf Rehwildjagd mit Jesus“ von Joe 
Bageant. 

Beide berichten vom Klassenkampf. Owen aus 
Großbritannien, Bageant aus den USA. Aller¬ 
dings nicht so, wie unsereins sich das zu gerne 
wünscht, mit Rebellion und roten Fahnen. 

Bei Owen geht es um Klassenkampf von oben, 
um die Dämonisierung der Arbeiterklasse durch 
Unternehmer, Medien und Politiker - die bis tief 
in die Arbeiterklasse hineinwirkt. (Anmerkung: 
Auch bei uns!) Er nennt diese vielschichtige Dä¬ 
monisierung „das Triumphgeheul der Reichen, 
die von unten nicht mehr bedroht sind und sich 
nun über die Arbeiter lustig machen.“ „Eine lei¬ 
denschaftliche und gut dokumentierte Anklage 
der Verachtung der Oberschicht für die Arbeiter“, 
so das Urteil von Eric Hobsbawm über das Erst¬ 


lingswerk seines jungen Historikerkollegen und 
gewerkschaftsnahen Journalisten. 

Bageant’s essayistische Reportagen konfrontie¬ 
ren aufrüttelnd direkt wie humorvoll mit dem 
Alltag des amerikanischen Proletariats in einer 
Provinzstadt. Es geht nach Bageant’s eigenen 
Worten um „klassenspezifische Aspekte des ame¬ 
rikanischen Alltagslebens, vor allem die Klasse, 
aus der ich stamme, das untere Drittel der ame¬ 
rikanischen Gesellschaft, das sich aus den offiziell 
nicht existenten Armen der Arbeiterschicht rek¬ 
rutiert, Menschen, die sich wie folgt beschreiben 
lassen: konservativ, politisch fehlinformiert oder 
passiv und patriotisch, auch wenn es zu ihrem 
eigenen Schaden ist.“ Beide Bücher gehen u.a. 
sehr lebensnah auch der Frage nach, warum ge¬ 
rade diejenigen, die tagein tagaus ums Überleben 
kämpfen so wenig gegen das System rebellieren 
und warum wir sie trotzdem nicht abschreiben 
dürfen. 

Eine ausführliche Rezension beider Bücher wird 
in den Marxistischen Blättern 2-2013 erscheinen. 
Hier erstmal eine Leseprobe und eine Kurzbe¬ 
sprechung aus der SDAJ-Zeitschrift „position“. 


AUF Joe Bageant 


REHWILDJAGD 
MIT JESUS . 


Meldungen aus 

dem amerikanischen 

Klassenlcarapf 


VAT 

Joe Bageant, Auf Rehwildjagd mit Jesus - Mel¬ 
dungen aus dem amerikanischen Klassenkampf, 
Mainz 2012,360 Seiten, 18,90 Euro 


Auf Rehwildjagd mit Jesus 

Aus Joe Bageant’s Meldungen aus dem amerikanischen Klassenkampf 


... Die nationale Mythologie propagiert Ameri¬ 
kaner, die schrecklich gesund, gebildet, reich und 
glücklich sind. Ich habe allerdings halb nackte In¬ 
dianer in Lateinamerika erlebt, Indianer, die sich 
von Maden ernährten und das, was ihnen als Klei¬ 
dung diente, auf Felsen im Fluss schrubbten, die 
wesentlich glücklicher und von ihren Regierungen 
teilweise sogar besser versorgt waren. Einst wurde 
ich im mexikanischen Bundesstaat Sonora unter 
Sari-Indianern krank und benötigte deshalb ärzt¬ 
liche Hilfe. Jeder einzel¬ 
ne Indianer war über das 
staatliche Gesundheits¬ 
system krankenversichert, 
während sich der Ameri¬ 
kaner, der sich hinter ih¬ 
ren Hütten die Eingewei¬ 
de aus dem Leib kackte, 
eine Krankenversicherung 
trotz eines fünfzigmal so 
hohen Jahresgehalts, nicht 
einmal in seinem eigenen 
Land leisten konnte, weil 
ich als junger Freiberufler 
ohne die soziale Absiche¬ 
rung eines festangestellten 
Journalisten auskommen 
musste. Ich wünschte, ich 
könnte sagen, dass die Sari 
außerdem eine eigene Me¬ 
thode zur Behandlung der 
Ruhr verfügten - dies war 
aber leider nicht der Fall. 

Angesichts solcher Erfah¬ 
rungen ist man geneigt, 
mit nostalgischen Gefüh¬ 
len auf die einzigen bei¬ 
den amerikanischen Prä¬ 
sidenten zurückzublicken, 
die ein Gesundheitssystem 
für alle forderten, nämlich 
Nixon und Johnson. Gäbe 
es eine politische Partei, die willens wäre, Men¬ 
schen aus der Arbeiterschicht nach entsprechen¬ 
der Schulung dazu zu bewegen, in Straßen wie die¬ 
sen von Tür zu Tür zu gehen - denn genau so etwas 
bräuchte man, wenn man die Verarschten unseres 
Systems für sich gewinnen will -, dann gäbe es 
auch die Partei, die endlich in der Lage wäre, ein 
Loch in die Wand zwischen Capitol Hill und dem 
Volk zu treten, dem unser Kongress eigentlich die¬ 
nen sollte. Wir alle aber wissen, dass so etwas nicht 
passieren wird. Parteien führen keine Revolutio¬ 
nen an. Sie folgen ihnen. Und das auch nur, wenn 
man sie dazu zwingt. Die Demokraten begannen 
die Bürgerrechtsbewegung bekanntlich erst zu 
unterstützen, nachdem die Bombenanschläge, 
Lynchmorde, Wasserwerfer und Demonstran¬ 
ten für genügend öffentliche Empörung gesorgt 
hatten, um aus dem traurigen Spektakel, das sich 
Amerika auf den Fernsehschirmen bot, politisch 
Kapital zu schlagen... 

Dot und Dink und Pootie gehören jedoch zu den 
Amerikanerinnen und Amerikanern, bei denen 
es am unwahrscheinlichsten ist, dass sie sich ge¬ 
gen ihre Ausbeuter erheben. Die Impulse, die 
nötig sind, damit sich eine Bereitschaft zum Wi¬ 
derstand entwickelt, dringen nicht tief genug ins 


Kernland vor, um Orte wie Winchester, Virginia, 
zu erreichen. Das war schon immer so. Und trotz¬ 
dem haben rebellionsferne Menschen wie sie mit 
ihren Stimmen dazu beigetragen, eine rechte Re¬ 
volution zu nähren - dieselbe rechte Revolution, 
die ihre Wurzeln in den amerikanischen Kultur¬ 
kriegen haben soll, von denen keiner von ihnen 
je gehört hat. 

In der guten alten Zeit wurde Klassenkampf zwi¬ 
schen Armen und Reichen ausgetragen, und das 


ist die Sorte von Klassenkampf, mit der ich etwas 
anfangen kann. Mittlerweile findet dieser Klassen¬ 
kampf nicht mehr zwischen Reichen und Armen, 
sondern eindeutig zwischen Gebildeten und Un¬ 
gebildeten statt, was aus ihm tatsächlich so etwas 
wie einen Kulturkrieg macht, wenn man ihn als 
solchen beschreiben möchte. Wahr ist aber auch, 
dass sich weder Dink noch Dot oder überhaupt je¬ 
mand auf dieser Seite der Stadt von Elite-Gelaber 
über Kulturkriege angesprochen fühlt. Es erweist 
sich schon als schwer genug, ihnen die simple wie 
altbekannte Tatsache zu vermitteln, dass die Re¬ 
publikaner die Partei der dumpfen und herzlosen 
Reichen sind ... 

Progressiven Reformern steht ein harter Kampf 
bevor. Wir werden uns die Hände schmutzig ma¬ 
chen und die politischen Kadaver auf unseren 
Straßen mit bloßen Händen aufheben müssen. 
Wir werden nicht umhinkommen, den Leuten im 
Royal Lunch (Anm.: So heißt die Arbeiterkneipe, 
in der unser Autor viel gelernt hat.) von Grund auf 
zu erklären, was Progressivismus bedeutet, denn 
mit einer Mischung aus „Gelobt-sei-der-Herr!“- 
Rhetorik, Geld, Vetternwirtschaft und der Macht 
der Großunternehmer hat man es geschafft, das 
Leben der verarmten Arbeiterklasse in kulturel¬ 


len Ghettos wie Winchester nicht nur zu bündeln, 
sondern auch zu isolieren. Hier etwas zu bewe¬ 
gen, wird einer großen Kraftanstrengung bedür¬ 
fen, denn die Betroffenen verstehen es mit der 
Tatsache umzugehen, dass sie sich an der Armuts¬ 
grenze bewegen und nicht über die notwendige 
Bildung verfügen, und begreifen diese Rahmen¬ 
bedingungen in vielerlei Hinsicht als ihr Los. Bis 
hin zu der Erfahrung, von der Dame im Sozial¬ 
amt offen verhöhnt zu werden. Malcolm X brachte 

es auf den Punkt, 
als er sagte, dass 
der erste Schritt 
einer erfolgrei¬ 
chen Revolution 
eine massive In¬ 
formations- und 
Bildungsinitiati¬ 
ve zugunsten des 
Volkes beinhal¬ 
ten müsse. Ohne 
Bildung kann 
sich nichts ver¬ 
ändern. Was mei¬ 
ne Leute wirklich 
brauchen, ist je¬ 
mand, der einmal 
ordentlich auf 
den Tisch schlägt 
und laut und ver¬ 
ständlich sagt: 
„Hört mal zu, Ihr 
verdammten Büf¬ 
felhörner! Wir 
sind blöder als 
ein beschissener 
Hackklotz und 
hätten dafür sor¬ 
gen sollen, dass 
man uns was bei¬ 
bringt, damit wir 
wenigstens ein 
bisschen kapieren, was in dieser beschissenen Welt 
abläuft.“ Das jedenfalls hat mir einmal jemand ge¬ 
raten, und zusammen mit der Warnung, Mad Dog 
20/20 niemals mit Whiskey zu mixen, war das der 
beste Ratschlag, den ich jemals bekommen habe. 
In Amerika wird so etwas aber niemand laut sa¬ 
gen, weil es zu elitär klingt - zu unamerikanisch 
und undemokratisch. Je nach Umgebung könnte 
es auch passieren, dass man Ihnen mal eben die 
Nase dafür bricht. In einer Pseudo-Demokratie, 
die an der beliebten Fiktion festhält, eine Nation 
der Gleichen zu sein, kann man es sich abschmin- 
ken davon zu reden, dass wir trotz gleicher verfas¬ 
sungsmäßiger Rechte alles andere als gleich sind. 
Um von so etwas wie sozioökonomischer Gleich¬ 
berechtigung auch nur zu träumen, bedarf es ech¬ 
ter Bildung und zumindest einer grundsätzlichen 
Bereitschaft, an sich selbst zu arbeiten. Warum 
entpuppen sich die Leute meiner Schicht als so 
informationsresistent? ... 

(Auf Rehwildjagd mit Jesus-Meldungen aus dem 
amerikanischen Klassenkampf, Mainz 2012, Sei¬ 
te 35ff. Mit freundlicher Genehmigung des Ver¬ 
lags Andre Thiele) 



Dot und Dink gehörten nicht zu jenen, die in den vergangenen Jahren für eine Gesundheitsversorgung für 
alle US-Bürgerinnen und -Bürger auf die Straße gingen. 

Hier die „Health Care Reform Rally” am 3. September 2009, Westlake Park in Seattle, Washington, USA. 



Owen Jones, Prolls - Die Dämonisierung der Ar¬ 
beiterklasse, Mainz 2012,316 Seiten, 18,90 Euro 


„Prolls“ als 
Strategie 

Zum Buch von Owen Jones 

In seiner beeindruckenden Sozialreportage zeich¬ 
net Owen Jones ein aktuelles Portrait der arbei¬ 
tenden Klasse in England nach eigener Anschau¬ 
ung und authentischen Quellen. 

„Da sie als politische Kraft zerschlagen ist, kann 
die Arbeiterklasse als besoffene Horde in Trai¬ 
ningsanzügen mit einem Hang zum Rassismus be¬ 
schimpft werden. Schwach, nichtsnutzig, brutal - 
alles, nur nicht gefährlich.“ - Das ist das Ergebnis 
der sehr anschaulichen Studie von Owen Jones. 
Seine These: Seit der Regierung Thatcher, Ende 
der 1970er Jahre, wütet in Großbritannien ein 
scharfer Klassenkampf von oben, der die soziale 
Ungleichheit massiv befördert und die ehemals 
starken Gewerkschaften entschieden geschwächt 
hat. Um diese Verhältnisse abzusichern, schürt die 
Oberschicht (mit tatkräftiger Unterstützung der 
Politik und der Medien) einen „Klassenhass“, der 
sich in neuer Qualität gegen die Arbeiterklasse 
richtet. Grundlage dieses Klassenhasses von oben 
sind ideologische Verhältnisse, die die Existenz ei¬ 
ner Klassenteilung der Gesellschaft leugnen und 
in der sich jeder zur Mittelschicht zählen soll. Im 
Ergebnis konnte der Stolz und der traditionel¬ 
le Zusammenhalt der englischen Arbeiterklasse 
zerbrochen werden. Übrig geblieben sei lediglich 
eine „sozialschmarotzende Unterschicht“, die - 
wenn überhaupt nur noch minderwertige Arbeit 
macht: die „Prolls“. Als Prolls bzw. „Chavs“ (so 
der englische Originaltitel, des Buchs),werden alle 
diejenigen Mitglieder der britischen Gesellschaft 
abwertend bezeichnet, die beim wirtschaftlichen 
Strukturwandel - mit seiner Ausweitung der Ar¬ 
mut durch den massiven Abbau von sicheren, gut 
bezahlten Arbeitsplätzen in der Industrie - auf 
der Strecke geblieben sind. Gerade die Parallele 
zur Unterschichtdebatte mit der Stigmatisierung 
der „Hartzer“ in Deutschland verdeutlicht die 
dahinterstehende Strategie der Herrschenden in 
England wie bei uns: Um von den sozialen Folgen 
ihres Kampfes gegen die Arbeiterklasse abzulen¬ 
ken, werden die ärgsten Opfer diffamiert und für 
ihre Armut selber verantwortlich gemacht. Jones 
bezeichnet diese „Dämonisierung der Arbeiter¬ 
klasse“ als das „Triumphgeheul der Reichen, die 
von unten nicht mehr bedroht sind und sich nun 
über die Arbeiter lustig machen“. 

Vor dem Hintergrund der extremen Klassenspal¬ 
tung in England, aber auch eines stärker verwurzel¬ 
ten Klassenbewusstseins in der britischen Arbei¬ 
terklasse erscheint dieses „TriumphgeheuLzwar 
radikaler als bei uns. So werden z.B. Kurse zur 
„Proll-Bekämpfung“ in Fitness-Centern angebo- 
ten und Reisebüros werben mit “garantiert Proll- 
freien“ Urlaubsangeboten. Jedoch spricht es wie¬ 
derum eher gegen den ideologischen Zustand in 
unserem Land, dass in Deutschland die Unter¬ 
schichtdebatte durch die Thesen etwa eines Thilo 
Sarrazin strukturiert ist, während in England ein 
junger, gewerkschaftsnaher Journalist und Histo¬ 
riker wie Owen Jones der Stichwortgeber in den 
Talkshows ist. 

Thomas, München 
(Aus: Position 6-12, S. 32) 
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Auch ein fünfter Tod ist nicht das Ende 

Zu Jenny Erpenbecks Roman „Aller Tage Abend“ 


A ls Frau Hoffmann 1992 einen 
Tag nach ihrem neunzigsten Ge¬ 
burtstag stirbt, ist es der fünfte 
Tod der 1902 Geborenen. Das Ende 
der von ihr verfochtenen Ideen ist es 
nicht; das bedarf der Erklärung. Frau 
Hoffmann, eine mit dem Nationalpreis 
ausgezeichnete Schriftstellerin, stirbt 
im Pflegeheim. Im Buch ist sie zuerst 
namenlos, wird dann mit dem Initial H. 
bezeichnet, der an den Vornamen Hed- 
da erinnernd - die Großmutter der Au¬ 
torin war die Schriftstellerin und Kom¬ 
munistin Hedda Zinner. Bis zuletzt lebt 
sie für die und mit den Prinzipien ihres 
Denkens: Sie will wissen, „welche Ent¬ 
wicklung diese Menschen - der ver¬ 
schiedensten Art! - genommen haben, 
was sie bewegt, wofür sie zu gewinnen 
wären und wofür nichtV 
Sie verfolgt den Gedanken, „den Men¬ 
schen Wege zu geben“. Die Richtung 
wird durch Gorkis „Ein Mensch, wie 
stolz das klingt“ hergestellt. Diese Frau 
H. ist Antifaschistin, Sozialistin, Schrift¬ 
stellerin und Opfer stalinistischer Pro¬ 
zesse. Das prägt ihr drittes Leben, das 
autobiografische Züge Hedda Zinners 
enthält, aber über Strecken an das 
Schicksal der Literaturwissenschaftle¬ 
rin Trude Richter erinnert, die 1932 zur 
1. Sekretärin des Bundes proletarisch¬ 
revolutionärer Schriftsteller gewählt 
wurde, 1934 mit ihrem Lebensgefähr¬ 
ten Hans Günther (Der Herren eigener 
Geist, 1935) in die Sowjetunion ging, 
dort zu Arbeitslager verurteilt und 
erst 1956 auf Vermittlung von Anna 
Seghers endgültig rehabilitiert wurde. 
Hans Günthers Schicksal - er kam auf 
dem Weg ins Lager um - erinnert an 
den Genossen G. im Roman. 

Der Roman besichtigt in Form von fünf 
Biografien einer Frau das 20. Jahrhun¬ 
dert. Nach der Geburt 1902 in der gali- 


Als Petros Markaris sein Projekt ei¬ 
ner Romantrilogie über die griechische 
Krise angekündigt hatte, fragte ihn eine 
junge Journalistin ungläubig entrüstet: 
„Sie wollen drei Romane über die Krise 
schreiben?“ Jetzt sind bereits zwei er¬ 
schienen: „Faule Kredite“ (2011) und 
„Zahltag“ (2012). In beiden geht Kom¬ 
missar Kostas Charitos ungewöhnlichen 
Morden nach. In „Faule Kredite“ wer¬ 
den reihenweise Banker umgebracht. 
Mordserie oder organisierter Terroris¬ 
mus? 

Trotz Kompetenzgezerre zwischen 
Mordkommission und Anti-Terror-Ein- 
heit und falschen Fährten kommt Chari¬ 
tos dem Täter auf die Spur und die Le¬ 
serinnen erfahren ganz nebenbei eine 
Menge über Alltag, Befindlichkeiten der 
Athener und ihre zum Teil sehr origi¬ 
nellen Protestaktionen auf der Straße. 
In „Zahltag“ treibt ein selbsternannter 
„nationaler Steuereintreiber“ sein Un¬ 
wesen. In Drohbriefen fordert er Su¬ 
perreiche auf, endlich Steuern zu zah¬ 
len und so ihrer Pflicht als Staatsbürger 
nachzukommen. Tun sie es nicht, schlägt 
er zu: mit höchst antiken Mordmetho¬ 
den. Sein erstes Opfer: ein renommier¬ 
ter Chirurg, der von der Misswirtschaft 
im Gesundheitswesen profitierte. Nach 
dem dritten Mord beginnen plötzlich 
die Millionen in die leeren Staatskas¬ 
sen zu fließen. „Das Thema ist so genial, 
so naheliegend, so heiß, dass der Autor 
auf der Buchrückseite der griechischen 
Ausgabe drucken lassen musste:,Nicht 
zur Nachahmung empfohlen 4 “ schreibt 
Dirk Schümer in der FAZ. 

Und wie geht es weiter mit der Trilogie? 
Petros Markaris: „Inzwischen ist klar, 
dass es nicht bei einer einfachen Trilo¬ 
gie bleiben kann. Ich habe drei Varian¬ 
ten vor Augen: Entweder füge ich der 
Trilogie noch einen Epilog hinzu, der das 
Ende der Krise illustriert, oder ich mache 
aus der Trilogie eine Tetralogie. Es könn¬ 
te aber auch sein, dass ich die erste Tri¬ 
logie abschließe und mit einer neuen be¬ 
ginne. Das wäre die schlimmste Variante. 
Zum jetzigen Zeitpunkt weiß ich noch 
nicht, welche von den drei Varianten am 


zischen Kleinstadt Brody bei Lemberg 
folgt ein kurzes Leben von nicht ein¬ 
mal acht Monaten. Am Grab des Kin¬ 
des wurde der Mutter deutlich, dass 
andere Leben möglich gewesen wären. 
Die Struktur des Romans wird deut¬ 
lich: Mit dem Säugling starb das Schul¬ 
kind, starb die Halbwüchsige, starb die 
erwachsene Frau und schließlich die 
alte Mutter. Daraus entstehen fünf Bü¬ 
cher, die von vier Intermezzi - in ihnen 
tritt jeweils die überraschende Wen¬ 
dung ein - unterbrochen werden: Eine 
winzige Verschiebung der Wirklichkeit 
hebt den Tod auf und macht ein wei¬ 
teres Leben möglich. Hätte man zum 
Beispiel dem Säugling „eine Handvoll 
Schnee ... unters Hemd gesteckt“, hät¬ 
te das Kind vielleicht wieder geatmet 
und das zweite Leben wäre möglich 
gewesen. Dieser erste Tod zerstört die 
Beziehung der Eltern; der nichtjüdi¬ 
sche Vater, der „Goj “ und k. u. k. Eisen¬ 
bahnbeamte, geht nach New York und 
die Mutter, die den Tod ihres Kindes 
nach jüdischem Ritual betrauert, wird 
Prostituierte. Das 2. Buch spielt 1919 
in Wien, das junge Mädchen durchlebt 
die Leiden des Lebens und der Liebe 
in der Nachkriegszeit, im zerfallen¬ 
den Österreich-Ungarn bei ihren El¬ 
tern, die ihre Ehe weitergeführt haben, 
und stirbt bei einer erwünschten Tö¬ 
tung. Das 3. Buch handelt in Moskau; 
1941 kommt H. in einem Lager um, im 
4. Buch stirbt H. fast siebzigjährig als 
hochgeehrte Schriftstellerin der DDR, 
und das 5. sieht ihr Ende in einem Pfle¬ 
geheim im vereinigten Deutschland, 
nachdem sie kurz vor 1989 den Nati¬ 
onalpreis Erster Klasse der DDR be¬ 
kommen hatte. 

Wie ein Versatzstück wird eine Bio¬ 
grafie von Buch zu Buch fortgeschrie¬ 
ben; Attribute wie die roten Haare der 





Nicht einfach ein Krimiautor: 

Petros Markaris 

wahrscheinlichsten ist.“ Das schrieb er 
im Juni 2012 im Vorwort seines neuesten 
Buches „Finstere Zeiten“. Auch wenn es 
vorerst etwas ruhiger um die griechische 
Krise geworden ist, dürfte die schlimms¬ 
te Variante die wahrscheinlichste sein - 
und für Krimi-Fans die erfreulichste. Wir 
dürfen also auf weitere Kriminalroma¬ 
ne gespannt sein, was für Markaris „der 
religiöseste von allen Romanen ist: Die 
Schlechten werden am Ende immer be¬ 
straft. Weil der Leser sozusagen aus der 
Predigt weiß, dass das Böse auf der Welt 
regiert, ist er beruhigt zu sehen, dass im 
Kriminalroman das Böse am Ende im¬ 
mer bestraft wird.“ 

Der Leser weiß wie Markaris aber auch, 
dass es im wirklich wahren Leben be¬ 
unruhigend anders zugeht. Davon zeugt 
„Finstere Zeiten“, das kein Kriminal¬ 
roman ist, aber dennoch spannend. In 
ihm hat der bekannte Schriftsteller, der 
auch deutsche Klassiker wie Brecht und 
Goethe ins Griechische übertragen hat, 
Artikel, Reden, Kommentare und In¬ 
terviews zusammengetragen, die er von 
Ende 2009 bis Mitte 2012 verfasst bzw. 
gegeben hat. Darin habe er „die Krise 
nicht nur den Lesern zu erklären ver¬ 
sucht, sondern auch mir selbst. Sie ha¬ 
ben mir geholfen, einen klaren Kopf zu 
bewahren und die Krise in den Roma¬ 
nen mit Blick auf ihre Ursprünge und 
Ursachen zu beschreiben.“ Markaris 
schreibt vorrangig über die „hausge¬ 
machten Ursachen“, die griechischen 


Hauptgestalt begleiten sie. Während 
die private Biografie immer persönli¬ 
cher erscheint, wird die offizielle über 
die politische und soziale Entwicklung 
immer repräsentativer. Bei ihrem vier¬ 
ten Tod heißt es: „Zeit ihres Lebens hat 
sie all ihre Fähigkeiten in den Dienst 
der Arbeiterklasse und ihrer Partei ge¬ 
stellt.“ 

Das Buch fordert einen aufmerksamen 
Leser. Zwar ist der Erzählablauf nach 
dem Muster „Was wäre, wenn... “ - eine 
Komödie Hedda Zinners hieß 1959 so - 
nicht neu, aber in Literarischem wird 
ein Wertesystem erkennbar. Bestimmt 
wird es von Goethe, der leitmotivar¬ 
tig den Roman in Form einer „in Le¬ 
der gebundenen Gesamtausgabe“ der 
Werke und mehrerer Zitate (Promet¬ 
heus, Auf dem See, Iphigenie auf Tauris 
u.a.) durchzieht. Der Geburtsort Brody 
weist auf Joseph Roth - der Ort findet 
sich auch in Isaak Babels Roman „Die 
Reiterarmee“ -, Passagen im zweiten 
Buch erinnern an das Wien Arthur 
Schnitzlers, zum Beispiel in Traumno¬ 
velle, zitiert werden auch der Psalm 
84 („Lieblich sind deine Wohnungen, 
Herr Zebaoth“), das Alte Testament 
und Karl Marx. Bevorzugt werden jü¬ 
dische Traditionen, die mütterliche Fa¬ 
milie von H. ist jüdisch. Mythisches wie 
die Zahl Sieben begleitet die Traditi¬ 
onen. Die Montagen organisieren den 
Roman und verschaffen dem aufmerk¬ 
samen Leser eine Ordnung. 

Die Bedeutung des Literarischen wird 
deutlich, wenn eines der Zitate so von 
der alten H. angeeignet wird, dass es 
kaum mehr als Zitat Heines erkenn¬ 
bar ist: „Ich weiß nicht, sagt die Mut¬ 
ter, was mag es bedeuten, dass wir so 
traurig sind.“ Im Literarischen werden 
Hoffnungen und Ansprüche weiter¬ 
gegeben, die das Weltbild der H. be¬ 


Akteure - Täter, Opfer, Politiker, Par¬ 
teien, Profiteure, Wahlergebnisse und 
Kräfte des Widerstandes ... Er verliert 
dabei die Geschichte und die Entwick¬ 
lung der Krise (und der Eurozone ins¬ 
gesamt!) nie aus dem Auge, rechnet aber 
mit gängigen - auch von bundesdeut¬ 
schen Medien verbreiteten - Klischees 
ab, z.B. über „die korrupten Griechen“. 
Nachdenkenswert ist Markaris 4 Sicht 
der besonderen deutsch-griechischen 
Beziehungen bzw. der Rolle und Ver¬ 
antwortung Deutschlands für die (Ver- 
schuldungs-)Krise in Griechenland. 
Beispiel: „Ein Jahr nach dem Kredit für 
die Olympiade verschaffte die Londo¬ 
ner Niederlassung der Deutschen Bank 
in Zusammenarbeit mit der Commerz¬ 
bank Griechenland einen Milliarden¬ 
kredit für den Kauf von Rüstungsgü¬ 
tern ... Von diesen Aufträgen profitie¬ 
ren aber weder die auf Pump lebenden 
Griechen noch der kranke griechi¬ 
sche Staatsapparat, vielmehr profitiert 
Deutschland mit seinen Eurofightern 
und Leopard-Panzern, Frankreich mit 
seinen Mirages und auch Russland mit 
seinen TOR-Ml-Raketen 44 
Der Diogenes Verlag trägt wirklich 
nicht zu dick auf, wenn er seinen Au¬ 
tor einen der „schärfsten Beobachter 
der hellenischen Gesellschaft“ nennt. 
Er dokumentiert und analysiert Poli¬ 
tik als Schriftsteller, nicht als Politiker 
oder Politikwissenschaftler. Von seinem 
Kaliber könnte auch unser Land mehr 
Schriftsteller brauchen. Seine Artikel 
und Reden vermitteln ein wirklich le¬ 
bensnahes, umfassendes und facetten¬ 
reiches Bild der Lage. Und wenn er als 
aufgeklärter Grieche schreibt: „Jetzt, 
in der Krise, versucht Deutschland Eu¬ 
ropa mehr und mehr auf seinen Kurs 
zu bringen“ und wenn er sich auf Tho¬ 
mas Mann beruft, der einmal gesagt 
hat, „dass Europa ein europäisches 
Deutschland braucht und kein deut¬ 
sches Europa“, dann kann ich ihm als 
Kommunist in Deutschland nur zustim¬ 
men und gemeinsam mit allen aufge¬ 
klärten Europäern mein Bestes geben, 
dass das nicht gelingt. Lothar Geisler 

Petros Markaris, Finstere Zeiten - Zur Krise in 
Griechenland, Diogenes Verlag 2012,162 Sei¬ 
ten, 14,90 Euro 


stimmen und mitbestimmend für ihre 
Lebensführung sind, den Menschen 
Wege zu weisen. Literarisches, unter¬ 
stützt vom Musikalischen wie Brahms 4 
Deutsches Requiem, Heinrich Schütz 
und anderen, bewahrt die Lehren, die 
man ziehen muss, vieles gewollt und 
nur wenig erreicht zu haben, „alles zu 
machen, aber wir haben es falsch ge¬ 
macht“. Das bedeutet nicht, dass es um¬ 
sonst gewesen ist. Ein besonderer Wert 
des Romans besteht darin, dass er zwi¬ 
schen der Idee einer neuen Ordnung 
und ihrer eingeschränkten Verwirkli¬ 
chung unterscheidet. Auch wenn man¬ 
ches „armselig“ geworden ist, manches 
„falsch gemacht“ wurde, hat die Idee 
nichts von ihrer Bedeutung verloren - 
das wird in den drei Lebensläufen in 
Moskau, in der DDR und im vereinig¬ 
ten Deutschland deutlich. Es sind Le¬ 
bensläufe wie der Trude Richters, die 
trotz der Erniedrigungen und Erschüt¬ 
terungen, die sie durch die Stalinschen 
Prozesse in den dreißiger Jahren am ei¬ 
genen Leib erleben und erleiden muss¬ 
te, niemals ihre Überzeugung von der 
Richtigkeit des Sozialismus aufgab. In 
ihrem Buch „Totgesagt“ (1990) ist es 
nachzulesen. 

Jenny Erpenbeck spielte fünf Möglich¬ 
keiten eines Lebens durch, die unter¬ 
schiedlicher nicht sein können. Verant¬ 
wortlich ist der Mensch, was er aus die¬ 
sem Leben macht. Keinesfalls darf es 
aus Warten bestehen, sondern immer 
aus Handeln. Vieles ist im letzten Le¬ 
ben, dem nach 1989, kritisch anzumer¬ 
ken, dass die „Volksmenge ... aus dem 
eigenen Land“ hinausstürzt und „den 
kapitalistischen Brüdern und Schwes¬ 
tern in die Arme“ sinkt, dass „die Mie¬ 
te ... mal zehn“ genommen wird und 
anderes. Am schlimmsten ist, dass die 
bisherigen Leben wertlos gemacht und 


umgewertet werden zu einem „vierzig 
Jahre langem Warten“, das sich nun in 
der Wende erfülle. Nur die alte Frau 
H., nun endlich mit vollem Namen 
Hoffmann, deren auffallend rote Haa¬ 
re inzwischen grau geworden sind, die 

schein¬ 
bar in 
ihrer 
Vergess¬ 
lichkeit 
versinkt, 
erhält 
sich in 
ihrem 
Inners¬ 
ten den 
Lebens¬ 
sinn: 
„Wir 
müssen 
ein biss¬ 
chen ge¬ 
duldig sein ... Mit unserer Sache.“ Es ist 
kein Zufall, dass H.s erster Roman „Si- 
syphos“ heißt, nicht Sinnlosigkeit wie 
bei Camus ist gemeint, sondern Lang¬ 
wierigkeit wie bei Erasmus Schöfer. 
Jenny Erpenbeck hat ein beeindru¬ 
ckendes, sehr anspruchsvolles Buch ge¬ 
schrieben, erschütternd in der Hand¬ 
lung, überzeugend durch eine präzise, 
oft ins Poetische sich steigernde und 
von Buch zu Buch sich neu organisie¬ 
rende Sprache. Es ist ein Buch voller 
Hoffnung, wie es der auf eine Redens¬ 
art anspielende Titel, der auf Livius zu¬ 
rückgeht, mitteilt: Es ist, auch wenn ein 
Mensch stirbt, für die gesellschaftliche 
Entwicklung nicht „Aller Tage Abend“. 

Rüdiger Bernhardt 

Jenny Erpenbeck: Aller Tage Abend. Roman. 
München: Albrecht Knaus Verlag, 2012, 285 
S., 19,99 Euro 



Erich Mühsam, 
1878-1934 


Kalender 1913 


Januar: 

Der Reiche klappt den Pelz empor, 
und mollig glüht das Ofenrohr. 

Der Arme klebt, daß er nicht frier, 
sein Fenster zu mit Packpapier. 

Februar: 

Im Fasching schaut der reiche Mann 
sich gern ein armes Mädchen an. 

Wie zärtlich oft die Liebe war, 
wird im November offenbar. 

März: 

Im Jahre achtundvierzig schien 
die neue Zeit hinaufzuziehn. 

Ihr, meine Zeitgenossen wißt, 
daß heut noch nicht mal Vormärz ist. 

April: 

Wer Diplomate werden will, 
nehm sich ein Muster am April. 

Aus heiterm Blau bricht der Orkan, 
und niemand hafs nachher getan. 

Mai: 

Der Revoluzzer fühlt sich stark. 

Der Reichen Vorschrift ist ihm Quark. 
Er feiert stolz den ersten Mai. 

(Doch fragt er erst die Polizei.) 

Juni: 

Mit Weib und Kind in die Natur 
zur Heilungs-, Stärkungs-, Badekur. 
Doch wer da wandert bettelarm, 
Denfleppt der würdige Gendarm. 

Juli: 

Wie so ein Schwimmbad doch erfrischt, 


wenn‘s glühend heiß vom Himmel 
zischt! 

Dem Vaterland dient der Soldat, 
kloppt Griffe noch bei dreißig Grad. 

August: 

Wie arg es zugeht auf der Welt, 
wird auf Kongressen festgestellt. 

Man trinkt, man tanzt, man redet froh, 
und alles bleibt beim Status quo. 

September: 

Vorüber ist die Ferienzeit. 

Der Lehrer hält den Stock bereit. 

Ein Kind sah Berg und Wasserfall, 
das andre nur den Schweinestall. 

Oktober: 

Zum Herbstmanöver rücken an 
der Landwehr- und Reservemann. 

Es drückt der Helm, es schmerzt das 
Bein. 

O welche Lust, Soldat zu sein! 

November: 

Der Tag wird kurz. Die Kälte droht. 

Da tun die warmen Kleider not. 

Ach, wärmte doch der Pfandschein so 
wie der versetzte Paletot! 

Dezember: 

Nun teilt der gute Nikolaus 
die schönen Weihnachtsgaben aus. 

Das arme Kind hat sie gemacht, 
dem reichen werden sie gebracht. 

(Geschrieben zum Jahreswechsel vor genau hundert 
Jahren) 


Finstere Zeiten 

Petros Markaris zur Krise in Griechenland 
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30 Jahre systemischer Sozialabbau 

Mit der Systemalternative verschwand auch die „Soziale Marktwirtschaft“ 



Besonders die Arbeiterjugend ist von dem jahrzehntelangen Sozialabbau betroffen. 


K urz nach der Regierungsübernah¬ 
me von Thatcher und Reagan im 
Jahre 1982 veröffentlichte der 
damalige Wirtschaftsminister Graf 
Lambsdorff das sog. „Lambsdorff-Pa¬ 
pier“ Co-Autor des Papiers war Hans 
Tietmeyer, damals noch Abteilungs¬ 
leiter im Bundeswirtschaftsministe¬ 


rium. Danach machte er Karriere als 
Bundesbankpräsident. Das „Lambs¬ 
dorff-Papier“ vom 9. September 1982 
forderte die völlig unver„Blüm“te, 
spürbare Verbesserung der Kapitaler¬ 
träge - sprich Profite - und eine „Ver¬ 
billigung des Faktors Arbeit“ durch die 
Senkung der Sozialleistungsquote. Die 
sozialliberale Koalition wurde damit 
gesprengt. 

Mit der Regierungsübernahme von 
Helmut Kohl begann die „geistig (a) 
moralische Wende“ in Deutschland. 
Die „rot“-grüne Regierung unter Ger¬ 
hard Schröder wurde mit der „Agenda 
2010“ im Jahre 2003 dann zum Brand¬ 
beschleuniger beim planmäßigen Ab¬ 
fackeln des einst hart von der Arbei¬ 
terbewegung erkämpften sozialen Fort¬ 
schritts. Heute, dreißig Jahre später 
lohnt sich daher ein neuerlicher Blick 
in dieses Manifest des Kapitals. 


Schon beim ersten Durchlesen merkt 
man sofort, dass der „Marktgraf Krü¬ 
cke“ mit seinem skandalösen Papier 
das perfekte Drehbuch für die seither 
durchgepeitschte Wirtschafts- und So¬ 
zialpolitik vorgelegt hat. Wir finden vie¬ 
les als Forderung formuliert, was heute 
asoziale Wirklichkeit ist. 


Angefangen von einer zeitlichen Be¬ 
grenzung der Bezugsdauer des Arbeits¬ 
losengeldes auf zwölf Monate, über 
die Einführung eines „demografischen 
Faktors“ zur Beschränkung der Ren¬ 
tenhöhe („Berücksichtigung des stei¬ 
genden Rentneranteils in der Renten¬ 
formel“), bis zur stärkeren Selbstbetei¬ 
ligung im Gesundheitswesen und viele 
andere der „sozialen Grausamkeiten“ 
sind in diesem Pflichtenbuch für Ka¬ 
pitallakaien schon vorformuliert. Mit 
dem Fall der Berliner Mauer und dem 
freiwilligen Verschwinden aller „real¬ 
sozialistischen“ Länder in Ost- bzw. 
Ostmitteleuropa 1989 bis 1991 fielen 
auch alle sozialen Schranken gegen die 
Allmacht des Profitsystems in diesem 
unserem Lande. Mit der Systemalter¬ 
native verschwanden auch zeitgleich 
alle Reste des „rheinischen“ Modells 


der vorgeblichen „Sozialen Marktwirt¬ 
schaft“. 

Schon im Einigungsvertrag von 1990 
wird unsere Wirtschaftsordnung nur 
noch so umschrieben: „Privateigen¬ 
tum, Leistungswettbewerb, freie Preis¬ 
bildung und grundsätzlich volle Frei¬ 
zügigkeit von Arbeit, Kapital, Gütern 
und Dienstleistungen“. Natürlich alles 
in der „freien Entscheidung der Unter¬ 
nehmen über Produkte, Mengen, Pro¬ 
duktionsverfahren, Investitionen, Ar¬ 
beitsverhältnisse, Preise und Gewinn¬ 
verwendung“. In den vergangenen drei 
Jahrzehnten, egal wer gerade in den ge¬ 
schäftsführenden Ausschuss des Kapi¬ 
tals gewählt war, wurde der Handlungs¬ 
katalog Punkt für Punkt zur Zufrieden¬ 
heit der Auftraggebenden abgearbeitet. 
1995 wurde der Buß- und Bettag als 
bundeseinheitlicher Feiertag mit Aus¬ 
nahme Sachsens zur Finanzierung der 
Pflegeversicherung bzw. als Geschenk 
an die Kapitalisten gestrichen. 

Es kam dann der 14. März 2003, als 
Bundeskanzler Gerhard Schröder im 
Deutschen Bundestag seine sogenann¬ 
te „Aufbruch-Rede“ zur Agenda 2010 
hielt. Ein Jahr später, im März 2004 
verbreitet der Bundeskanzler die Froh¬ 
botschaft, die Agenda zeige schon die 
ersten Erfolge. Der Kanzler der Bosse 
bescheinigt den Deutschen, sie seien 
fähig und willens, hart zu arbeiten und 
Opfer zu bringen. Die Stagnation der 
vergangenen Jahre sei überwunden, die 
Investitionstätigkeit ziehe an, die Auf¬ 
tragseingänge und die Produktion sei¬ 
en gestiegen. 

Die Rentenbeschlüsse der Agenda be¬ 
wirken, dass das Rentenniveau 2030 
nur noch 63 bis 64 Prozent des durch¬ 
schnittlichen Netto-Arbeitsentgelts ei¬ 
nes Erwerbstätigen erreicht, der 45 Jah¬ 


re ununterbrochen gearbeitet hat. Mit 
den Leistungskürzungen der gesetzli¬ 
chen Rentenversicherung wurde die 
erpresserische Aufforderung verbun¬ 
den, die Versorgungslücken durch eine 
private Vorsorge auszugleichen. Neu¬ 
rentner erhalten die Rente erst am Mo¬ 
natsende ausgezahlt. Der Beitrag der 
Rentner zur Pflegeversicherung ver¬ 
doppelt sich. Die Schwankungsreserve 
der Rentenversicherung schrumpft auf 
einen Monat. 

Ein wichtiger Markstein auf dem Weg 
in Richtung sozialer Wüste war die Zu¬ 
sammenlegung von Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe. Unter dem Namen „Hartz 
IV“ wurde sie zum Synonym für Sozial¬ 
abbau. Seit „Hartz IV“ hat die Kinder¬ 
armut noch einmal deutlich zugenom¬ 
men. Und das in einem der reichsten 
Länder dieser Welt. Hinter den tiefgrei¬ 
fenden Reformen steht die Kommissi¬ 
on um den damaligen VW-Vorstand 
Peter Hartz. 

Anfang 2002 kündigt Gerhard Schrö¬ 
der, seinerzeit Bundeskanzler der rot¬ 
grünen Regierung, eine Kommission 
namens „Moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt“ unter Führung des 
damaligen VW-Managers Peter Hartz 
an. Diese „Hartz-Kommission“, wie 
sie schnell genannt wird, hat den Auf¬ 
trag radikale Konzepte zur Reform der 
Bundesanstalt für Arbeit und der Ar¬ 
beitsmarktpolitik zu entwickeln. Nur 
fünf Monate später legt die Kommissi¬ 
on eine Reihe von Vorschlägen vor, die 
zur Grundlage für die einschneidens- 
ten Arbeits- und „Sozial“reformen seit 
Jahrzehnten werden. Die Bundesregie¬ 
rung gießt die gemachten Vorschläge in 
die sogenannten Hartz-Gesetze um, die 
sich in vier Teile gliedern. Deren amtli¬ 
cher Titel lautet „Gesetze für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“. 
Genauso verheerend wirkte die Auf¬ 
hebung aller Grenzen der Leiharbeit 
und die damit verbundene Rückkehr 
zur Sklavenhalterordnung. Vor 1967 
war Leiharbeit in Deutschland noch 
verboten und selbst in den 70er Jahren 
nur in Ausnahmen und nur für drei Mo¬ 
nate erlaubt. Doch dabei blieb es nicht. 
1985 wurde sie dann auf sechs, 1994 auf 
neun, 1997 auf zwölf und 2002 sogar 
auf 24 Monaten verlängert. Seit dem 
gibt es für Leiharbeit gar keine zeitli¬ 
che Beschränkung mehr. Wen wundert 
es da, dass die Liberalen das 30. Jubi¬ 
läum des Erscheinens des „Manifests 
der Marktwirtschaft“ 2012 gefeiert ha¬ 
ben. In seiner Festrede erklärte Minis¬ 
ter und FDP-Chef Philipp Rösler, „die 
Kernpunkte des Lambsdorff-Papieres 
seien heute aktueller als damals“ und 
weiter: „Der Erfolg des Manifests der 
Marktwirtschaft bestand darin, dass 
alle folgenden Regierungen ihren Kurs 
an dieser wirtschaftspolitischen Vision 
ausgerichtet hätten“. Ja doch, wo Rös¬ 
ler Recht hat, hat er Recht. Oder? 

Manfred Dietenberger 


Kurze Chronik der 
Renten„reformen“ 

Wie der Sozialraub die Älteren trifft 

1983: 

Unter der ersten Regierung Kohl wer¬ 
den Zeiten der Arbeitslosigkeit mit Leis¬ 
tungsbezug nicht mehr als Beitragszei¬ 
ten, sondern als Ausfallzeiten gewer¬ 
tet; bei medizinischen Reha-Leistungen 
wird eine Eigenbeteiligung eingeführt; 

1992: 

Die Renten werden an die Nettolohn¬ 
entwicklung angepasst und die Alters¬ 
grenze wird ab 2001 stufenweise ange¬ 
hoben (für Frauen von 60 auf 65 Jahre). 
Zudem werden versicherungsmathe¬ 
matische Abschläge eingeführt, An¬ 
rechnungszeiten gekürzt, 

1996: 

Die für 2001 vorgesehene Anhebung 
der Altersgrenze wird vorgezogen. 
Auch die Altersgrenze für Schwerbehin¬ 
derte wird von 60 auf 63 angehoben; 
Einrichtung der Rentenreformkommis¬ 
sion, „Blüm“-Kommission. 

1997: 

Großes Rentenreformgesetz. 

Darin wird die Rentenanpassungsfor¬ 
mel um einen demographischen Faktor 
ergänzt. Im Ergebnis ist das Beitrags¬ 
satzziel in der GRV dominant gewor¬ 
den. Damit wurde die Rentenversiche¬ 
rung von einem leistungsorientierten 
Versicherungssystem (Ziel ist ein be¬ 
stimmtes Rentenniveau) in ein bei¬ 
tragssatzorientiertes Versicherungssys¬ 
tem (der Beitragssatz entscheidet über 
die Höhe der Rente) umgestellt. 

2001 : 

Einführung von Kürzungsfaktoren, Re¬ 
duzierung der künftigen Rentenanpas¬ 
sungen, einem Grundelement der dy¬ 
namischen Rente seit 1957; die Inflati¬ 
onsanpassung wird ausgesetzt. 
Riesterrente: staatliche Förderung des 
Aufbaus einer freiwilligen privaten zu¬ 
sätzlichen Altersversorgung. Entlas¬ 
tung der Arbeitgeber auf Kosten der 
Versicherten. 

2002 : 

Anhebung des Beitragssatzes auf 
19,5 Prozent. Einführung der Mini- 
Jobs - 208 Euro- sozialabgabenfrei für 
Arbeitnehmer. 

2004: 

Rentner müssen ebenfalls einen Bei¬ 
trag zur Pflegeversicherung zahlen; 
der Rentenzahltermin wird auf das Mo¬ 
natsende verschoben; Anhebung der 
Altersgrenze für die frühestmögliche 
Inanspruchnahme der Rente auf 63. 

2007: 

Anhebung der Regelaltersgrenze von 
65 auf 67 beginnend mit 2012; für 
Schwerbehinderte von 63 auf 65. 
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Zu den mit dem Sozialabbau einhergehenden Verschlechterungen gehören 
auch die ständig steigenden - und zunehmend für viele unbezahlbare - Mieten, 
Verteuerungen und Verschlechterungen im Gesundheitssystem, 
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Auszüge aus dem „Lambsdorff-Papier“ vom 

9. September 1982: 

„Verringerung des Leistungssatzes für Arbeitslosengeld am Anfang der Bezugsdauer (z.B. erste drei Monate nur 50 Prozent des 
letzten Nettoeinkommens ... Begrenzung des Arbeitslosengeldbezuges auf maximal 1 Jahr, auch bei Krankheit...“ 

Umstellung des BAFÖG für Studenten auf (Voll-) Darlehen ...“ 

„Konsolidierung der sozialen Sicherung sowie beschäftigungsfördernde Sozial- und Arbeitsmarktpolitik 
„Erleichterung der Flexibilisierung der Arbeitszeit..." 

„Anhebung der Beteiligung der Rentner an den Kosten ihrer Krankenversicherung ...“ 

„Einführung eines kostendeckenden Abschlags bei der Inanspruchnahme der flexiblen Altersgrenze ...“ 

„Berücksichtigung des steigenden Rentneranteils in der Rentenformel..." 

„Anhebung der Altersgrenze (einzige Möglichkeit, weiter steigender Belastung durch Steigerung der Lebenserwartung zu begeg¬ 
nen) ..." 

„Ausbau der Selbstbeteiligung im Krankenversicherungsbereich ...“ 

„Mehrjährige Minderanpassung bzw. zeitweiliges Einfrieren der Regelsätze bei der Sozialhilfe ...“ 

„Überprüfung des für die Bemessung der Regelsätze relevanten Warenkorbs auf Angemessenheit..." 

„Strengere Regelung für die Zumutbarkeit einer dem Hilfesuchenden möglichen Arbeit..." 

„Überprüfung, ob nicht Arbeitslosenhilfe auch von Sozialämtern verwaltet werden soll...“ 

„ Keine Änderungen des Arbeitszeitrechts, welche die betriebliche Flexibilisierung einschränken...“ 

„Keine Erweiterung des Kündigungsschutzrechtes..." 

„Mutterschaftsurlaubsgeld ... Ersatzlose Streichung, mindestens aber mehrjährige Aussetzung“ und vieles andere mehr. 
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Jugend ist Trumpf 

Bezirksdelegiertenkonferenz DKP Rheinland-Westfalen 


Knapp sechzig Delegierte und einige 
Gäste trafen sich zur 20. Delegierten¬ 
konferenz der DKP Rheinland-Westfa¬ 
len im Marie-Curie-Gymnasium Düs¬ 
seldorf-Gerresheim. Die Konferenz 
stand im Zeichen der Vorbereitung des 
20. Parteitages der DKP und des perso¬ 
nalpolitischen Wechsels in der Führung 
des Bezirkes. 

Das einleitende Referat hielt die schei¬ 
dende Bezirks vor sitzende Anne Frohn- 
weiler. Sie beschäftigte sich mit der 
immer schwierigeren Lage, in die der 
Kapitalismus die Menschen auf die¬ 
sem Planeten gebracht hat. Sie ließ 
aber auch die schwierige Lage der 
fortschrittlichen Kräfte, speziell unse¬ 
rer eigenen Partei nicht aus. Am Ende 
sagte sie: „Die Anerkennung des Pro¬ 
gramms - das ist einer der Leninschen 
Grundsätze zur kommunistischen Par¬ 
tei - ist die Grundlage der Politik und 
der Einheit der Partei. Nur auf dieser 
Basis kann und muss gemeinsame Po¬ 
litik entwickelt werden.“ 

In der anschließenden Diskussion über 
das Referat, aber auch bei der Antrags¬ 
und Personaldiskussion wurde deut¬ 
lich, dass die Kontroversen innerhalb 


der DKP auch in Rheinland-Westfalen 
„angekommen“ sind. 

Besonders deutlich wurde das bei der 
Personaldiskussion um Thomas Lier- 
mann, der als neuer Bezirks vor sit¬ 


zender kandidierte. Thomas steht im 
Zentrum von heftigen Auseinander¬ 
setzungen innerhalb der Bundes- und 
Landes-SDAJ. Dementsprechend äu¬ 
ßerten sich gerade junge Genossinnen 


und Genossen für und wider Thomas. 
Im Großen und Ganzen wurde die 
Diskussion scharf, aber fair geführt. 
Nur einzelne Beiträge kamen nicht 
über die Höhe der Gürtellinie hinaus. 
Am Ende bekam Thomas knapp zwei 
Drittel der Delegiertenstimmen und 
ist damit neuer Bezirksvorsitzender - 
und das mit knapp dreißig Jahren. 
Trotz der kontroversen Debatte er¬ 
hielt Thomas nur einige Stimmen we¬ 
niger als Klaus Stein, der als stellver¬ 
tretender Bezirksvorsitzender bestä¬ 
tigt wurde. 

Jung und alt (eigentlich ein falsches 
Wort für den junggebliebenen Klaus) 
an der Spitze, das wiederholte sich in 
den Diskussionen. Altgediente Ge¬ 
nossinnen konnten sich über das Auf¬ 
treten junger Genossinnen freuen, 
die mit Engagement und viel Sach¬ 
verstand ihre Ansichten vortrugen - 
die „Alten“ aber auch. Schülerin und 
Auszubildender berichteten von ihren 
Erfahrungen in den Kämpfen der Ju¬ 
gend. Da wächst etwas heran, was der 
Partei hoffentlich noch Freude macht. 
Einer der emotionalen Höhepunkte 
der Veranstaltung war die Verabschie¬ 




dung der Bezirkskas¬ 
siererin Kathie Koch, die ihrem 
Nachfolger Ulrich Abczynski eine ta¬ 
dellos geführte Kasse übergab. Wie 
Kathie wurde auch Anne Frohnweiler 
mit anhaltendem Applaus verabschie¬ 
det. Über 20 Jahre hatte Anne hohe 
und höchste Funktionen innerhalb der 
Partei innegehabt - in durchweg schwe¬ 
rer Zeit. Die wachsende Belastung als 
Mitarbeitervertreterin war letztlich der 
Grund, sich aus der vordersten Funktio¬ 
närsreihe zurückzuziehen. 

Die Antragsdebatte bestätigte den 
Kurs der alten Bezirksführung auf die 
sozialen und demokratischen Kämp¬ 
fe unserer Zeit und die Stärkung der 
DKP. Die Mehrheit der Delegierten 
stimmte für die Zusammenlegung mit 
dem Bezirk Ruhr-Westfalen. 

Bei den Wahlen der Parteitagsdele¬ 
gierten, zum Bezirksvorstand und den 
Kommissionen folgten die Delegierten 
im Wesentlichen den Vorschlägen des 
alten Bezirksvorstandes. 

Adi Reiher 



Stärkung der DKP als einheitlich 
und solidarisch handelnde 
Organisation unverzichtbar 

Nordbayrische BMV tagte in Nürnberg 


Die außergewöhnlich gut besuchte 
nordbayrische Bezirksmitgliederver¬ 
sammlung, unter den Teilnehmenden 
mindestens ein Dutzend erst im ver¬ 
gangenen Jahr eingetretener junger 
Mitglieder, will im kommenden Jahr 
einen bezirksweit einheitlichen „Akti¬ 
onstag gegen die Armut“ durchführen. 
Sehr einig waren sich auch die Anwe¬ 
senden in ihrer Solidarität mit einem 
jungen Antifaschisten, der wegen ei¬ 
nes angeblichen Angriffs auf die Po¬ 
lizei kürzlich in Nürnberg zu zweiein¬ 
halb Jahren Gefängnis verurteilt wurde, 
und in ihrer Solidarität mit Kuba, für 
das eine Spendensammlung mehr als 
200 Euro erbrachte. 

Insgesamt bot die Versammlung ein 
uneinheitliches Bild. Viel Zeit koste¬ 
ten Streitigkeiten über manche Bestim¬ 
mungen des Statuts der DKP. 

Mehrere weitere Anträge, vor allem 
zur Bildungsarbeit der Partei und zur 
Verbesserung der politischen Vorberei¬ 
tung von Aktionen sowie zum Leitan¬ 
trag der DKP, wurden nach intensiver 
Diskussion verabschiedet. 

Der bisherige Bezirks vor sitzende Gustl 
Ballin aus Nürnberg wurde mit klarer 
Mehrheit wiedergewählt und Eva Pe¬ 
termann (Oberfranken) löste Justine 
Wazanski-Krack als stellvertretende 
Vorsitzende ab, die ihrerseits das Amt 
der Kassiererin neu übernahm. 

In den dreizehnköpfigen Bezirksvor¬ 
stand kamen zwei junge Genossen neu 
hinzu, leider allerdings keine Genos¬ 
sinnen. Zwar war die Zahl weiblicher 
Mitglieder auf der Versammlung mit 
39 Prozent recht erfreulich. Dennoch 


fanden sich zu wenige Genossinnen für 
den neuen Bezirksvorstand. Das führte 
ebenso zu Diskussionen wie die man¬ 
gelnde Repräsentation von Genossin¬ 
nen aus Betrieben im nordbayrischen 
BV. 

Eine Gesamtbilanz fällt angesichts 
solcher Irritationen nicht leicht. Den¬ 
noch konnten die meisten Teilnehmen¬ 
den Gustl Bailins Fazit in seinem Re¬ 
chenschaftsbericht zustimmen: Trotz 
der zum Teil schwierigen Bedingun¬ 
gen in Nordbayern haben sich viele 
DKP-Mitglieder, nicht selten als Ein¬ 
zelkämpfer, vorbildlich als Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten profiliert: In 
antifaschistischen Bündnissen, in den 
Gewerkschaften und anderen Mas¬ 
senorganisationen, an der Uni, in den 
Schülervertretungen, aber auch in Frie¬ 
densbündnissen wie z.B. in Ansbach. 
Mit Kleinzeitungen und der UZ wie 
auch vielen UZ-Extras ist die DKP 
aktiv auf kommunaler Ebene wie in 
Bamberg und Nürnberg und nicht zu¬ 
letzt auf der betrieblichen Ebene, sei 
es in Erlangen, in Hof oder in Regens¬ 
burg, auch wenn diese Arbeit zum Teil 
noch nicht genügend kollektiv unter¬ 
stützt wird. 

Dass dazu mehr Konzentration und 
Schwerpunktsetzung notwendig und 
vor allem die Stärkung der DKP als 
einheitlich und solidarisch handelnde 
Organisation unverzichtbar ist - die¬ 
sem Appell des Bezirksvorsitzenden 
wollte bei allen Differenzen niemand 
auf der Versammlung widersprechen. 

Eva Petermann 


Arbeitsplan und Schwerpunkte 
für 2013/2014 

20. Bezirksdelegiertenkonferenz der DKP Ruhr-Westfalen 


Am 8. Dezember fand in Bottrop die 
20. Delegiertenkonferenz des Bezirks 
Ruhr-Westfalen statt. Vor etwa 80 De¬ 
legierten und weiteren Gästen sprach 
zunächst die Bezirksvorsitzende Mari¬ 
on Köster über die aktuelle Krisensi¬ 
tuation und deren Auswirkungen. An¬ 
schließend berichtete die gastgebende 
Kreisorganisation Bottrop über ihre 
kommunalen Kämpfe und ihren Erfolg 
im Erhalt des Stenkhoffbads. Es folgten 
zahlreiche weitere Diskussionsbeiträ¬ 
ge etwa zur Wirksamkeit der Bürger¬ 
begehren beim Erhalt der Stadtteil¬ 
bibliotheken bzw. den dazugehörigen 
Arbeitsplätzen in Essen oder zur Öf¬ 
fentlichkeitsarbeit bei der Aufklärung 
der Verschwendung von Steuergeldern 
in Bochum. 

Viel Zeit nahm die Diskussion der An¬ 
träge ein. Besonders die beiden Anträ¬ 


ge des Bezirksvorstandes betreffend 
Arbeitsplan und Organisationspolitik 
der DKP Ruhr-Westfalen für 2013 und 
2014 standen dabei im Mittelpunkt. Da¬ 
rin setzte die BDK den Schwerpunkt 
Wirtschafts- und Sozialpolitik - vor al¬ 
lem den Kampf für Arbeitszeitverkür¬ 
zung und gegen prekäre Arbeitsver¬ 
hältnisse. Weitere Schwerpunkte sollen 
die Sicherung der kommunalen Finan¬ 
zen, sowie das Eingreifen im Bereich 
Erziehungs- und Bildungswesen sein. 
Klar gestellt wurde in dem Arbeits¬ 
plan auch, dass es vorrangiges Ziel der 
Partei sein muss ihre Stärke und ihren 
Einfluss zu sichern bzw. weiter auszu¬ 
bauen, sprich die Gewinnung von Mit¬ 
gliedern und die Gewinnung von UZ- 
Abonnenten. 

Weitere Anträge an die BDK betrafen 
unter anderen die Zusammenlegung 


der Bezirke Ruhr- und Rheinland- 
Westfalen, welche abgelehnt wurde, die 
Zusammenarbeit mit der SDAJ und die 
Kommunalwahl 2014. Für die Bundes¬ 
tagswahl 2013 wurde der Antrag an den 
Parteitag gestellt „in möglichst vielen 
Bundesländern mit Landeslisten“ an¬ 
zutreten und dort, „wo es möglich ist 
[...] zusätzlich Direktkandidatinnen in 
den Wahlkreisen“ aufzustellen. 

Als ein Manko der BDK kann gesehen 
werden, dass theoretische Diskussio¬ 
nen über die Parteifrage oder über den 
Leitantrag des Parteivorstands, „Ant¬ 
wort der DKP auf die Krise“, praktisch 
keinen Raum fanden. 

Bei den Wahlen des Bezirksvorstands 
wurden Marion Köster (Essen) als Be¬ 
zirksvorsitzende und Michael Gerber 
(Bottrop) als ihr Stellvertreter wieder¬ 
gewählt. MHad 


Kontroverse Debatten - 
knappe Mehrheiten 

Bezirksmitgliederversammlung der DKP Südbayern 


69 Mitglieder der DKP, darunter viele 
neu eingetretene junge Genossinnen 
und Genossen, kamen zur Bezirksmit¬ 
gliederversammlung der DKP Südbay¬ 
ern am 15.12. ins Münchner Kulturzen¬ 
trum im Giesinger Bahnhof. 

Im Mittelpunkt stand eine weitgehend 
kontrovers geführte Debatte über den 
Antrag des Parteivorstandes an den 
20. Parteitag, der Gegenantrag der Ber¬ 
liner DKP und die Haltung der DKP 
zur Partei der Europäischen Linken. 
In seinem Referat betonte der Spre¬ 
cher der DKP Südbayern Walter Listl, 
er halte den Antrag des PV zwar für 
verbesserungsbedürftig, teile aber 
dessen Intention, weil darin eine zu¬ 
treffende Analyse und die richtigen 
Kampffelder der DKP benannt wür¬ 
den. 

Dagegen sei der Berliner Gegenantrag 
„ein politisches Armutszeugnis und in 
einigen Textpassagen an der Grenze 
zur Peinlichkeit“. 

Gleich zu Beginn der Diskussion soll¬ 
te mit einem Initiativantrag eine Dis¬ 
kussion auch über den Berliner Antrag 
unterbunden werden. Dieser fand aber 
keine Mehrheit. 

Am Beispiel der Krise in der Automo¬ 
bilindustrie wurde im Referat die Not¬ 
wendigkeit beschrieben, die Kämpfe 
auf nationaler und europäischer Ebe¬ 
ne miteinander zu verbinden. 


Es könne nicht darum gehen, welcher 
Autostandort auf Kosten eines ande¬ 
ren überlebt und dem „Blutbad“ ent¬ 
kommt, weil Belegschaften gegenein¬ 
ander ausgespielt werden, sondern wie 
ein gemeinsamer Kampf europaweit 
entwickelt werden kann für eine so¬ 
zialökologische Wende, für ein ande¬ 
res Mobilitätskonzept und Mitbestim¬ 
mung darüber, was wie und zu welchem 
Zweck produziert wird. 

Es lagen zwei Anträge vor, den Beob¬ 
achterstatus der DKP bei der EL zu 
beenden und auszutreten bzw. diesen 
Status zu überprüfen. 

Beide Anträge wurden abgelehnt. In 
mehreren Diskussionsbeiträgen wur¬ 
den die Behauptungen zurückgewie¬ 
sen, das Programm der EL sei mit dem 
der DKP nicht vereinbar und es drohe 
bei weiterer Mitgliedschaft ein Identi¬ 
tätsverlust der DKP. 

In den sieben Jahren unserer Mitglied¬ 
schaft in der EL sei nichts von dem ein¬ 
getreten, was an Befürchtungen vorge¬ 
bracht werde, erklären mehrere Genos¬ 
sen in ihren Diskussionsbeiträgen. 
Auch sei die behauptete Unvereinbar¬ 
keit nicht zu erkennen, wenn es im Pro¬ 
gramm der EL heißt: „Wir fühlen uns 
den Werten und Traditionen des So¬ 
zialismus, des Kommunismus und der 
Arbeiterbewegung ... verpflichtet ... 
wir verfolgen kommunistische, sozia¬ 


listische demokratische und feministi¬ 
sche Zielstellungen ... und die EU gibt 
neuen Raum für den Klassenkampf...“. 
Gerade in dieser Debatte wurde deut¬ 
lich, dass es weniger um Argumente 
sondern vielmehr darum ging, Mehr¬ 
heiten zu organisieren. In vielen in¬ 
haltlichen Debatten ging es auch nicht 
mehr nur um Kritik am PV-Antrag son¬ 
dern gegen Positionen des Parteipro¬ 
gramms, das schon auf der Münchner 
Kreiskonferenz von einem Genossen 
als „nur zeitweiliger Kompromiss“ be¬ 
zeichnet wurde mit dem jetzt Schluss 
gemacht werden müsse. 

Andere Anträge, die auf die Verbes¬ 
serung des PV-Antrages orientierten 
wurden mit unterschiedlichen Mehr¬ 
heiten ebenso angenommen wie ein 
Antrag, der auf Nachhaltigkeit und 
Bioqualität bei DKP-Veranstaltungen 
orientierte. 

Knapp fielen die Ergebnisse der De¬ 
legiertenwahlen aus. Der Bezirksspre¬ 
cher unterlag nach Stimmengleichheit 
im ersten Wahlgang mit einer Stimme 
im zweiten seinem Gegenkandidaten. 
Bei den weiblichen Delegierten wur¬ 
de die Sprecherin der DKP im Bezirk 
gewählt. Ein Genosse der kreisfreien 
Gruppen des Bezirks wurde ebenfalls 
gewählt. 

Im Bezirksvorstand hatte man sich da¬ 
rauf geeinigt, dass Wahlen zum neu¬ 
en BV und seinen Kommissionen erst 
nach dem Parteitag bei einer weiteren 
B ezirksmitgliederverSammlung statt¬ 
finden sollen. 

Ulla Epple Bezirkssprecherin 
Walter Listl Bezirkssprecher 
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Tief betroffen mussten wir auf unserer Jahresabschluss¬ 
versammlung Abschied nehmen vom Vorsitzenden der 
DKP im Nürnberger Land, unseren Genossen 

Norbert Schmelzer 

der in der Nacht vorher im Alter von nur 52 Jahren ver¬ 
storben ist. Seit über 30 Jahren aktiv in der SDAJ und der 
DKP, gehörte Norbert in guten und schlechten Zeiten im¬ 
mer zu den Genossen, die treu zu unserer Partei hielten, 
immer so aktiv wie möglich. Bei den UZ-Pressefesten da¬ 
bei; er fehlte bei keiner Aktion. 

Wir trauern mit seiner Mutter, unserer Genossin Gerda - 
wir trauern um einen Freund und Genossen, der uns feh¬ 
len wird und von niemand ersetzt werden kann. 

Wir werden sein Andenken in Ehren halten und sein Wir¬ 
ken fortsetzen. 


DKP Bezirk Nordbayern 

DKP im Nürnberger Land - Altdorf - Lauf - Röthenbach 


Auf zur LL-Demo nach Berlin 

DKP und SDAJ Rheinland-Westfalen 
fahren am 11./12. Januar 2013 wieder nach Berlin 

Nachtbus(se): Freitagnacht, 23.55 Uhr, ab KL-Schule, Leverkusen 
Tagbus: je nach Anmeldung 

Preise: 

Nur-Fahrt (Hin- und Rück) 

Nur-Übernachtung 
Fahrt und Übernachtung im 
Einzelzimmer 
Doppelzimmer 
Mehrbettzimmer 


30,00 Euro 
gibt es nicht! 

73,00 Euro 
57,00 Euro 
52,00 Euro 


Bitte möglichst früh melden bei: 

Anne Frohnweiler, anne.frohnweiler@web.de 


DKP Ruhr-Westfalen 

LLL-Treffen und Demo 
in Berlin 

12. und 13. Januar 2013 
Wir sind dabei! 



Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Hotelübernachtung sind vorbereitet! 

Kosten pro Person: 60 Euro 
Vorläufige Abfahrtspunkte für den Bus 1: 

Samstag, den 12.1. um 6 Uhr Dinslaken Bahnhof, 6.30 Uhr in Duisburg, 
7 Uhr in Essen, 8 Uhr in Dortmund 

Informationen und Anmeldung: 
DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 

Tel. 0201-22 51 47 - Fax 0201-269 80 38 

Abfahrtspunkte für den Bus 2: 

Samstag, den 12.1. um 4 Uhr Stadtlohn, 5 Uhr in Münster 
Zustieg in Ostwestfalen nach Absprache 

Info: 

0163 89967 58 oder Ansgar.Schmidt@dkp-muenster.de 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


(HttStljof .vjmtiteö 

U»1 16S5 «59 iS3» 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Graf sc ha fl 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: Ü2972-97BDÜ7 
Restaurant: 

Dienstag Ruhelag 


Ha us Prospekt 
anfordern 


r 


Ir unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salalbüftet, 
Frühstücksbüftet. Auch Senioren-Portionen. 
Lihcmachtung/Frühstück30,-bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 €p.P. • VP, 22,-£ p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 2t Tagen Aufenthalt im Jahr 1Q % Treuerabatt. 


mail@gasthoRieimes.de * www.gasthof-lieinies.de 


2013 den Widerstand verstärken 

Nach einem kämpferischen Jahr 2012 dürfen wir 
nicht nachlassen. Gemeinsam mit allen fortschrittli¬ 
chen Kräften muss der Druck verstärkt werden. Dafür 
brauchen wir Kraft, Mut und Ausdauer. 

Der Bezirksvorstand der DKP Schleswig-Holstein 
wünscht allen Genossinnen und Genossen, allen Mit¬ 
streitern und Freunden ein erfolgreiches Jahr 2013. 

DKP Bezirksvorstand Schleswig Holstein 


Allen Genossinnen und Genossen, Freundinnen und Freunden, 
die besten Wünsche für ein kämpferisches und ein erfolgreiches 
Neues Jahr 2013 

Herzlichen Dank an alle Genossinnen, die im vergangenen Jahr 
mitgeholfen haben, in den außerparlamentarischen Auseinander¬ 
setzungen die DKP zu stärken und ihre politischen Vorstellungen 
zu verbreiten. 

Wir wünschen Euch allen ein gutes, gesundes und friedliches neu¬ 
es Jahr. 


DKP Rheinland-Pfalz 

Silvia Schall, Eduard Bredin, Horst Gobrecht 
Sprecherinnen des Bezirkvorstands 



Wir wünschen allen Genossinnen und Genossen 
Kraft , Optimismus und Gesundheit für die vor uns 
stehenden Herausforderungen im Jahr 2013: 
Eine kämpferische LL-Demo , einen solidarischen 
und erfolgreichen Parteitag , sowie vielfältige und 
starke Aktionen gegen alte und neue Laschisten , 
gegen Sozialabbau und Kriegspolitik. 

Wir sind dabei! 

DKP-Bezirksvorstand Hamburg. 


Glück Auf! 

Den Genossinnen und Genossen der DKP, unseren 
Freunden und Kolleginnen, den Lesern unserer UZ 
die herzlichsten Grüße und besten Wünsche für das 
Jahr 2013 

a 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisorganisation Recklinghausen I : W Iml^ 


Wo Ferien noch Ferien sind 


Im Dreiländereck A/SL0/H auf Künstlerhof am Dorfrand in der Steiermark. 
Rundum Natur pur, Auwälder, Weinberge, Radlerparadies. 

Viel Sonne, viel Ruhe, 4000qm Liegewiese, 10 000 Bücher. 

2 Thermen 4 km. Zauberhaftes historisches Städtchen Radkersburg 3 km. 

3 sep. Komf.-FeWo (93 qm, 93 qm, 63 qm). 2-5 Personen, nicht teuer. 
Kontakt: 


Tel. 0043-3476-3522 (ab 14 Uhr) 
www.hollerhof-dedenitz.de 


MARXISTISCHE 


BLÄTTER 

www.marxistische-blaetter.de 

■ 



Marxismus 
für die 
A-Klasse 


Die Marxistischen Blätter gibt es seit 1963. Ihre Kernaufgabe 
damals wie heute: Arbeiterbewegung und Marxismus zusam¬ 
menzubringen. Also: Marxismus für die A-Klasse, damit vor 
allem die Arbeiterklasse ihrer Lage auf den Grund kommt und 
nachhaltiger für ihre eigenen Tages- und Zukunftsinteressen 
kämpfen kann. Diese Aufgabe ist angesichts der tiefen Krise 
des Kapitalismus aktueller denn je. 

Darum unser Jubiläumsangebot im Jahr 2013: 

★ Wer die Marxistischen Blätter für mindestens zwölf Ausgaben 
abonniert, bekommt die ersten 6 Ausgaben mit 50 % Rabatt. 
(Das Normal-Abo kostet im ersten Jahr 24,- Euro bzw. das ermä¬ 
ßigte Abo 16,- Euro und erst im zweiten Jahr 48,- bzw. 32,- Euro. 
Man spart also insgesamt 24,- bzw. 16,- Euro) 


Neue Impulse Verlag 

info@neue-impulse-verlag.de 


Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 


Hofsitter in der Toskana gesucht 

Kleiner Öko-Hof Nähe Meer sucht 
für Januar zuverlässigen Hofsitter. 

Kontakt: Tel. 0039.0566.81478 
lmogen.gruben@online.de, www.toskana-biohof.de 


Die DKP Elmshorn wünscht allen für 2013 Erfolge 
im Kampf gegen Kriegspolitik, Sozial- und Demo¬ 
kratieabbau. 

Ein Parteitag mit Ergebnissen auf der Grundlage des 
Parteiprogramms ist nötig! 

Ob das gelingt entscheiden wir, die Mitglieder. 

Jetzt schon vormerken: 

Das nächste Wasserturmfest findet 
am 17. August 2013 statt. 

DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45 418 - bzw. 02151 /315 838 
E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Das Team der Karl-Liebknecht-Schule wünscht 
allen Genossinnen und Genossen und den Lesern 
der UZ ein gutes und erfolgreiches neues Jahr. 

Wir bedanken uns bei allen, die durch Vorträge, 
Teilnahme, Arbeitseinsatz und Spenden zum 
Erfolg von Veranstaltungen an der Schule 
beigetragen haben. Wir hoffen auch weiterhin auf 
Unterstützung und gute Zusammenarbeit. 

Es bleibt dabei: 

„Ohne revolutionäre Theorie 
keine revolutionäre Praxis“ 

Wir beginnen das neue Veranstaltungsjahr am 16./17. Februar 
mit dem Thema: Lehren für heute aus der Machtübertragung 
an den deutschen Faschismus vor 80 Jahren. 


Mit Herz und Verstand 

-für die Ausrichtung der Partei auf die Arbeiterklasse! 

-für einen Parteitag, der eine klare Handlungsorientierung gibt! 

Allen Genossinnen und Genossen 
ein erfolgreiches neues Jahr 
wünscht die 

Wohngebietsgruppe Hamburg-Süd 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 Euro , 

250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Wir liefern auch 
handgefertigte 
Bienen Wachskerzen. 
Anfrage bei: 

Imkerei Trauth, 
02241/973111 
camatra@web. de 


Toskana, nah am Meer 

mnvLtDddndtialHr.de 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
Kindeipa-adies, 



Urlaub auf 
Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 
Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 7 311 99 



E/Uschleunigung: 


Rultc & Natur satt im Müntz-NaDOtwJ- 
park. '1 FcWoje 2 3 Pers. gunzjUhrigtn 
Kraij.ebiirg-Grajiidn. Havel & Havclscen, 
Buch & Rail. Infu: www.irifiüjg{^.dt: oder 
0331/8707 96 (AB) 


Ferienwohnung in Südfrankreich am Meer 
besonders schön auch im Frühjahr 
anna.boegel@googlemail.com, 08144/7200 


Ju 

Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 

67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 

Fax: 06249-67263 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche,WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 
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DKP Bonn/Rhein-Sieg: 

Gut geeignet für 
Draußen und Drinnen 

Wir haben an zwei Abenden den Ent¬ 
wurf des Antrages des Parteivorstands 
diskutiert. 


Unser Resümee: Die DKP Bonn/ 
Rhein-Sieg sieht im Entwurf der „Ant¬ 
worten der DKP auf die Krise“ ein ge¬ 
eignetes Material 

a) mit Menschen, die Interesse an 
kommunistischen Positionen be¬ 
sitzen, insbesondere mit Gewerk¬ 
schaftskolleginnen und -kollegen so¬ 
wie Jugendlichen über unsere Politik 
ins Gespräch zu kommen und 

b) die unterschiedlichen Auffassun¬ 
gen und Meinungsströmungen in der 
Partei auf dem gemeinsamen Weg, 
auf den wir uns mit unserem Partei¬ 
programm verständigt hatten, weiter 
zusammenzuführen. 

Die folgenden Änderungsanträge wer¬ 
den im Sinne dieser beiden Vorbemer¬ 
kungen eingebracht. Sie gewichten 
außerdem die aktuellen Aufgaben im 
Bereich Frieden und Armut/Altersar- 
mut. Stärker als im Entwurf wollen wir 
den letzten Abschnitt „Was ist jetzt zu 
tun? Die dringendsten Forderungen 
der DKP“ im Sinne eines aktionsorien¬ 
tierten Forderungsteils gewertet sehen. 
Die aktuell notwendige Erkämpfung 
der demokratischen Kontrolle über 
die Banken, Finanzinstitutionen und 
Konzerne und die Überwindung des 
vom Finanzkapital - als einer Einheit 
von Industrie- und Bankkapital - do¬ 
minierten modernen Monopolkapita¬ 
lismus werden dabei noch stärker als 
unabdingbar miteinander verbundene 
Aufgaben akzentuiert. 

Wir haben den Antragsentwurf in der 
Fassung vom 24. Juni 2012 mit den 
Zeilen 1 bis 470 behandelt und die Ab¬ 
schnitte diskutiert, zu denen Änderun¬ 
gen vorgeschlagen wurden. Daraus sind 
sechs Anträge zu den Kapiteln 1 bis 4 
entstanden, teils kleinere Verände¬ 
rungen, Kürzungen oder Ergänzun¬ 
gen (Zeile 70, Zeilen 76 bis 78, Zeilen 
206 bis 211, Zeilen 314 bis 316, Zeilen 
327 bis 331). 

Insbesondere beschäftigten wir uns mit 
dem letzten Kapitel, dessen Überschrift 
unserer Meinung nach nun lauten soll: 
„Was ist jetzt zu tun? Die dringends¬ 
ten Forderungen und Aktionsorientie¬ 
rungen der DKP“ ( Zeile 368). Ergänzt 
werden soll der Abschnitt in den Zeilen 
369 bis 371. Umgestellt sollen die For¬ 
derungen und Orientierungen, die in 
den Zeilen 372 bis 382 enthalten sind, 
und durch drei weitere Punkte erwei¬ 
tert werden. 

Für Zeile 387 und folgende haben wir 
13 Zeilen zu Krieg/Frieden formuliert 
und beantragt, diesen Abschnitt vor¬ 
zuziehen sowie die vier Zeilen 459 bis 
462 zu streichen. Schließlich beantra¬ 
gen wir einige Ergänzungen im Ab¬ 
schnitt „Entschädigungslose Enteig¬ 


nung“ (Zeilen 414 bis 418), womit wir 
den Kreis der Kontrollierenden erwei¬ 
tern und präzisieren wollen. 

Über unsere Diskussionen, Anträge 
und Intentionen haben wir die Dele¬ 
gierten der Bezirkskonferenz Rhein¬ 
land-Westfalen informiert und für un¬ 
sere Anliegen geworben. 

Kreismitgliederversammlung DKP Bonn/Rhein-Sieg 


DKP Oberfranken: Lesbarer 
und prägnanter 

Auf einem Tagesseminar des DKP- 
BezirksVorstands Nordbayern in Hof 
(Saale) gab es viel Zustimmung, aber 
auch mit Kritik an dem als zu lang, teil¬ 
weise langatmig empfundenen Leitan- 
trag wurde nicht gespart. Die stellver¬ 
tretende DKP-Vorsitzende Nina Ha¬ 
ger als Referentin ging zunächst auf 
Intention und Einzelfragen ein, u. a. zu 
der verwendeten Begrifflichkeit, insbe¬ 
sondere auf „große Krise“ bzw. „Über¬ 
gangskrise“. Danach konzentrierten 
sich die Teilnehmenden auf den Ab¬ 
schnitt vier des Leitantrags „Die Auf¬ 
gaben der DKP in den heutigen Kämp¬ 
fen“ (Z. 241 ff.). 

So ergaben sich eine veränderte Rei¬ 
henfolge, Streichungen und Straffun¬ 
gen und einige politisch relevant er¬ 
scheinende Ergänzungen. Die Ober¬ 
franken übernahmen den Auftrag, das 
Ganze lesbarer und prägnanter zu ge¬ 
stalten durch „Fragen“, nicht nur für le¬ 
sende Arbeiterinnen und Arbeiter ... 
Das Resultat liegt nun als Antrag des 
KV Oberfranken an den Parteitag vor. 
Nicht alles konnte bis aufs I-Tüpfel- 
chen ausdiskutiert werden. Doch ver¬ 
steht sich der Antrag nicht zuletzt als 
Anregung, sich eine andere Form der 
Darstellung zu überlegen. 

Eva Petermann 

★ 

Leseprobe zu den Ergänzungen 

Ist der Sozialismus nicht 
historisch widerlegt? 

Das versuchen die Kapitalvertreter in 
den Medien und anderswo uns einzu¬ 
reden. Ist nicht der Antikommunismus 
Staatsdoktrin gewesen, seit es Kom¬ 
munisten gibt? Haben sie nicht schon 
immer versucht, alles Neue und Fort¬ 
schrittliche zu entstellen und zu verteu¬ 
feln? Kein Wunder: 

Linke Ideen und sozialistische Utopi¬ 
en sind allerorten wieder im Aufwind. 
Wo immer wir Kommunisten aktiv 
sind, stellen wir uns der reaktionären 
Gehirnwäsche der Herrschenden ent¬ 
gegen. 

Wir sehen es als wichtigen Auftrag aller 
Fortschrittskräfte an, die antikommu¬ 
nistischen Geschichtsverdrehungen zu 
widerlegen. Deswegen lassen wir uns 
auch nicht davon abbringen, die - bei 
allen Fehlern - gewaltigen Errungen¬ 
schaften der DDR und der anderen so¬ 


zialistischen Länder immer wieder in 
Erinnerung zu rufen. 

Wie aber sollen wir gegen 
das Meinungsmonopol der 
Herrschenden ankommen? 

Wer sich für seine Interessen mit of¬ 
fenen Augen einsetzt, erlebt tagtäg¬ 
lich den Widerspruch zwischen dem, 
was die Konzernmedien berichten, 
und dem realen Leben. Um aber Lü¬ 
gen wirklich zu entlarven, braucht man 
Faktenwissen und einen Klassenstand¬ 
punkt: Wem nützen sie? 

Auch deswegen ist unsere Zeitung, die 
UZ, unverzichtbar, genauso wie unsere 
Betriebs- und Wohngebietszeitungen 
und die Marxistischen Blätter. Hier er¬ 
fahren die arbeitenden Menschen die 
Wahrheit über das, was bürgerliche 
Presse und Fernsehen nicht bringen. In 
unseren eigenen Publikationen vermit¬ 
teln und diskutieren wir historische und 
gesellschaftliche Informationen und 
nicht zuletzt unsere Argumente für die 
Stärkung der Partei der Arbeiterklasse. 


DKP Hamm-Hellweg: 

Mehr offene Fragen als 
Antworten (zum Leitantrag 
des PV zum 20. Parteitag) 

1. Der Text zeichnet den Krisenverlauf 
zutreffend nach und formuliert Aufga¬ 
ben sowie Tagesförderungen der Par¬ 
tei, leistet aber weder Definition noch 
Analyse der Krise noch ihre Ableitung 
aus den Widersprüchen der kapitalis¬ 
tischen Produktionsweise. So kann er 
auch nicht den spezifischen Beitrag der 
DKP zur Entwicklung und Zuspitzung 
der Klassenkämpfe entwickeln und 
den im Titel erhobenen Anspruch ein¬ 
lösen. Zudem müssten „Antworten auf 
die Krise“ u.E. auch Antworten auf die 
Krise der Partei einschließen. Eine rigi¬ 
de Schwerpunktsetzung zugunsten der 
Interessenvertretung in Betrieb und 
Kommune ist im Vorfeld des 19. Par¬ 
teitags mit dem „84er Papier“ und dem 
„Krisenaktionsprogramm“ vorgeschla¬ 
gen worden. Bei zurückgehender Orga¬ 
nisationskraft werden wir unserer Par¬ 
tei nur mit einem solchen Ansatz eine 
Zukunft eröffnen können. 

2. Der Entwurf kennzeichnet die Kri¬ 
se als „Übergangs- oder Große Krise“ 
(16) und verweist auf „grundlegende 
Umbrüche ... in den Formen der Pro¬ 
duktion, der Machtausübung, im Ver¬ 
hältnis zwischen Kapital und Arbeit, im 
internationalen Kräfteverhältnis usw“. 
Anstatt zu untersuchen, welche Wider¬ 
sprüche und Ansatzpunkte sich hieraus 
ergeben, spekuliert er über geopoliti- 
sche Verschiebungen (19-22). Erwar¬ 
ten wir angesichts unterentwickelter 
Klassenkämpfe im eigenen Land die 
Rettung von außen? 

3. Ohne jede Erläuterung des kapita¬ 
listischen Krisenmechanismus erinnert 
der Verweis auf das „zerstörerische 
Ungleichgewicht zwischen einem auf¬ 


geblähten Finanzsektor und der „Re¬ 
alwirtschaft“ (25/26) an linkssozialde¬ 
mokratische Ansätze, deren Rezepte 
gegen die in der Produktionssphäre 
entstandene Krise allesamt in der Zir¬ 
kulationssphäre ansetzen. 

4. Wie entsteht die notwendige stärkere 
Gegenwehr und Vernetzung gegen den 
Kurs der Krisenabwälzung? Der Ent¬ 
wurf verweist auf offenkundige Defizi¬ 
te (135-140, 146-149, 150-152), macht 
aber keine Vorschläge zu ihrer Über¬ 
windung. 

5. Trotz Kritik an Unterentwicklung 
und mangelnder Vernetzung der Klas¬ 
senkämpfe wird ein zu rosiges Bild 
der Lage gemalt (197-199, 232-233). 
Es gibt nicht einmal eine gemeinsa¬ 
me Strategie zur Verteidigung des Er¬ 
reichten - wo soll dann eine weiterge¬ 
hende Strategie herkommen? Warten 
wirklich entwickelte Klassenkämpfe 
der Arbeiterklasse und ein machtvol¬ 
ler Strom von Bewegungen nur darauf, 
endlich vereinigt zu werden? Einzelne 
(Teil-)Erfolge können doch nicht dar¬ 
über hinwegtäuschen, dass insgesamt 
Niveau und Vernetzungsgrad der Klas¬ 
senkämpfe in unserem Land absolut 
unterentwickelt sind! 

6. Als Aufgabe der DKP wird neben 
Beiträgen zur Verstärkung und Ver¬ 
netzung des Widerstandes (244-248) 
und dem Einbringen der Erkennt¬ 
nisse des wissenschaftlichen Sozialis¬ 
mus (255-56) genannt, „gemeinsam 
mit anderen fortschrittlichen Kräften 
... den Weg zu grundlegenden gesell¬ 
schaftlichen Veränderungen, zum So¬ 
zialismus, zu erarbeiten ...“ (255-262). 
Die Erfahrungen z.B. in Venezuela le¬ 
gen aber nahe, dass Kommunisten ihre 
Strategie im Hinblick auf Reform und 
Revolution tunlichst selbst entwickeln 
und sie dann aber der Klasse und ggf. 
auch den Bündnispartnern zur Diskus¬ 
sion stellen sollten. Ansonsten schlagen 
wir eine andere Reihenfolge der Aufga¬ 
ben der Partei vor: erst Gewerkschafts¬ 
arbeit und Bewusstseinsbildung, dann 
Tagesförderungen, Kapitalismuskritik, 
antimonopolistische Orientierung, Ei¬ 
gentumsfrage und Sozialismuspropa¬ 
ganda (271-319). 

7. Falsch und irreführend ist die Ori¬ 
entierung auf einen Vorrang der in¬ 
ternationalen Kooperation mit Links¬ 
parteien vor der Zusammenarbeit der 
kommunistischen Parteien (327-331). 
Im Gegenteil: Ohne regen Erfahrungs¬ 
austausch und enge Abstimmung un¬ 
ter den kommunistischen Parteien wird 
auch ein bewusstes Herangehen an die 
Aktionseinheit mit sozialdemokratisch 
ausgerichteten Parteien nicht möglich 
sein. 


Der tatsächliche Text in der Zeilen 
327 bis 331 im PV-Antrag lautet: 

Die Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten müssen international ihre Zu¬ 
sammenarbeit verstärken. Gerade 


angesichts der kapitalistischen Krise 
wird aber die engere Zusammenar¬ 
beit der kommunistischen, Arbei¬ 
ter- und Linksparteien zu einer noch 
drängenderen Aufgabe, um den Ka¬ 
pitalismus mit einer sozialistischen 
Alternative glaubwürdig herausfor¬ 
dern zu können. 


8. Für die Forderungen (368 ff.) schla¬ 
gen wir eine andere Reihenfolge vor: 
Zuerst betriebliche Probleme (v.a. Ar¬ 
beitszeitverkürzung und Kampf gegen 
Prekarisierung), dann kommunale Fi¬ 
nanzen und Kommunalpolitik, dann 
Forderungen zu Wirtschafts- und Fi¬ 
nanzpolitik, Bildung und Kultur, Krieg 
und Frieden, Energie-, Klima- und Um¬ 
weltpolitik sowie Demokratie und An¬ 
tifaschismus. 

9. Der letzte Absatz nennt als Ziel 
„ein friedliches, demokratisches und 
soziales Europa mit gleichen Rechten 
für alle ..., welches das internationale 
Kräfteverhältnis entscheidend verän¬ 
dern und den Weg zu einem sozialis¬ 
tischen Europa öffnen könnte.“ (466- 
468) Ein schönes Ziel, aber ohne die 
Klarstellung, dass hierfür die EU die 
denkbar schlechteste Basis ist, wird es 
ein frommer Wunsch bleiben! 


termine@unsere-zeit.de 


Bamberg: Offener Gruppenabend der DKP 
Bamberg-Forchheim. Gaststätte „Tambosi“, 
Nebenzimmer, Promenadenstraße 11, direkt 
am Z0B, 19.00 Uhr. 


Dl ★ 8. JAN 


Recklinghausen: Gruppenabend der DKP. 
Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


FR ★ 11 . JAN 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP mit 
Diskussion zum Leitantrag des Parteivorstan¬ 
des, die Stellungnahme des DKP-Landesvor- 
standes Berlin dazu und den Antrag der DKP 
Oberfranken zum Leitantrag Teil 4 an den 
20. Parteitag. DFG-VK Büro, Gabelsberger¬ 
straße 1,19.00 Uhr. 


SA ★ 19 . JAN 


Stuttgart: „Kommunisten und Gewerk¬ 
schaften“, Bildungsveranstaltung der DKP 
Stuttgart. Waldheim Sillenbuch, Clara-Zetkin- 
Haus, 13.30 Uhr bis 17.30 Uhr. 


DO ★ 24 . JAN 


Hannover: „Drohnen.“ Veranstaltung des 
Friedensbüros Hannover e.V. mit Prof. Dr. 
Jutta Weber. FZH Linden, Windheimstraße 4; 
Saal 7,19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätes¬ 
tens am Freitag eine Woche vor dem Erschei¬ 
nungstermin der entsprechenden Ausgabe 
der UZ, möglichst auch mit Angabe desThe- 
mas der Veranstaltung an termine@unse- 
re-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstra- 
ße 18,45127 Essen. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 22. bis 28. Dezember 



... verlieren die Deutschen bei der Altersvorsorge. Das hat der Bamberger Finanzwissenschaftler Andreas Oehler 
errechnet. Als Ursache nennt er schlechte Beratung. Das mag sein. Dahinter steckt aber die versammelte Kapi¬ 
talindustrie der Versicherungen, Privatanleger, Baufinanzierer, Banken usw. die nicht zufällig schlecht berät, son¬ 
dern nur dann ihren Schnitt macht, wenn vom sauer verdienten Geld der Ratsuchenden möglichst viel bei ihnen 
hängen bleibt. Unterstützt werden sie von der Politik, die Angstkampagnen fährt, um die Menschen in die Arme 
der Finanzjongleure zu treiben. Durch die Zerschlagung der gesetzlichen Rentenversicherung wird außerdem 
die Notwendigkeit zusätzlicher Vorsorge erst geschaffen. 

Sie alle wollen nur unser Bestes - nämlich unser Geld. 


Einmal Antarktis und zurück 

Vendee Globe 2012/13 


Samstag 

Eine Friedensbotschaft der besonderen 
Art hat die US-amerikanische Waffen¬ 
industrie anlässlich des Massakers von 
Newtown, Connecticut verkündet. 

Der Vizepräsident der US-Waffenlobby 
Wayne LaPierre fordert dazu auf künf¬ 
tig vor jede der mehr als 130 000 ameri¬ 
kanischen Schulen bewaffnete Wachleu¬ 
te zu stellen: „ Wir sorgen uns um unser 
Geld, also schützen wir die Banken mit 
bewaffneten Wachleuten Doch wenn es 
um die am meisten geliebten, unschul¬ 
digen, zerbrechlichen Mitglieder unse¬ 
rer amerikanischen Familie geht - um 
unsere Kinder - dann lassen wir die je¬ 
den Tag höchst wehrlos.“ Nach Umfra¬ 
gen trifft FaPierre mit dieser Sichtweise 
auf Zustimmung des „gesunden“ Volks - 
empfindens. Eine Gesellschaft versinkt 
in Gewalt und Barbarei. Und ein Ende 
der Entwicklung ist nicht abzusehen. 
Zumindest solange nicht, wie der US- 
Imperialismus seinen Anspruch auf 
Weltherrschaft weiter brutal umsetzt - 
auch im Inneren. Die Allgegenwart 
des Militärs im Alltag, immer größere 
Summen für Waffen, die Verschärfung 
der sozialen Gegensätze im Lande, das 
immer rigorosere Vorgehen gegen selbst 
geringe Vergehen usw. usf. Das soll 
nichts anderes hervorbringen als Gewalt 
und noch mehr Gewalt. Der schießwü¬ 
tige Weltpolizist USA ist gefährlicher 
denn je - für sich und alle anderen. 

★ 

Die oben skizzierte Entwicklung ist in 
den USA am weitesten vorangeschritten. 
Es gibt sie auch in Europa, in Deutsch¬ 
land, überall wo der Kapitalismus re¬ 
giert. Diese Entwicklung fällt nicht vom 
Himmel, sie geht zurück auf bewusste 
und/oder fehlerhafte Entscheidungen 
der Herrschenden. 

Und genau deshalb sind alle Weih- 
nachts- und Neujahrsansprachen durch 
und durch verlogen. Wer z. B. die Bru¬ 
talisierung der Gesellschaft anklagt 
wie die Ministerpräsidentin Kraft, aber 
vom Beitrag der SPD-Politik der letzten 
Jahrzehnte dazu schweigt, wie soll man 
den anders nennen als Heuchler? 

Montag 

Heute wird gemeldet, dass eine afghani¬ 
sche Polizistin einen US-Berater im Ka- 
buler Polizeihauptquartier erschossen 
hat. Als erste Frau, ansonsten kommt 
das häufig vor. Man beeilt sich jetzt zu 
behaupten, dass Ursache häufig kultu- 


Im Hause des Kölner Bankiers Kurt 
Freiherr Schröder trafen sich am 4. Ja¬ 
nuar 1933 der Zentrumspolitiker Franz 
von Papen, Reichskanzler bis zum 3. 
12.1932, und der Faschist Adolf Hitler, 
Reichskanzler ab dem 30. 1. 1933. In 
der zweistündigen Besprechung ging es 
um den Sturz der Regierung Schleicher 
und die Etablierung einer Regierung 
unter dem Kanzler Hitler. Bekanntlich 
kam es zu einer Einigung. 

Schröder hatte das Treffen nach Rück¬ 
sprache mit Wirtschaftsführern vermit¬ 
telt. Im Nürnberger IG-Farben-Prozess 
von 1947 schildert er Rolle und Absich¬ 
ten der deutschen Industrie so: „Be¬ 
vor ich diesen Schritt unternahm, be¬ 
sprach ich mich mit einer Anzahl von 
Herren der Wirtschaft und informierte 
mich allgemein, wie sich die Wirtschaft 
zu einer Zusammenarbeit der beiden 
stellte. Die allgemeinen Bestrebungen 
der Männer der Wirtschaft gingen da¬ 
hin, einen starken Führer in Deutsch¬ 
land an die Macht kommen zu sehen, 
der eine Regierung bilden würde, die 
lange Zeit an der Macht bleiben würde. 
Als die NSDAP am 6. November 1932 
einen ersten Rückschlag erlitt und so¬ 
mit also ihren Höhepunkt überschrit¬ 
ten hatte, wurde eine Unterstützung 
durch die deutsche Wirtschaft beson¬ 
ders dringend. Ein gemeinsames In¬ 
teresse der Wirtschaft bestand in der 
Angst vor dem Bolschewismus und 
der Hoffnung, dass die Nationalsozi¬ 
alisten - einmal an der Macht - eine 
beständige politische und wirtschaft¬ 
liche Grundlage in Deutschland her¬ 


relle Missverständnisse, verletzte Ehre 
und persönliche Probleme seien. Die 
NATO und die afghanische Regierung 
bemühten sich, die Angriffe durch be¬ 
sondere kulturelle Trainingseinheiten 
und durch ein strenges Auswahlverfah¬ 
ren für Rekruten in den Griff zu bekom¬ 
men. 

Herr LaPierre (s. Montag) hat auf die 
Meldung hin gleich zwei Fragen nach 
Kabul gemailt: War der Berater ausrei¬ 
chend bewaffnet? Stand genug bewaff¬ 
netes Wachpersonal vor, in und auf dem 
Polizeihauptquartier? Als Soforthilfe 
will LaPierre 50 1-A-halbautomatische 
Gewehre stiften. 

Dienstag 

Ich will ja nicht päpstlicher sein als 
der Papst, schon gar nicht heute; aber 
was sagt uns eigentlich folgende Äuße¬ 
rung von Herrn Ratzinger während der 
Weihnachtsmesse in Rom: „ nur wenn 
jeder einzelne Mensch von Gott gewollt, 
gekannt und geliebt ist, nur dann ist sei¬ 
ne Würde unantastbar, wie armselig sei¬ 
ne Situation auch immer sein mag“? 
Heißt das, dass Gott nicht jeden Men¬ 
schen will, kennt und liebt? Und gibt 
Papa Ratzi dem Chef damit einen klei¬ 
nen Rüffel? 

Gewollt ist dieser katholische Faux Pas 
„ Gott verstößt gegen Neues Testament“- 
wohl eher nicht. Als Journalist kann ich 
den Predigtschreibern im Vatikan nur 
raten: Hände weg von Passiv-Konstruk¬ 
tionen. Das kann das Seelenheil kosten. 
★ 

Es ist halt Weihnachten - also noch mal 
Vatikan. Herr Ratzinger hat irgendwie 
einen schlechten Tag. Er beklagt, dass 
keine Religionsgemeinschaft weltweit so 
sehr verfolgt werde wie die Christenheit. 
Tja, Joseph, die Welt ist schlecht. Da seid 
ihr hingegangen und habt alle Völker ge¬ 
lehrt mit der Bibel in der einen, Feuer 
und Schwert in allen anderen Händen, 
Millionen wenn nicht Milliarden sind in 
eurem Namen ermordet worden. Gründ¬ 
lich seid ihr gewesen. Und seid es noch. 
Auch heute finden die Besatzer, Mörder 
und Vergewaltiger der großen „ christ¬ 
lichen“ Nationen euren geistigen Bei¬ 
stand. 

Und dann das: die verdammten Ungläu¬ 
bigen vergelten alle eure Wohltaten nicht 
mit stiller Demut, sondern sie wehren 
sich. Unglaublich! 

Wie gesagt, die Welt ist schlecht. 

Adi Reiher 


stellen würden. Eine weiteres gemein¬ 
sames Interesse war der Wunsch, Hit¬ 
lers wirtschaftliches Programm in die 
Tat umzusetzen, wobei ein wesentlicher 
Punkt darin lag, daß die Wirtschaft sich 
selbst lenken sollte zur Lösung der von 
der politischen Führung gestellten Pro¬ 
bleme. 

Die Authentizität dieser Bewertung 
wird durch einen Brief des Großbanki¬ 
ers Hjalmar Schacht an Schröder vom 
6. 1. 1933. Dort heißt es: „Ich möchte 
... Sie auch beglückwünschen zu der 
mutigen Initiative in der Anbahnung 
der Verständigung zweier Männer, die 
wir beide hochschätzen und deren Zu¬ 
sammenwirken vielleicht am schnells¬ 
ten eine positive Lösung herbeigeführt 
werden kann. Ich hoffe, daß die Unter¬ 
redung in Ihrem Hause einmal histori¬ 
sche Bedeutung gewinnen wird.“ Letz¬ 
teres wurde nur allzu wahr. 

Keiner der zahlreichen Versuche die 
Verantwortung der deutschen Indus¬ 
trie für das verbrecherische System der 
Menschheitsgeschichte, den deutschen 
Faschismus, zu leugnen oder zu relati¬ 
vieren, kann diese Äußerungen aus der 
Welt schaffen. Sie belegen wie wenige 
andere die unmittelbare Aktion der 
deutschen Kapitalisten. 

Schröder mag ein Provinz-Bankier 
gewesen sein. Er handelte im Auftrag 
wichtigerer Männer. Schacht gehörte 
zu denen ganz oben, er war Reichs¬ 
bankpräsident gewesen und wurde es 
unter Hitler wieder, von 1934 bis 1937 
auch Reichswirtschaftsminister. 

AR 


Es ist das härteste Segelrennen der 
Welt - die Vendee Globe, die 2012/13 
zum siebten Mal seit 1989/90 ausge¬ 
tragen wird. In etwa drei Monaten se¬ 
geln die Kontrahenten - ein Mann, ein 
Boot - einmal um die Welt. Genauer 


gesagt um die Antarktis. Der Start er¬ 
folgte am 10. November in Les Sables- 
d‘01onne/Frankreich. Von dort geht 
es zunächst durch den Atlantik nach 
Süden zum Kap der Guten Hoffnung. 
Von hier durch den Indischen Ozean, 
an Australien und Neuseeland vorbei, 
durch den Pazifischen Ozean bis zum 
Kap Hoorn. Während dieser Etap¬ 
pe liegt immer die Antarktis an Steu¬ 
erbord, d.h. die Witterung ist immer 
frisch. Nach der Umrundung der ge¬ 
fürchteten Südspitze von Amerika geht 
es wieder durch den Atlantik, diesmal 
Richtung Norden. Ziel ist wieder Les 
Sables-d‘01onne. 

Gesegelt wird mit Booten der soge¬ 
nannten Imoca 60 Open Klasse. Die 
Einrumpfboote sind 60 Fuß (etwa 
18 m) lang. Das (typische) Boot des 
derzeit - am 28.12. - führenden Fran¬ 
zosen Ärmel Le Cleac‘h hat eine Se¬ 
gelfläche von 300 bis 660 qm, der Mast 
ist 27 m hoch, es wiegt 7,8 Tonnen. An¬ 
sonsten gilt: Die Klassenregeln für 
Open 60 Einrumpfboote sind offen, das 
heißt, dass alles erlaubt ist, was nicht 
ausdrücklich verboten oder limitiert ist 
oder einer Auflage widerspricht. 


Noch nie wurde bis zur Hälfte des Ren¬ 
nens so schnell gesegelt wie bei der 
diesjährigen Regatta. Nach etwa 40 Ta¬ 
gen war die Hälfte des 25 000 nautische 
Meilen (nm) langen Kurses absolviert. 
Der zweitplatzierte Frangois Gabart 


hat einen neuen Rekord aufgestellt, als 
er 545,30 nm in 24 Stunden gesegelt ist. 
Eine nm sind 1.852 km. Das heißt Ga- 
bard ist an einem Tag über 1000 km ge¬ 
segelt. Das heißt auch, dass sein Boot 
mit etwa 50 km/h durch bewegtes Was¬ 
ser gesegelt ist. 

Der deutsche Spitzensegler Boris Herr¬ 
mann, dessen Teilnahme scheiterte, 
weil er keinen Sponsor fand, der die 
Kosten von über einer Millionen Euro 
übernehmen wollte, äußerte sich ge¬ 
genüber Spiegel online über die Renn¬ 
bedingungen: 

„Die psychische Anstrengung ist rie¬ 
sig. Außerdem fühlt man sich als Segler 
immer mal wieder einsam. Mich selbst 
belastet bei solchen langen Rennen 
auch häufig die Ungewissheit, welche 
Herausforderungen in diesen fernen 
Gebieten noch auf einen warten. Das 
schüchtert ein. Aber die Skipper sind 
alle erfahren darin, mit Druck umzu¬ 
gehen. 

Das beste Training ist, so viele Rennen 
wie möglich zu segeln und Erfahrungen 
zu sammeln, Drucksituationen zu erle¬ 
ben, ganz ohne Komfort. Wir schlafen 
bei diesen Rennen maximal 30 Minu¬ 


ten am Stück. Das kann man an Land 
kaum trainieren, da sich dieser Schlaf¬ 
rhythmus nicht mit dem normalen Ar¬ 
beitsalltag verbinden lässt. Jedoch ler¬ 
nen wir, mit autogenem Training Pau¬ 
sen sinnvoll zu nutzen.“ 

Natürlich hilft den Skippern eine High- 
Tech-Ausrüstung, zu der auch ein Au¬ 
to-Pilot gehört. Es bleiben aber noch 
mehr als genug Aufgaben, die nur der 
Skipper selbst erledigen kann. Dazu 
kann es auch schon mal gehören, dass 
der 30 m hohe Mast bei schwerem See¬ 
gang erklommen werden oder man in 
eiskaltem Wasser unter den Rumpf 
tauchen muss. Zur Routine gehört die 
komplizierte Berechnung des Kurses 
unter ständig wechselnden Wind- und 
Wetterbedingungen. Schließlich will 
man schneller sein als die anderen. 
Das diesjährige Rennen bezieht seinen 
besonderen Reiz bisher auch dadurch, 
dass die beiden Führenden Gabard 
und Le Cleac‘h seit Wochen im Ab¬ 
stand von wenigen Meilen durch den 
Indischen und Pazifischen Ozean rasen 
und sich dabei ständig in der Führung 
abwechseln. 

Wir berichten weiter und wünschen al¬ 
len Teilnehmern von unserem warmen 
Stübchen aus: Mast- und Schotbruch. 

Siggi Emmerich 


Der rote Kanal 


Hindenburg, D 2012 

Vor 80 Jahren, am 30. Januar 1933, 
ernannte der damalige Reichspräsi¬ 
dent Paul von Hindenburg Adolf Hit¬ 
ler zum Reichskanzler. 
Filmemacher Christoph Weinert 
räumt auf mit der hartnäckig ver¬ 
breiteten Mär eines zuletzt geistig 
und körperlich verfallenen Greises 
und stellt klar, dass Hindenburg alle 
politischen Entscheidungen bis kurz 
vor seinem Ableben bei klarem Ver¬ 
stand traf. 

Di., 8.1., 20.15-21.50 Uhr, arte 

Tod nach Abschiebung, D 2011 

Dokumentation über den Tod des 
Asylbewerbers Wadim K. aus Lett¬ 
land, der sich 2010 in Hamburg um¬ 
gebracht hat. 

Mi., 9.1., 22.45-0.15 Uhr, ard 


Des Führers Geburtshelfer 

4. Januar 1933 
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